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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 14.00 
Uhr. 
 
Präsident Weber: Ich eröffne die 24. Sitzung 
der Stadtbürgerschaft. 
 
Ich begrüße die anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Me-
dien. 
 
Meine Damen und Herren, zur Abwicklung der 
Tagesordnung wurden interfraktionelle Abspra-
chen getroffen, die Sie dem Umdruck der Ta-
gesordnung mit Stand von heute, 13.00 Uhr, 
entnehmen können. 
 
Diesem Umdruck können Sie auch die Ein-
gänge gemäß Paragraf 21 der Geschäftsord-
nung entnehmen, bei denen interfraktionell ver-
einbart wurde, sie nachträglich auf die Tages-
ordnung zu setzen. Es handelt sich um den Ta-
gesordnungspunkt 30, Wahl eines Mitglieds 
und eines stellvertretenden Mitglieds des Be-
triebsausschusses Werkstatt Bremen, Tages-
ordnungspunkt 31, Wahl eines Mitglieds und ei-
nes stellvertretenden Mitglieds des Jugendhil-
feausschusses, und Tagesordnungspunkt 32, 
Wahl eines Mitglieds der städtischen Deputa-
tion für Soziales, Jugend und Integration. 
 
 
Die übrigen Eingänge bitte ich dem heute ver-
teilten weiteren Umdruck zu entnehmen. 
 
I. Eingänge gemäß § 21 Satz 1 der Geschäfts-

ordnung 
 
1. Obdachlosigkeit bekämpfen, Schlichtwohnungen 

erhalten! Schlichtbauten abreißen - Neubau als 
Chance verstehen 
Bericht und Änderungsantrag der städtischen De-
putation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung, Energie und Landwirtschaft 

 vom 6. Februar 2017 
 (Drucksache 19/453 S) 
 
2. Abzüge bei den Kosten der Unterkunft 
 Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
 vom 7. Februar 2017 
 (Drucksache 19/457 S) 
 
3. Perspektiven für Wohnungs- und Obdachlose 

schaffen! 
 Antrag der Fraktion der CDU 
 vom 7. Februar 2017 
 (Drucksache 19/459 S) 
 
4. Findorfftunnel durch Kunst und Licht aufwerten 

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen 
und der SPD 

 vom 8. Februar 2017 
 (Drucksache 19/461 S) 
 
5. Gammel-Look an Bremer Schulen - zweiter Ver-

such 
 Große Anfrage der Fraktion der FDP 
 vom 9. Februar 2017 
 (Drucksache 19/462 S) 

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tagesordnung der 
März-Sitzung. 
 
II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Ge-

schäftsordnung 
 
1. Standards im Straßen- und Wegebau gehören 

auf den Prüfstand 
 Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
 vom 10. Oktober 2016 
 
2. Beiratsbeteiligung in Bremen - wie ist der aktuelle 

Stand? 
 Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
 vom 2. Januar 2017 
 Dazu 

Antwort des Senats vom 14. Februar 2017 
 (Drucksache 19/465 S) 
 
3. Sanierungsstau auf Bremer Straßen 
 Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
 vom 8. Februar 2017 
 
Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? - Ich sehe, das ist nicht der 
Fall. 
 
Wer mit den interfraktionellen Absprachen ein-
verstanden ist, den bitte ich um das Handzei-
chen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft ist mit den 
interfraktionellen Absprachen einverstanden. 
 
(Einstimmig) 
 
Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, 
möchte ich Ihnen noch mitteilen, dass die Frak-
tion der FDP ihre Große Anfrage, Überstunden 
bei der Polizei Bremen müssen bezahlt werden, 
Drucksachen-Nummer 19/439 S, unter Tages-
ordnungspunkt 21 zurückgezogen hat. 
 
Meine Damen und Herren, wir treten in die Ta-
gesordnung ein. 
 
Fragestunde 
 
Für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft lie-
gen drei frist- und formgerecht eingebrachte An-
fragen vor. 
 
 
Die erste Anfrage trägt den Titel „Streetwork 
auf der Bremer Discomeile“. Die Anfrage ist 
unterschrieben von den Abgeordneten Senkal, 
Möhle, Tschöpe und Fraktion der SPD. 
 
Bitte, Herr Kollege Senkal! 
 
Abg. Senkal (SPD): Wir fragen den Senat: 
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Erstens: Wurden im Vorfeld der Beendigung 
des Projekts „Pro Meile“, VAJA e. V., welches 
seit Jahren im Rahmen von Streetwork Präsenz 
und Ansprechbarkeit für alle Jugendlichen auf 
der Discomeile sowie eine Anlauf- und Bera-
tungsstelle als Rückzugsmöglichkeit bietet, Ge-
spräche mit VAJA e. V. zu den Beweggründen 
der Einstellung geführt, und wenn ja, wie lauten 
diese Gründe? 
 
Zweitens: Wie stehen die Betroffenen vor Ort 
zur Einstellung des Projekts, und wurden Ge-
spräche mit dem Beirat Mitte, den ansässigen 
Betreibern und gegebenenfalls anderen zur ak-
tuellen Situation an der Meile, zur Beendigung 
des Projekts und der Korrelation sowie zur dann 
perspektivisch veränderten Sachlage geführt? 
 
Drittens: Wie wertet der Senat die Arbeit durch 
ehrenamtliche und hauptamtliche Kräfte, die 
sich im Rahmen von „Pro Meile“ jedes Wochen-
ende engagieren, wie wird ein möglicher Ausfall 
beurteilt, und gibt es Pläne zur andersartigen 
Fortführung eines solches Projekts, und wenn 
ja, wie sehen diese aus? 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Herrn Staatsrat Fries. 
 
Staatsrat Fries: Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrte Damen und Herren! Für den Senat 
beantworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Der Träger des Projekts „Pro 
Meile“, VAJA e. V., hat der Senatorin für Sozia-
les, Jugend, Frauen, Integration und Sport im 
September 2016 mitgeteilt, das Projekt in 2017 
nicht fortzuführen. Bereits 2015 hatte der Trä-
ger von Problemen bei der Gewinnung ehren-
amtlicher Kräfte berichtet. Die Senatorin für So-
ziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport 
hat daraufhin die Förderung von VAJA e. V. für 
das Vorhaben „Pro Meile“ in 2016 erhöht, damit 
der Träger mehr hauptamtliche Kräfte einsetzen 
kann. Im Verlauf des Jahres 2016 hat der Trä-
ger festgestellt, dass sich für das Vorhaben 
keine hauptamtlichen Kräfte dauerhaft gewin-
nen lassen. Der Träger sah sich daher gezwun-
gen, das Projekt einzustellen. 
 
Eine Evaluation der Kontakte hat außerdem er-
geben, dass der eigentliche Arbeitsschwer-
punkt in den Hintergrund getreten war. Das Prä-
ventionsprojekt mit dem konzeptionellen Pri-
märaspekt Deeskalation und Jugendberatung 
entsprach nicht mehr der Bedarfslage auf der 
Discomeile. 
 
Zu Frage zwei: Die auf der Discomeile einge-
setzten Polizeibeamten bewerten die Tätigkeit 
des VAJA e. V. insbesondere aus sozialen 
Gründen als sinnvoll. 

Mit der Polizei Bremen hat das Team vor Ort in 
der Regel einen positiven Austausch zur Lage 
im Bereich der Discomeile gepflegt. 
 
VAJA e. V. hat deutlich gemacht, dass die reine 
Präsenz des Projektes für Besucher und Betrei-
ber an Stellenwert verloren hat. 
 
Zu Frage drei: Hilfsangebote, die unterhalb von 
Gefahrenabwehr und Strafverfolgung in An-
spruch genommen werden können, werden 
grundsätzlich als nützlich erachtet. Der Einfluss 
der Tätigkeit des VAJA e. V. auf die polizeili-
chen Aktivitäten an der Discomeile lässt sich 
nicht im Einzelnen darstellen. 
 
 
Die bisher für „Pro Meile“ eingesetzten Mittel 
können für Alternativkonzepte auf der Dis-
comeile eingesetzt werden. Welche Alternativ-
konzepte sinnvoll und erforderlich sind, wird un-
ter anderem in der Lenkungsgruppe „Jugendge-
walt“ beraten. Die Ausgangssituation gegen-
über der Etablierung von „Pro Meile“ im Jahr 
2006 hat sich verändert und wird vor dem Hin-
tergrund der zehnjährigen Erfahrung von VAJA 
e. V. neu zu bewerten sein. Unter anderem wird 
zu prüfen sein, ob aufsuchende Jugendarbeit 
im Sinne von Beziehungsaufbau zu gefährde-
ten Bremer Jugendlichen mit dem Ziel der An-
bahnung weiterführender Hilfe und Förderung 
das richtige Instrument ist. - Soweit die Antwort 
des Senats! 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Senkal, haben 
Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Senkal (SPD): Herr Staatsrat, wie bewer-
ten Sie diese Zusammenarbeit? Sie haben jetzt 
viel von den Trägern gesprochen. Wie bewerten 
Sie oder Ihr Haus die Zusammenarbeit auf der 
einen Seite mit der Polizei, die in ihrer Tätigkeit 
vor Ort ist, aber auf der anderen Seite auch die 
präventiven Maßnahmen? Sehen Sie das für 
sie als notwendig an? 
 
 
Staatsrat Fries: Das Projekt ist aus unserer 
Sicht ein sehr erfolgreiches Projekt gewesen. 
Es ist sinnvoll, ergänzend zu der Arbeit der Po-
lizei auch mit Sozialpädagogen vor Ort und auf-
suchend tätig zu sein. Wir teilen aber auch die 
Einschätzung von VAJA, dass sich die Situation 
seit der Gründung des Projekts im Jahr 2006 
verändert hat, dass sich die klassische Funktion 
des Projekts verändert hat und es in letzter Zeit 
vor allem in der Anlaufstation sehr kurzfristige 
Probleme im Laufe des Abends gab, aber nicht 
mehr die präventive langfristige Arbeit, die ur-
sprünglich gedacht war, erforderlich ist. Des-
halb ist es, glaube ich, durchaus sinnvoll, nach 
einer neuen Konzeption zu suchen. 
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Präsident Weber: Herr Kollege Senkal, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Senkal (SPD): Auch wenn ich es bedau-
ere, dass VAJA da eine andere Entscheidung 
getroffen hat, bin ich trotzdem der Meinung, 
dass man in der Angelegenheit einen Zweiklang 
schaffen muss, wie Sie es auch gerade gesagt 
haben. Es gibt jetzt eine Initiative von Betrei-
bern und den Johannitern, die versuchen, die-
sen Bereich mit Räumlichkeiten, Ansprechpart-
nern, aber auch Plätzen zu initiieren, an denen 
man auch eine Erstversorgung gewährleisten 
kann. Ist Ihnen das schon bekannt, oder ist 
diese Initiative bei Ihnen schon vorstellig gewor-
den? 
 
Staatsrat Fries: Ich persönlich habe noch 
keine Kenntnis über diese Initiative, höre aber 
gern, dass es dort Initiativen gibt, und dass sich 
die Betreiber der Diskotheken mehr engagieren 
wollen, freut uns auch sehr. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Senkal, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Senkal (SPD): Ich möchte noch eine 
haushaltstechnische Frage stellen! Wenn ich es 
jetzt richtig verstanden habe, hat VAJA zurzeit 
seine Arbeit aufgegeben beziehungsweise führt 
sie nicht mehr fort. Ist es möglich, einen rei-
bungslosen schnellen Übergang mit einem 
neuen Träger herzustellen? 
 
Staatsrat Fries: Das hängt von den konkreten 
Gesprächen ab, aber aus haushaltstechnischer 
Sicht sind die Mittel, die wir für den Zuschuss 
für VAJA verwendet haben, weiter in unserem 
Haushalt vorhanden und stünden für ein Nach-
folgeprojekt zur Verfügung. 
 
Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Tassis! - Bitte sehr! 
 
Abg. Tassis (AfD): Die Entscheidung, das Pro-
jekt mit VAJA zu beenden, kommt ja doch sehr 
überraschend. Können Sie noch einmal konkre-
tisieren, Herr Staatsrat, welche Entwicklungen 
es gerade in letzter Zeit, also in den letzten Mo-
naten, gegeben hat, um diesbezüglich eine Än-
derung zu erreichen? Ich hatte ja im letzten Mo-
nat auch eine Anfrage zu diesem Vorgang ein-
gereicht. Können Sie noch einmal bestätigen, 
dass die Entscheidung mit der jetzigen Flücht-
lingskrise nichts zu tun hat und die eventuellen 
Personalschwierigkeiten von VAJA keinerlei 
Beziehungen zu diesem Problempunkt aufwei-
sen? 
 
Staatsrat Fries: Die Gründe, die VAJA uns ge-
nannt hat und wir für nachvollziehbar halten, 
sind, dass sich der Tätigkeitsschwerpunkt vor 

allem zu Problemen hin verschoben hat, die auf 
die aktuelle Situation des hohen Alkoholkon-
sums auf der Meile zurückzuführen sind und 
dieses Tätigkeitsfeld in der Form weder für eh-
renamtliche noch für hauptamtliche Helfer at-
traktiv ist. Mir ist keine aktive Entscheidung be-
kannt, die Personen dort abzuziehen und sie 
woanders einzusetzen, sondern es ist ein Ar-
beitsmarkt, der es den Personen im Moment er-
möglicht, Tätigkeiten zu finden, die sie selbst für 
attraktiv halten. 
 
Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage 
der Abgeordneten Frau Steiner! - Bitte, Frau 
Kollegin! 
 
Abg. Frau Steiner (FDP): Sie haben vorhin bei 
der Beantwortung von Frage drei gesagt, dass 
der Stellenwert nicht mehr als so wichtig be-
trachtet wird. Mich würde interessieren, ob es 
davon abhängig gemacht wird, dass die Nach-
frage nicht mehr vorhanden ist, indem die Leute 
aktiv auf die Initiative zugegangen sind, oder 
auch davon, dass es weniger aktive Vorfälle 
gab. 
 
Staatsrat Fries: VAJA hat seine Arbeit regel-
mäßig evaluiert und auch eine deutlich gerin-
gere Anzahl an Kontaktaufnahmen wahrge-
nommen, darauf ist das zurückzuführen. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Steiner (FDP): Diese Initiative war 
ja auch immer beim LA VIVA stationiert. Gibt es 
das auch im Viertel, oder gab es auch die Über-
legung, das in das Viertel hinein auszuweiten, 
oder war immer klar, dass es nur dort direkt 
stattfindet? 
 
Staatsrat Fries: In der Form gab es das nur an 
dieser Stelle. Wir haben durch den Träger VAJA 
aber auch aufsuchende Jugendarbeit, die an 
verschiedenen Teilen in Bremen und auch im 
Viertel stattfindet. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die zweite Anfrage steht unter dem Betreff 
„Hundefreilaufflächen“. Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordneten Leidreiter, 
Schäfer und Gruppe LKR. 
 
Bitte, Herr Kollege! 
 
Abg. Leidreiter (LKR): Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Wer hat die transparenten Regelungen 
für Hundeauslaufgebiete in Bremen erstellt, und 
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von wem wurde er wann beauftragt, dies zu 
tun? 
 
Zweitens: Wie viele Hundefreilaufflächen wur-
den nach Beschluss der Drucksache 18/346 S 
von wem an wen gemeldet? 
 
Drittens: Wie viele vorgeschlagene Hundefrei-
laufflächen wurden bisher genehmigt bezie-
hungsweise von wem mit welcher Begründung 
abgelehnt? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Dr. Lohse. 
 
Senator Dr. Lohse: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Für den Senat 
beantworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Die Bremische Bürgerschaft hat 
mit Beschluss vom 24. September 2013 den 
Senat gebeten, Vorschläge für klare und trans-
parente Regelungen für Hundeauslaufgebiete 
in Bremen vorzulegen. Der Senator für Umwelt, 
Bau und Verkehr hat der Deputation den ent-
sprechenden Bericht der Verwaltung für die Sit-
zung am 3. Juli 2014 vorgelegt. 
 
Zu Frage zwei: Dem Senator für Umwelt, Bau 
und Verkehr wurden stadtweit 14 potenzielle 
Hundeauslaufflächen vorgeschlagen, davon 
zwölf von den Beiräten über die Ortsämter, zwei 
weitere von Bürgerinnen und Bürgern. 
 
Zu Frage drei: Von diesen Flächen wurde die 
Hundeauslauffläche nördlich der Galopprenn-
bahn im Rahmen eines Pilotprojekts umgesetzt. 
Eine weitere geeignete Fläche befindet sich in 
der Planung. 
 
Drei Flächen sind aufgrund entgegenstehender 
Eigentumsverhältnisse oder rechtlicher Rege-
lungen nicht geeignet. Zwei Flächen wurden 
von den zuständigen Beiräten abgelehnt. Eine 
der Flächen wurde von Bürgerinnen und Bür-
gern vorgeschlagen, eine weitere von einem 
anderen Beirat. Für die übrigen Flächen ist die 
Eignungsprüfung noch nicht abgeschlossen. - 
Soweit die Antwort des Senats! 
 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatz-
frage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Leidreiter (LKR): Ist Ihnen bekannt, dass 
wir seit 2011 auf diese Hundefreilaufflächen 
warten und es die erste Anfrage dazu im Jahr 
2011 gab und die zweite im Jahr 2013, 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Aber nicht von 
Ihnen!) 
 

bei der auch die Koalition entsprechende Krite-
rien formuliert hat? Sind Sie der Meinung, dass 
die jetzt vorhandenen Hundefreilaufflächen 
ausreichen, um dem Tierschutzgesetz gerecht 
zu werden? 
 
Senator Dr. Lohse: Das waren jetzt mehrere 
Fragen! Zum ersten Teil: Es ist mir bekannt, 
dass dies zum ersten Mal im Jahr 2011 thema-
tisiert wurde. Zum zweiten Teil kann ich nur sa-
gen, dass wir an die Gesetzeslage hier in Bre-
men gebunden sind - das ist hier das Ortsge-
setz über die Beteiligungsrechte der Beiräte -, 
das den Beiräten in Paragraf 10 Absatz 1 Ziffer 
7 das Entscheidungsrecht über den Ausbau, 
Umbau, wesentliche Um- oder Zwischennut-
zung von öffentlichen Wegen, Plätzen, Grün- 
und Parkanlagen überträgt, soweit diese stadt-
teilbezogen sind. Das bedeutet, dass wir auf die 
Mitwirkung der Beiräte angewiesen sind, und 
wenn Beiräte zum Beispiel eine Fläche ableh-
nen, dann können wir schlecht etwas dagegen 
unternehmen. Das Gleiche gilt, wenn rechtliche 
oder technische Ausschlussgründe vorliegen. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Leidreiter (LKR): Teilen Sie meine Mei-
nung, dass das Tierschutzgesetz eine höhere 
Bedeutung hat als das Ortsgesetz über die Be-
teiligungsrechte der Beiräte? 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das ist Gesetz!) 
 
Senator Dr. Lohse: Das würde ich mir an die-
ser Stelle nicht anmaßen! Es ist ja so, dass es 
in Bremen keine generelle Anleinpflicht für 
Hunde gibt. 
 
(Zurufe: Doch! Ganzjährig! - Abg. Frau Grotheer 
[SPD]: Nein, das stimmt einfach nicht!) 
 
Dann hat mir meine Verwaltung etwas Falsches 
aufgeschrieben! 
 
(Abg. Leidreiter [LKR]: Ab 15. April zumindest! - 
Zuruf: Ganzjährig! - Abg. Leidreiter [LKR]: 
Doch! In der Setzzeit gibt es zumindest eine An-
leinpflicht!) 
 
Meine Verwaltung hat mir mit Datum vom 31. 
Januar 2017 Folgendes aufgeschrieben - ich 
bin kein Experte in dieser Thematik, ich bitte 
das zu entschuldigen! -: „Für das Stadtgebiet 
Bremen gilt grundsätzlich keine allgemeine 
Pflicht der Hundehalter zum Anleinen der 
Hunde. 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Korrekt!) 
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Einschränkungen bestehen entweder in be-
stimmten Bereichen oder in bestimmten Zeit-
räumen.“ 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Auch korrekt!) 
 
Da gibt es das Ortsgesetz über die öffentliche 
Ordnung, Paragraf 6 Absatz 3, das Feldzuord-
nungsgesetz, Paragraf 7, das Gesetz über das 
Halten von Hunden, Hundehaltergesetz, Para-
graf 5, Parkordnung - in den Parkanlagen wie 
Bürgerpark, Park Links der Weser oder Knoops 
Park - und Nutzungseinschränkungen in Teilbe-
reichen, zum Beispiel durch das Naturschutz- 
und das Wasserrecht. So ist die Rechtslage. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Leidreiter (LKR): In der Brutzeit - soweit 
ich mich erinnere, ist das ab 15. April - gibt es 
generell eine Anleinpflicht in Bremen, 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Nein!) 
 
und von diesem Zeitpunkt an ist eine artge-
rechte Tierhaltung ohne hinreichend vorhan-
dene Hundefreilaufflächen nicht mehr möglich. 
 
Senator Dr. Lohse: Ich habe jetzt keine Frage 
gehört! 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Ein Blick in das Ge-
setz, Herr Kollege!) 
 
 
Präsident Weber: Versuchen Sie es noch ein-
mal! 
 
Abg. Leidreiter (LKR): Was haben Sie denn in 
Zukunft vor, damit wir unsere Hunde artgerecht 
halten können? Was wollen Sie tun? 
 
Senator Dr. Lohse: Wir werben weiter dafür, 
dass weitere geeignete Flächen gefunden wer-
den und bemühen uns, selbst weitere Flächen 
zu identifizieren, die als Hundeauslaufflächen 
geeignet sein können, und auf den Flächen, bei 
denen die Prüfung noch nicht abgeschlossen ist 
- das ist ja noch einmal eine Reihe von Flächen 
-, wollen wir sehen, dass wir solche Hundeaus-
laufflächen realisieren können. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Leidreiter (LKR): Haben Sie einen Zeit-
raum dafür vorgesehen, in dem Sie das verwirk-
lichen wollen, oder sollen wir - wie jetzt von 
2011 bis 2017 - weitere sechs Jahre warten? 

Senator Dr. Lohse: Ich muss im Ressort im 
Einzelnen nachfragen, wie weit der Prüfvorgang 
gediehen ist. Ich habe jetzt keinen generellen 
Zeitplan für alle Flächen, die vorgeschlagen 
werden, aber für jede einzelne Fläche gibt es 
selbstverständlich einen Zeitplan. 
 
(Abg. Leidreiter [LKR]: Dann werde ich im 
nächsten Jahr noch einmal nachfragen! - Vielen 
Dank!) 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Lübke (CDU): Gibt es Erkenntnisse dar-
über, wie die existierenden Freilaufflächen für 
Hunde angenommen werden? Wird das irgend-
wie geprüft? 
 
Senator Dr. Lohse: Weil wir ja die Schwierig-
keit hatten, dass wir uns im laufenden Haushalt 
befanden und nicht wussten, wie hoch die Fol-
gekosten sind, haben wir nördlich der Galopp-
rennbahn in der Vahr eine Pilotfläche eingerich-
tet. Das wurde auch evaluiert, und darüber 
wurde in der Deputation am 8. September 2016 
berichtet. Es hat sich herausgestellt, dass die 
Fläche gut angenommen wird und stark fre-
quentiert ist und tatsächlich ein Mehraufwand 
für die Pflege der Fläche durch Reinigung, Ra-
senmahd und dergleichen entsteht, der auch 
quantifiziert wurde. 
 
Mit diesen Kenntnissen hat man dann eine wei-
tere Fläche auf den Weg gebracht, die im kom-
menden Jahr realisiert werden soll. Dafür haben 
wir auch Mittel der Städtebauförderung mobili-
siert, um diese Fläche auf der Neustädter Seite 
einzurichten, und zwar am Friesenwerder/Neu-
stadtsbahnhof. Das wird die zweite Fläche sein, 
und wenn sich weitere Flächen als geeignet er-
weisen, dann werden wir dort ähnlich verfahren. 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. Buhlert (FDP): Gestatten Sie eine 
Frage, weil das eben nicht so ganz deutlich 
wurde: Trifft es zu, dass bei der Festlegung der 
Brut- und Setzzeiten eine Abwägung stattgefun-
den hat zwischen dem Tierschutzinteresse für 
die Hunde und dem Tierschutzinteresse für die 
anderen Tiere, und können Sie ausführen, ab 
wann diese wirklich beginnen? Der 15. April ist 
meiner Kenntnis nach falsch. 
 
Senator Dr. Lohse: Ich muss mich an der 
Stelle entschuldigen - ich bin kein Jurist -, ich 
werde diese Fragen mitnehmen und im Ressort 
rechtlich prüfen lassen, und dann bekommen 
Sie eine rechtlich korrekte Auskunft. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
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Abg. Dr. Buhlert (FDP): Könnte es sein, dass 
das vielleicht ungefähr Mitte März sinnvoll ist, 
weil dann die Vögel geboren werden und es 
sinnvoll ist, sie dann zu schützen? 
 
Senator Dr. Lohse: Das ist jetzt eine Frage im 
Konjunktiv. Ich sage es einmal so: Ich würde es 
nicht ausschließen. 
 
(Heiterkeit) 
 
Präsident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Remkes (LKR): Welche Leistung wird 
aus Ihrem Haus für die Hundesteuer erbracht? 
 
(Zurufe SPD, Bündnis 90/Die Grünen - Abg. Rö-
wekamp [CDU]: Anteiliges Senatorengehalt!) 
 
Senator Dr. Lohse: Steuern landen ja im allge-
meinen Steuersäckel, das sind ja keine Abga-
ben. Ich müsste jetzt die Finanzsenatorin nach 
dem genauen Zusammenhang zwischen den 
Geldflüssen fragen. 
 
(Abg. Remkes [LKR]: Ich meinte es allgemein!) 
 
Ich werde auch dieser Frage nachgehen! 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die dritte und damit letzte Anfrage beschäftigt 
sich mit dem Thema „Lebensmittelabfälle in 
Schulmensen in Bremen“. Die Anfrage ist un-
terzeichnet von den Abgeordneten Dr. vom 
Bruch, Frau Neumeyer, Röwekamp und Frak-
tion der CDU. 
 
Bitte, Herr Kollege Dr. vom Bruch! 
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Wir fragen den 
Senat: 
 
In welchem Umfang werden Lebensmittel aus 
Schulmensen in Bremen, die für die Mittagsver-
pflegung der Schülerinnen und Schüler vorge-
sehen waren, nicht verzehrt, und was geschieht 
mit diesen Mahlzeiten? 
 
In welchem Verhältnis steht die Menge des aus-
gegebenen Mittagessens zur Menge des an-
schließend entsorgten Essens, und wie wird 
dieses ermittelt sowie dokumentiert? 
 
Was unternimmt der Senat, um den Anteil der 
Lebensmittel aus der mittäglichen Schulverpfle-
gung, die nicht in diesem Rahmen verzehrt wer-
den, möglichst gering zu halten beziehungs-
weise weiter zu reduzieren? 
 

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Frau Senatorin Dr. Bogedan. 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Der Wareneinsatz an den Schul-
mensen Bremens wird so kalkuliert, dass mög-
lichst wenig Lebensmittel entsorgt werden müs-
sen. Die benötigten Mengen können im Vorfeld 
jedoch nur geschätzt werden. Genaue Angaben 
über die Menge des nicht verzehrten Essens 
sind nicht möglich. In einer Umfrage teilten fast 
alle Ganztagsschulen mit, dass die Menge des 
weggeworfenen Essens gering ist. 
 
Die Caterer haben in der Regel einen Vertrag 
mit einem Unternehmen zur Speiseresteentsor-
gung. Das Unternehmen tauscht die Speiseres-
tebehälter in einem verabredeten Entsorgungs-
rhythmus aus und verwertet die organischen 
Rückstände. Sowohl bei der Speiseresteentsor-
gung als auch bei der Fettentsorgung garantiert 
das Unternehmen eine transparente Rückver-
folgbarkeit der Reststoffe. 
 
Zu Frage zwei: Wie bereits zu Frage eins aus-
geführt wird, liegen zu den Mengen des wegge-
worfenen Essens und damit auch zum Verhält-
nis zu der Menge des verzehrten Essens keine 
genaueren Angaben vor. Einige Caterer wiegen 
die Speisereste nach dem Essen und sammeln 
und dokumentieren die Angaben auf Formula-
ren. Darüber hinaus erfolgt eine regelmäßige 
Kontrolle der Müllbehälter, um den Rücklauf zu 
kontrollieren. Dieses Verfahren sorgt dafür, 
dass der Wareneinsatz gut kalkuliert werden 
kann und wenig Lebensmittel entsorgt werden 
müssen.  
 
 
Zu Frage drei: Der Anteil der Speisereste soll 
kontinuierlich weiter reduziert werden. Die Ca-
terer streben in allen Bereichen größtmögliche 
Nachhaltigkeit an und produzieren die Speisen 
überwiegend „auf den Punkt“. Da sich die Spei-
sepläne im Zeitraum von circa zwei Monaten 
wiederholen, kann durch einen Vergleich der 
bestellten Menge die Bestellung optimiert wer-
den. Eine Umstellung von „Kellen“- auf „Free-
flow“-Buffetausgabe trägt dazu bei, dass Schü-
lerinnen und Schüler eigenständiger über die 
gewünschten Essensmengen entscheiden und 
zur Verringerung der Speisereste beitragen. In 
Bezug auf neue, den Schülerinnen und Schü-
lern bis dahin unbekannte Essensangebote ha-
ben sich Probierportionen bewährt, um sie mit 
den Speisen vertraut zu machen, die Akzeptanz 
zu erhöhen und die Abfallmenge zu reduzieren. 
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Durch regelmäßig durchgeführte Mensaaus-
schüsse, bestehend aus Küchenpersonal, sozi-
alpädagogischen Fachkräften, Eltern sowie 
Schülern und Schülerinnen, wird Transparenz 
in beide Richtungen geschaffen und über eine 
Verbesserung der Qualität und der Akzeptanz 
des Angebots eine weitere Reduzierung der Es-
sensreste erreicht. - Soweit die Antwort des Se-
nats! 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatz-
frage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Über die Menge 
und den Eindruck dieser Menge, die dann tat-
sächlich nicht verzehrt wird und anschließend 
einer anderen Verwendung oder der Entsor-
gung zugeführt wird, gibt es offensichtlich sehr 
unterschiedliche Einschätzungen. Wie kommt 
der Senat zu der Auffassung, dass diese Menge 
pauschal als gering zu betrachten ist, wenn es 
darüber offensichtlich keine differenzierten 
Kenntnisse aus eigener Betrachtung gibt? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Wie ich eben ausge-
führt habe, ist das nicht die Einschätzung des 
Senats, sondern diese Einschätzung beruht auf 
der Rückmeldung der Ganztagsschulen. 
 
Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? - 
Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Haben Sie denn 
auch Erkenntnisse darüber, wie sich möglicher-
weise die Situation an anderen Schulen als den 
Ganztagsschulen darstellt?  
 
Senatorin Dr. Bogedan: Vor allem betroffen 
sind ja die Ganztagsschulen, weil sie die Ver-
sorgung mit Mittagessen auch als Teil ihres pä-
dagogischen Angebots integriert haben. Inso-
fern sind wir natürlich vor allem im engen Aus-
tausch mit den Ganztagsschulen, um mit ihnen 
in diesem Kontext auch über die Mittagsverpfle-
gung zu sprechen, weil diese ja insbesondere 
an den gebundenen Ganztagsschulen auch 
kein optionales Angebot mehr ist, sondern eben 
eines, an dem in der Regel alle Schülerinnen 
und Schüler teilnehmen. Natürlich haben wir da 
dann auch eine besondere Sorgfaltspflicht. 
 
Präsident Weber: Haben Sie weitere Zusatz-
frage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Ist Ihnen zufällig 
ein Schulprojekt, ein kleines Forschungsprojekt 
an der Schule Alt-Aumund im Rahmen des 
Schülerwettbewerbs „Jugend forscht“ bekannt? 
Dort haben Schülerinnen und Schüler ganz ein-
fache, aber wie ich finde, sehr konkrete Hin-
weise entwickelt, wie zum Beispiel die Menge 
des zu entsorgenden Essens reduziert werden 

kann. Dabei ist zum Beispiel herausgekommen, 
dass viele Schülerinnen und Schüler insbeson-
dere in diesem Alter gar nicht so richtig verste-
hen, was ihnen da auf den Speiseplänen ange-
boten wird. Teilen Sie meine Auffassung, dass 
nicht jede Schülerin und jeder Schüler im 
Grundschulalter wissen muss, was sich hinter 
Asia-Wirsinggemüse und Kurkumareis oder 
Farfalle mit fruchtiger Tomatensoße, Zucchini 
und Champignons verbirgt? 
 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Völlig richtig! Deshalb 
habe ich ja eben zu Frage drei geantwortet, 
dass Probierportionen angeboten werden, um 
die Kinder mit ihnen unbekannten Namensge-
bungen oder auch Speisen vertraut zu machen, 
damit sie dann wissen, was sich dahinter ver-
birgt. 
 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Vielleicht könnte 
man ja präventiv nicht nur Speisepläne aushän-
gen, sondern von den Mahlzeiten einfach Fotos 
aufhängen, wenn sie sich dann auch in dem 
Turnus wiederholen, den Sie beschrieben ha-
ben, damit sich die Kinder möglicherweise da-
runter etwas vorstellen können. Was halten Sie 
davon? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Ich glaube, dass wir 
an vielen Schulen sogar schon weiter sind, dort 
wird nämlich das Essen, wie Sie sagen, tat-
sächlich optisch dargestellt. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Das ist ja das Wichtige, das ich eben bereits in 
der Antwort zu Frage drei berichtet habe: 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Wir sprechen über 
die Grundschule!) 
 
Es gibt die sogenannten Mensaausschüsse - 
die gibt es auch an Grundschulen und nicht nur 
an den Oberschulen -, in denen das pädagogi-
sche Personal und das Küchenpersonal zusam-
mensitzt, und auch die Eltern sind mit eingebun-
den. Ich glaube, damit sitzen dort auch die wich-
tigsten Akteure zusammen, um tatsächlich 
Sorge dafür zu tragen, dass die Schülerinnen 
und Schüler auch die entsprechenden Informa-
tionen über ihr Essen bekommen, um die Es-
sensversorgung einerseits qualitativ hochwertig 
zu halten, andererseits aber auch dem Gebot 
der Nachhaltigkeit gerecht zu werden. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
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Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Teilen Sie meine 
Einschätzung, dass vom Wegwerfen von Le-
bensmitteln möglicherweise ein pädagogisch 
völlig kontraproduktives Signal, eine kontrapro-
duktive Botschaft ausgeht, die eigentlich ja da-
rin bestehen sollte, Respekt und Wertschätzung 
gegenüber Lebensmitteln zu vermitteln? 
 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Das ist völlig richtig, 
und deshalb sage ich noch einmal: Wir tun an 
den Schulen alles dafür, damit möglichst wenig 
Essen weggeworfen werden muss. Ich finde, 
dass dort auch sehr viel Aufwand betrieben und 
auch viel Zeit investiert wird. Des Weiteren ist 
es so, dass die Themen Essen, Verpflegung 
und Nachhaltigkeit teilweise auch im Sachkun-
deunterricht behandelt und diese Aspekte somit 
auch noch einmal von der pädagogischen Seite 
her insgesamt aufbereitet werden. 
 
 
Präsident Weber: Frau Senatorin, eine weitere 
Zusatzfrage durch den Abgeordneten Saffe! - 
Bitte, Herr Kollege! 
 
Abg. Saffe (Bündnis 90/Die Grünen): Frau 
Senatorin, wie würden Sie es finden, wenn ich 
Herrn Dr. vom Bruch jetzt darüber aufkläre, 
dass die Speisepläne schon in allen Schulen 
aushängen und auch vorgeschrieben ist, dass 
sie im Internet veröffentlicht werden? In vielen 
Schulen gibt es einiges, das nicht so gut ist, 
aber in vielen Schulen tut sich schon eine ganze 
Menge, und es werden immer mehr. Dort gibt 
es schon Angebote weit über Pommes, Pasta 
und Pizza hinaus, und es taucht auch so etwas 
auf wie Wirsing, das ist überhaupt nicht mehr so 
exotisch. Meine Erfahrung ist, dass schon rich-
tig etwas Positives geschieht, auch wenn noch 
mehr passieren kann. 
 
(Zurufe: Frage!) 
 
Abg. Saffe (Bündnis 90/Die Grünen): Ich 
habe eine Frage gestellt! Ich wollte von der Frau 
Senatorin wissen, wie sie es findet, was ich ge-
rade erzähle. 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Das ist eine wunder-
bare Ergänzung zu meinen Ausführungen! 
 
(Beifall SPD) 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
Mit Beantwortung dieser Anfrage ist die Frage-
stunde beendet. 
 
 
Aktuelle Stunde 

Für die Aktuelle Stunde ist von der Abgeordne-
ten Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE folgen-
des Thema beantragt worden: 
 
 
Missstände in der klinischen Psychiatrie be-
enden - Verantwortung für Patientenrechte 
und Patientenrechte übernehmen 
 
Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Professor Dr. Quante-Brandt. 
 
Die Beratung ist eröffnet. 
 
Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Bernhard. 
 
Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Die Situation in der klinischen Psychiatrie 
spielt sich nicht irgendwo ganz entfernt ab. Sie 
betrifft uns im Prinzip alle, denn keiner weiß, ob 
es uns nicht tatsächlich auch noch passieren 
wird, dass wir in dem Zusammenhang auf me-
dizinische Hilfe angewiesen sein werden. 
Schon allein deshalb kann es niemanden unbe-
rührt lassen, wenn es in der geschlossenen Be-
handlung Zustände gibt, die wir teilweise als 
schockierend einschätzen müssen. 
 
Es muss uns auch deshalb etwas angehen, weil 
eine psychiatrische Behandlung auch immer 
bedeutet, dass eine gewisse Kontrolle über sich 
selbst abgegeben werden muss. Die Psychiat-
rie ist ein besonders sensibler Ort, weil es um 
die Erhaltung von Menschenrechten und Men-
schenwürde geht. 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Was wir in den letzten Tagen und Wochen über 
die Situation im Klinikum Bremen-Ost und spe-
ziell in der Station 63 erfahren haben, ist von ei-
ner solchen Sensibilität meilenweit entfernt. 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Es wurde über medikamentöse Zwangsbe-
handlungen berichtet, die nicht nachbereitet 
werden, Fixierungen - zum Teil über Tage hin-
weg, vielfach nicht einmal dokumentiert -, un-
würdige Unterbringungen, Überbelegung et 
cetera. Die Liste ist sehr lang, und es ist immer 
wieder gesagt worden, dass es zu wenig Perso-
nal gibt. Es sind unhaltbare Zustände. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Das Schlimme daran ist, dass diese Missstände 
und Zustände nicht neu sind, denn es gibt sie 
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zum Teil seit Jahren. Andeutungen darüber, 
wenn auch nicht in umfangreicher Weise, sind 
in den Berichten der Besuchskommission 
durchaus nachzulesen. Das meiste, mit dem die 
Besuchskommission konfrontiert war, ist in der 
Klarheit dort nicht aufgeführt worden, und ich 
muss sagen, dass die Situation weitaus besorg-
niserregender und erschütternder ist, als es bis 
heute zum großen Teil wahrgenommen wird. 
 
Die Verfasstheit der Psychiatrie in Bremen ist 
ein Dauerproblem, sie ist weit entfernt von ir-
gendeinem Reformgeist, und in aller Regel wer-
den diese Probleme ausgesessen. Auch jetzt 
scheinen sich Lösungsansätze abzuzeichnen, 
die der Situation, die wir vorliegen haben, ei-
gentlich nicht in aller Härte gerecht werden. 
 
Ich bin misstrauisch gegenüber den angekün-
digten Lösungsansätzen, und das hat seine 
Gründe: Ich war von 2011 bis 2014 Mitglied der 
Besuchskommission und habe die Besuche 
beim Krankenhaus Bremen-Ost, insbesondere 
auf der Station 63, in ganz schrecklicher Erin-
nerung. Wir alle, die damals in dieser Gruppe 
vertreten waren, waren eigentlich völlig ge-
schockt von dem, was wir dort vorgefunden ha-
ben. Im Anschluss daran, nachdem wir dort her-
ausgekommen waren, hätten wir eigentlich 
selbst eine Subversion nötig gehabt. 
 
Im Frühjahr 2014 ging die Besuchskommission 
erneuten Vorwürfen nach. Wir hatten damals 
auch Gespräche mit dem damaligen Chefarzt, 
also dem Leiter des Zentrums der Psychiatrie, 
Herrn Professor Zimmermann, der inzwischen 
nicht mehr dort ist. Im Zusammenhang mit der 
Führung wurde eingeräumt, dass es tatsächlich 
missliche Umstände gibt: dass es zu wenig Per-
sonal gibt, dass Reparatur- und Instandhal-
tungsmaßnahmen ganz unten auf der Prioritä-
tenliste stehen und auch ein Tausch der Räume 
der Stationen 63 und der Station 5B - nur als 
Beispiel - letztendlich perspektivisch infrage 
kommen könnte, aber nie umgesetzt wird. Das 
heißt also, die gesamten Vorwürfe, mit denen 
wir heute konfrontiert werden und die auch in 
dem Bericht des Patientenfürsprechers und der 
Patientenfürsprecherin stehen, waren exakt 
dieselben. Im Jahr 2013 wurden mir auf Nach-
frage auch die Zahlen der Zwangsmedikation 
vorgelegt, die sich von 2004 bis 2012 verdrei-
facht hatten. 
 
Seitens der Politik wird übrigens viel über den 
Beschluss der Bremischen Bürgerschaft von 
2013 zur Psychiatriereform gesprochen. Die 
Berichte zum Stand der Reform sind allesamt 
von dem Tenor getragen, man sei auf einem gu-
ten Weg, aber es wird nicht über den Beschluss 
geredet, den wir hier auch einmal im Mai 2014 
über die Zwangsbehandlungen gefasst haben. 

Darin haben wir klargelegt, dass die Rechts-
grundlage anzupassen ist, weil nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts die UN-
Behindertenrechtskonvention letztendlich keine 
Rechtsgrundlage mehr für tatsächliche Eingriffe 
in die Persönlichkeitsrechte hergibt. Die Bremi-
sche Bürgerschaft hatte damals durch eine Än-
derung des PsychKG diesen rechtlichen Grund 
pauschal wiederhergestellt, damit diese Ein-
griffe tatsächlich rechtsverbindlich sind und 
Rechtssicherheit für die behandelnden Ärzte 
herstellen. Im Zusammenhang mit zu wenig 
Personal ist so etwas fatal, und genau diese Er-
gebnisse haben wir heute. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Der Beschluss zur Psychiatriereform, auf den 
jetzt so gern verwiesen wird, ist dagegen bis 
heute ein Placebo geblieben, weil kaum etwas 
passiert ist. Die Einrichtung gemeindepsychiat-
rischer Verbünde erschöpft sich in Wartelisten-
konferenzen, die Einführung von Regionalbud-
gets ist bis heute gescheitert, und bei der Ein-
beziehung der Patienten und Angehörigen pas-
siert auch relativ wenig, keinerlei neue Maßnah-
men. 
 
Wenn dringend notwendige Angebote wie der 
krisenpsychiatrische Dienst erst aus finanziel-
len Gründen zusammengestrichen und dann 
zum Teil über ein Modellprojekt wieder einge-
führt werden, dann wird das heutzutage als Re-
form verkauft, aber real hat sich nichts verbes-
sert. Es gibt Frust und Erschöpfung, und in die-
sem Zusammenhang gibt es auch viel Apathie. 
Wir befinden uns doch nicht in einem immer-
währenden Übergangsstadium mit dem Blick 
darauf, dass es heißt, wir bräuchten doch ei-
gentlich die Ambulantisierung. Grundsätzlich ist 
dagegen auch nichts einzuwenden, aber der 
Punkt ist, dass wir auch immer noch die klini-
sche Psychiatrie haben, die Ressourcen und 
eine entsprechende Ausstattung braucht. 
 
Als roter Faden zieht sich durch die letzten 
Jahre leider der unendliche Langmut der zu-
ständigen Behörden gegenüber den Zustän-
den. Die Missstände sind einfach Missstände, 
und dafür brauche ich erst einmal keine Reform. 
Wenn in der Schule Kinder misshandelt wer-
den, dann kann ich doch nicht sagen, dass man 
dann noch einmal über die Schulreform spre-
chen wird, sondern dann muss ziemlich zeitnah 
das abgestellt werden, was letztendlich vor Ort 
passiert. 
 
(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Nun gibt es den ganz neuen Aktionsplan „Psy-
chiatrie“, nachdem jetzt aktuell wieder ein ge-
wisser medialer Druck vorhanden ist, hat er das 
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Licht der Welt erblickt. Ich halte das nicht für 
eine zügige Reaktion, meine Damen und Her-
ren, ich finde es ehrlich gesagt beschämend, 
dass es Anfang 2017 werden musste, und es ist 
beschämend, dass wir erst eine solche Bericht-
erstattung haben. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Es ist richtig, dass er konkret therapeutisch 
wichtige Punkte beinhaltet: Therapeutische An-
gebote werden erhöht, auf der Station 63 gibt 
es demnächst auch ein Wohnzimmer, es gibt 
mehr Psychologen, und es soll Behandlungsbe-
gleiter geben. Das ist alles gut und schön, aber 
es gibt keine definitiven klaren und verlässli-
chen Zahlen und Zielrichtwerte, und das wäre 
mir an der Stelle extrem wichtig. 
 
Das eine wäre: Die Zwangsbehandlungen sind 
nicht nur in Fallkonferenzen, sondern sie sind 
nachzubereiten und durchgängig zu dokumen-
tieren. Was wird aus der aktuellen Überbele-
gung? Dazu steht dort nichts. Was ist mit der 
Offenlegung des realen Personalschlüssels im 
Krankenhaus Bremen-Ost? Es gibt eine Psychi-
atrie-Personalverordnung. Auch dort gibt es 
Zielzahlen. Es ist schön, wenn wir von Bremer-
haven-Reinkenheide erfahren, dass sie dort 
eingehalten worden sind. Für das Krankenhaus 
Bremen-Ost können wir das aktuell nicht sagen, 
und davon steht jetzt auch nichts in diesem Ak-
tionsplan. 
 
Der Umzug für die Station 63, der jetzt für das 
Jahr 2018 anvisiert worden ist, kommt meines 
Erachtens zu spät und muss sehr viel früher er-
folgen. 
 
(Beifall DIE LINKE, LKR) 
 
Der Senat müsste das eigentlich anordnen, 
wenn man einmal zugrunde legt, was letztend-
lich in diesen Berichten, auch der Patientenfür-
sprecher, gestanden hat. Ich muss sagen, dass 
ich persönlich den Hut vor den Menschen ziehe, 
die das machen und begleiten, es Jahr für Jahr 
und Monat für Monat immer wieder aufschrei-
ben und sich genau dem aussetzen. Das muss 
ich in dem Zusammenhang ganz ehrlich aner-
kennen. 
 
(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Dann ist mir noch wichtig zu fragen, was mit der 
Quersubventionierung ist, auch das ist ein inte-
ressanter Punkt. Wir hören immer davon, dass 
wir keine eindeutige Transparenz haben, in wel-
chem Umfang und in welchem Maße es diese 
im Krankenhaus Bremen-Ost gibt. Uns wurde 
damals gesagt, dass die Station 63 schon allein 
deshalb nicht ausziehen könne, weil es dort ja 

Fälle geben könnte, die somatisch behandelt 
werden müssten, deshalb dürfe sie nicht so weit 
weg vom eigentlichen Haupthaus untergebracht 
werden. Das ist eine fadenscheinige Begrün-
dung, meine Damen und Herren, das muss ich 
Ihnen sagen! 
 
(Beifall DIE LINKE, LKR) 
 
Dann ist mir noch wichtig, dass die Bestimmun-
gen zur Zwangsbehandlung im PsychKG aktu-
ell auszusetzen sind, bis gewährleistet ist, dass 
diese tatsächlich die Ausnahme sind und be-
gleitet werden und nur dokumentiert stattfinden, 
niemals ohne Nachbesprechung. Ich stelle mir 
unter der Einbeziehung von Patienten wirklich 
etwas anderes vor als das, was momentan be-
schrieben worden ist. 
 
(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen, 
LKR) 
 
Abschließend muss ich hier feststellen, dass 
kaum irgendwo Wirklichkeit und Anspruch in 
Bremen so weit auseinanderklaffen wie in der 
Psychiatrie, und es ist wichtig, dass wir uns dem 
widmen und kurzfristig handeln und es nicht 
wiederum an einem ungefähren Aktionsplan 
scheitern lassen. Die übergroße Geduld, mit der 
das bis heute ausgesessen worden ist, ist mei-
nes Erachtens auch der eigentliche Skandal. - 
Vielen Dank! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
 
Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort 
die Abgeordnete Frau Dehne. 
 
Abg. Frau Dehne (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Wir be-
schäftigen uns hier heute mit einem sehr wich-
tigen Thema in der Aktuellen Stunde, mit der 
Psychiatrie und insbesondere mit dem Klinikum 
Bremen-Ost. 
 
Vor genau einer Woche haben wir die Thematik 
sehr intensiv in der Deputation für Gesundheit 
und Verbraucherschutz diskutiert. Ich weiß, 
dass dieses Thema natürlich auch in der Bevöl-
kerung und ebenfalls hier im Hause sehr emoti-
onal besetzt ist, weil es eben ein Thema ist - das 
haben Sie, Frau Bernhard, eben auch gesagt -, 
das uns alle betrifft, das heißt, es kann uns be-
treffen. Menschen auch in diesem Raum waren 
vielleicht schon einmal psychisch krank, werden 
einmal psychisch krank, kennen Menschen, die 
in Behandlung müssen, und das geht uns natür-
lich ganz direkt an. Es ist ein sehr menschliches 
und darum auch ein emotionales Thema, und 
ich denke, es ist absolut gut, dass wir darüber 
heute noch einmal sprechen. 
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(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich merke aber auch an den geführten Diskus-
sionen, die auch in der Öffentlichkeit und in den 
Medien stattfinden, dass es doch oft dazu 
kommt, dass es immer ein bisschen um 
Schwarz oder Weiß geht, aber die Psychiatrie, 
gerade die, die die GeNo, also die Gesundheit 
Nord gGmbH, verantwortet, muss man doch 
sehr differenziert betrachten. Wichtig ist, und 
das haben Sie hier auch eben vorgetragen, und 
es werden sich sicherlich auch alle anschlie-
ßen, im Klinikum Bremen-Ost muss sich 
schnellstens etwas ändern! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 
 
Das, was wir gehört haben über Zwangsmedi-
kation, über sehr lange Fixierungen, also das 
Festbinden ans Bett, mangelnde Therapieange-
bote, schlechte räumliche Ausstattung, das ist 
etwas, was wir so nicht hinnehmen können, und 
das wollen wir so auch nicht hinnehmen. 
 
Wir haben in der Deputation von der Geschäfts-
führung der Gesundheit Nord den Aktionsplan, 
den wir ja nun auch schriftlich erhalten haben, 
erläutert bekommen, und die Maßnahmen, die 
ergriffen wurden und jetzt ergriffen werden, wur-
den hier auch noch einmal mit Zeitplänen hin-
terlegt. Wir haben ganz unterschiedliche 
Punkte, die hier angesprochen werden, darauf 
sind Sie eben auch zum Teil schon eingegan-
gen, also zum Beispiel die engere Einbindung 
des Patientenfürsprechers, der ja auch diese 
Missstände deutlich gemacht hat. In dem Zu-
sammenhang soll jetzt ab sofort ein monatli-
ches Arbeitstreffen stattfinden. Es soll eine Ver-
besserung der räumlichen Situation geben, und 
natürlich kann man sagen, die Station 63 - je-
der, der sich diese Station schon einmal ange-
sehen hat, und ich als Mitglied der Besuchs-
kommission war dort auch jetzt schon mehrfach 
- sollte wirklich so schnell wie möglich geschlos-
sen werden, und es sollte ein sämtlich neues 
Angebot an dieser Stelle geben. 
 
(Beifall SPD, Bündnis90/Die Grünen) 
 
Dass das aber auch nicht von heute auf morgen 
geht bei den baulichen Gegebenheiten, die wir 
eben haben, ist doch auch völlig klar. Es ist na-
türlich etwas, bei dem man immer sagen kann, 
das muss ganz, ganz schnell passieren. Das 
sehen wir auch alle so, dahinter kann sich, 
glaube ich, das gesamte Haus versammeln, 
aber gut Ding will ein bisschen, ich betone das 
ruhig, ein bisschen Weile haben. Von heute auf 
morgen geht das nicht. 
 
(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Ein bisschen Eile tut 
auch gut!) 

Nein, also drehen Sie mir nicht das Wort im 
Mund um, aber ich finde wirklich, die Station 63, 
wie sie jetzt ist, wollen wir nicht mehr, und sie 
wird, und das ist ja die klare Botschaft der GeNo 
auch in der Deputation gewesen, abgeschafft 
werden! 
 
Die Zwangsmaßnahmen sollen überprüft wer-
den. Das therapeutische Angebot soll ausge-
weitet werden. Stellen werden wiederbesetzt, 
und soweit ich weiß, wurden sie auch auf jeden 
Fall in Teilen schon wiederbesetzt. Es stimmt 
mich zumindest vorsichtig optimistisch, dass 
hier wirklich etwas passiert. Außerdem, wozu 
Sie eben auch gesprochen haben, betrifft das ja 
nicht nur das Klinikum Bremen-Ost, sondern 
auch die Reform der Psychiatrie insgesamt im 
Land Bremen. Wir reden ja heute hier in der 
Stadtbürgerschaft Bremen, eben über das Klini-
kum Bremen-Ost als Schwerpunkt, aber in dem 
Zusammenhang haben Sie eben auch schon 
kurz Bremerhaven genannt. 
 
 
Das Konzept für Psychiatrie liegt uns nun vor, 
man muss es sicherlich auch noch einmal in der 
Deputation beraten. Das werden wir auch tun, 
soweit ich weiß, schon in der nächsten Sitzung. 
Wir müssen uns damit noch einmal auseinan-
dersetzen und auch Nachfragen stellen, das ist 
doch völlig klar, aber man kann sagen, das Kon-
zept liegt vor, und auch daran wird gearbeitet. 
 
Was ich wichtig finde im Zusammenhang auch 
noch einmal mit dem Klinikum Bremen-Ost und 
den Dingen, die dort passiert sind, ist, dass 
auch die Behörde gesagt hat, wir müssen die 
Informationswege ändern. Wir müssen anders 
kontrollieren, schneller Dinge in Gang setzen, 
und wir müssen wirklich sehen, dass die Kon-
trolle engmaschig wird. Das ist, finde ich, auch 
noch einmal ein ganz wichtiges Signal, weil 
man natürlich auch die Kontrolle der Behörde 
hat und haben muss, damit die Dinge sich auch 
in die richtige Richtung entwickeln. 
 
Lassen Sie mich noch ein paar Worte auch zur 
Psychiatrie-Reform sagen, weil sie natürlich 
auch mit dem Klinikum Bremen-Ost sehr eng 
zusammenhängt, denn wenn wir die Reform der 
Psychiatrie weiter vorantreiben wollen, dann 
brauchen wir das Klinikum Bremen-Ost als 
ganz großen und wichtigen Akteur in diesem 
Zusammenhang! Wir haben einen Bürger-
schaftsbeschluss, der zugegebenermaßen 
schon ein bisschen älter ist, aus der letzten Le-
gislaturperiode, und auch als Sprecherin meiner 
Fraktion sage ich ganz deutlich, dieser Be-
schluss muss zügig umgesetzt werden. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 
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Auch wenn das Klinikum Bremen-Ost aber ein 
ganz zentraler Akteur ist und eine hauptsächli-
che Rolle spielt, muss man auch sehen, dass 
natürlich alle Akteure, die sich mit Psychiatrie 
beschäftigen, die Psychiatrie machen in diesem 
Bundesland, sich da auch auf den Weg bege-
ben und dass sich eben, wenn man eine Ambu-
lantisierung will, eine Regionalisierung der An-
gebote und in den Stadtteilen Angebote für 
Menschen mit psychischen Problemen vorhal-
ten will, alle gemeinsam auf den Weg machen 
müssen. Ich glaube, da gibt es zumindest sehr 
gute Ansätze in Bremen. Ich habe zu Beginn 
meiner Rede gesagt, man muss sich die Psy-
chiatrie auch gerade der GeNo sehr differen-
ziert anschauen, und ich möchte doch auf die 
Psychiatrie in Bremen-Nord hinweisen, wie wir 
sie dort im Psychiatrischen Behandlungszent-
rum vorfinden. 
 
Aus meiner Sicht wurde jetzt auch noch einmal 
in der Deputationssitzung sehr deutlich, dass es 
da eben schon ein anderes Konzept gibt, und 
vielleicht ist das ja wirklich ein Weg, den das Kli-
nikum Bremen-Ost auch gehen kann. Es ist da 
zum Beispiel so, dass Patientinnen und Patien-
ten, die dorthin kommen, eine Mitarbeiterin/ei-
nen Mitarbeiter an die Seite gestellt bekommen, 
die/der sie durch diese Krise begleitet. Wenn 
diese Patienten irgendwann so weit sind und 
wieder nach Hause in ihr gewohntes Umfeld 
können, aber vielleicht irgendwann wieder in die 
Klinik zurückkommen, weil sie erneut in eine 
Krise geraten - und das ist ja bei chronisch kran-
ken und schwer psychisch kranken Menschen 
nicht selten - dann bekommen sie nach Mög-
lichkeit genau wieder diese Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zur Seite gestellt. Das ist, finde 
ich, ein sehr, sehr gutes Konzept, das wirklich 
weiterhilft. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich fand es in diesem Zusammenhang auch 
wichtig, dass Herr Dr. Bührig in der Deputati-
onssitzung von Menschen, die uns anvertraut 
sind, gesprochen hat. Meines Erachtens ist das 
wirklich ein Zitat und eine Haltung, die man da-
hinter erkennt, die genau das aufzeigt, was wir 
mit unserem Bürgerschaftsbeschluss aus dem 
Jahr 2013 auch erreichen wollten. Es macht für 
mich auch sehr deutlich, dass man da eben 
nicht immer alles über einen Kamm scheren 
und sagen kann, es ist alles schlecht, wir müs-
sen alles ändern! Nein, es gibt sehr gute An-
sätze, und die muss man jetzt aufgreifen und 
auch wirklich so weiterverfolgen. 
 
Wir haben außerdem, und das wissen Sie auch, 
Modellprojekte mit Geld, das wir ja auch als Par-
lament bereitgestellt haben, auf den Weg ge-

bracht, zum Beispiel die Qualifizierung von Ge-
nesungsbegleiterinnen und Genesungsbeglei-
tern oder auch die Hilfeplankonferenzen im Bre-
mer Westen, und wollen, dass das eben aufge-
baut wird, damit man gemeindepsychiatrische 
Verbünde erreicht. Dass wir da immer noch 
nicht so weit sind, wie wir es gern wären, das 
gebe ich offen zu, das ist so. Ich glaube jedoch, 
dass wir in dem Bereich wirklich Dinge auf den 
Weg gebracht haben, gerade auch in den letz-
ten Monaten, und das sollte man nicht einfach 
so vom Tisch wischen. 
 
(Beifall SPD) 
 
Wir hatten zu diesem Thema auch verschie-
dene Veranstaltungen geplant und durchgeführt 
vom Gesundheitsressort unter dem Titel „Psy-
chiatrie 2.0“. Die letzte Veranstaltung hatten wir 
im Herbst oder fast schon Winter vergangenen 
Jahres, auf der fand ich auch eine Haltung, die 
zum Ausdruck kam, sehr wegweisend, dort 
sagte nämlich jemand, Beziehungen seien 
wichtiger als das Angebot. Das ist genau dieser 
Ansatz, den man eben auch in Bremen-Nord 
findet, Beziehungen zwischen Patient/Patientin 
und Therapeut/Therapeutin und auch pflegeri-
schem Personal, denn das sind ja oft die aller-
ersten Ansprechpartner und die, die sozusagen 
tagtäglich in engem Kontakt stehen. Das ist 
zentral, und ich glaube, auf dem Weg müssen 
wir auch weitermachen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
In der Deputationssitzung gab es auch wirkliche 
Erkenntnisse, zumindest hatte ich das Gefühl, 
die auch dort von der Geschäftsführung kom-
muniziert wurden, gerade wenn es um Gewalt 
und Zwang geht. Das sind ja nicht gerade 
schöne Themen, auch nicht für eine Kliniklei-
tung, dass es sozusagen in den eigenen Reihen 
auch immer einmal wieder zu Gewalt kommt, 
die sehr offen angesprochen wurden. Herr Pro-
fessor Dr. Reimer sagte dort, ich hatte mir das 
ein bisschen mitgeschrieben: „Gewalt und 
Zwang hängen mit Raum und Personal und 
Qualifizierung zusammen, und dem stellen wir 
uns aktiv.“ Das ist, finde ich, schon einmal in 
dieser Offenheit eine sehr positive Sache, wenn 
auch natürlich das, was dahinter steht, nicht 
schön ist, das ist ja ganz klar. 
 
Deswegen sollen ja auch, und das sind nun 
Schritte, die passieren, Behandlungskonzepte 
überarbeitet werden, und das meinte ich eben 
auch damit, Beziehungen sind wichtiger als das 
Angebot. Wir müssen doch genau schauen, wie 
wir gute Beziehungen schaffen, die eben bei 
der Genesung und bei der Begleitung von Men-
schen in psychischen Krisen helfen. Ich glaube, 
zumindest sind hier die Ansätze erkennbar und 
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auch deutlich formuliert, sodass sie auch für 
uns als Parlament und als Deputierte nachprüf-
bar sind. 
 
Sie, Frau Bernhard, haben auch auf das 
PsychKG hingewiesen. Das ist ein Gesetz, das 
man, glaube ich, auch nicht einmal eben so 
überarbeiten kann, weil es wirklich so elementar 
wichtig ist. Das PsychKG befindet sich in der 
Überarbeitung, auch mit Expertinnen und Ex-
perten, und wir werden ja wahrscheinlich mor-
gen auch noch einmal über Ihren Antrag bera-
ten, wenn wir uns auch noch einmal näher mit 
dem Bericht der Besuchskommission beschäfti-
gen. 
 
Die Psychiatrie-Personalverordnung haben Sie 
auch angesprochen. Das ist etwas, das nun 
bundesweit vorschreibt, dass Geld, das in psy-
chiatrische Behandlungen fließen soll, dort 
auch wirklich ankommt. 
Da kann man nur sagen, dass in Berlin ganze 
Arbeit geleistet wurde, und ich erwarte, dass 
diese Verordnung auch umgesetzt wird. Das 
finde ich sehr wichtig. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Zusammenfassend ist auf jeden Fall die Bot-
schaft, dass sich im Klinikum Bremen-Ost sehr 
schnell etwas tun muss, die ersten Schritte sind 
getan. Das muss konsequent weiterverfolgt 
werden, und ich hoffe, dass wir als Parlament 
bei der Psychiatriereform insgesamt für das 
Land Bremen so, wie wir es bisher auch getan 
haben, doch alle eng beieinanderstehen, um 
das auch konstruktiv begleiten zu können. - 
Herzlichen Dank! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort 
die Abgeordnete Frau Dr. Kappert-Gonther. 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen): Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte be-
ginnen mit einem Dank an die Patientenfürspre-
cher Herrn Tintelott und Frau Tobias, die oben 
auf der Tribüne sitzen, die sehr mutig und klar 
ihrem Amt als Patientenfürsprecher von Bre-
men-Ost gerecht geworden sind. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Es ist völlig klar - wir haben es in allen Beiträgen 
gehört, ich denke, dass wir es auch noch in den 
nächsten Beiträgen hören werden -, dass sich 
auf den Stationen in Bremen-Ost sofort etwas 
ändern muss. 
 
(Beifall FDP) 

Wenn aber diese Akutmaßnahmen zur Verbes-
serung nicht weiter in eine prinzipielle Struktur-
reform und ein Weitergehen der Psychiatriere-
form eingebettet werden, dann wird das Maku-
latur bleiben, als wenn man etwas Farbe auf 
eine marode Wand streicht. Das wird nicht aus-
reichen. 
 
Wir brauchen gerade für die schwer und chro-
nisch psychisch Kranken in Bremen bessere 
Hilfen, ambulante, regionale und vor allem bes-
ser vernetzte Hilfen zwischen dem ambulanten 
und stationären Bereich. Das muss Hand in 
Hand gehen, sonst wird sich für diese Patien-
tengruppe der schwer und chronisch Kranken 
nichts ändern und verbessern. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir haben es schon gehört, psychische Krank-
heiten sind häufig und kommen vermutlich auch 
hier im Saal vor, zumindest kennt fast jeder je-
manden im Freundeskreis oder bei seinen An-
gehörigen, der psychisch krank ist. Was brau-
chen denn nun diese Menschen in psychischen 
Krisen? Sie brauchen schnelle und individuelle 
Hilfen und Ansprechpartner, sie müssen wis-
sen, wohin sie gehen können, an wen sie sich 
wenden können und wie es mit der Behandlung 
im Quartier im ambulanten Bereich oder, wenn 
es ganz schwer wird, eben auch im stationären 
Bereich weitergeht. Vor allem brauchen sie 
aber individuelle Hilfen und Respekt für ihre 
grundsätzlichen Bedürfnisse in einer solchen 
schweren Krise. 
 
 
Diese Ansprüche werden derzeit vom Klinikum 
Bremen-Ost auf den Stationen nicht erfüllt,  wir 
haben es gehört, und ich möchte hier in aller 
Deutlichkeit für meine Fraktion sagen - ich ver-
mute, für das ganze Haus -: Wir unterstellen, 
dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in 
Bremen-Ost arbeiten, gute und engagierte Ar-
beit machen wollen, aber man muss sie auch 
strukturell in die Lage dazu versetzen. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Auch die Besuchskommission hat immer wieder 
auf die Missstände hingewiesen, aber bisher ist 
keine Abhilfe geschaffen worden. Nun, durch 
den akuten - auch medialen - Druck, wurde von 
der GeNo ein Zehn-Punkte-Plan vorgelegt, aus 
dem hervorgeht, was endlich auf den Stationen 
im Klinikum Bremen-Ost passieren soll, um die 
schlimmsten Missstände abzuschaffen. Ich 
halte das für richtig, aber auch für überfällig, und 
noch einmal: Die Missstände werden sich nur 
dann wirklich nachhaltig abstellen lassen, wenn 
sich die gesamte Versorgungslandschaft end-
lich verbessert. 
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Damit das auch passiert, haben wir klare politi-
sche Rahmenbedingungen vorgelegt, das ist 
jetzt vier Jahre her. Diejenigen, die damals 
schon hier im Parlament waren, erinnern sich 
daran, das war ja nicht irgendein Tagesord-
nungspunkt, über den man auch noch einmal ir-
gendwie mit abgestimmt hat, sondern dort ist ja 
etwas ganz Wichtiges passiert: Dort war näm-
lich ein ganzes Parlament dazu bereit, sich aus-
einanderzusetzen mit dem, was schwer ist und 
einen manchmal auch selbst sehr betrifft, mit 
dem, was kompliziert ist, und hat gesagt, dass 
wir gerade für die schwer und chronisch Kran-
ken verbesserte Hilfen wollen, die gut vernetzt 
ambulant und regional ausgestattet sind. Da ist 
in der ganzen Stadt etwas passiert: Diesen An-
trag hatte ja das gesamte Parlament einstimmig 
beschlossen. Damals gab es eine Aufbruchs-
stimmung in der ganzen Stadt - nicht nur hier im 
Parlament, sondern gerade auch bei den Anbie-
tern der psychosozialen Hilfen, den Angehöri-
gen und Betroffenen -, und mit dieser Auf-
bruchsstimmung hat diese ganze Stadt An-
schluss gefunden an die Psychiatriereform der 
Achtzigerjahre. 
 
Das war die Zeit, in der Bremen voranging für 
eine moderne und zeitgemäße soziale Psychi-
atrie, eine Zeit, in der die Initiative zur sozialen 
Rehabilitation gegründet wurde, kurz Ini ge-
nannt, und das Kloster Blankenburg, damals die 
Verwahr- und Langzeitpsychiatrie, aufgelöst 
wurde, in der Blaumeier - uns allen bekannt - 
und die Blaue Karawane entstanden und Bre-
men Anschluss an die europäische Bewegung 
für eine gute Psychiatrie hatte. 
 
Franco Basaglia zog damals, Ende der Achtzi-
gerjahre, in Triest mit seinen Langzeitpatientin-
nen mit einem blauen Pferd aus Pappmaschee 
namens Marco Cavallo voran in die Freiheit in 
Norditalien, und in Bremen war es eben die 
Blaue Karawane mit einem blauen Kamel aus 
Pappmaschee. Das war die Geburtsstunde der 
Sozialpsychiatrie, und sie heißt so, weil sie auf 
der Erkenntnis aufbaut, dass der Mensch - also 
wir alle ein soziales Wesen ist. Und was brau-
chen wir in einer seelischen Krise bei einer 
möglicherweise schweren psychischen Erkran-
kung? Genau das: Schutz und Halt durch an-
dere Menschen, die uns durch Hilfen im Alltag 
begleiten, beim Wohnen, bei der Arbeit und in 
der Freizeit, und natürlich auch medizinische 
und psychotherapeutische Hilfen. 
 
Seelische Gesundheit entscheidet sich langfris-
tig im Alltag, und die Stationen - im Klinikum 
Bremen-Ost oder anderswo - fangen die 
schwersten Krisen auf, aber allein wird das 
nicht funktionieren. Wenn man die ambulanten 

Hilfen vernachlässigt, dann werden sich die 
Probleme und krisenhaften Zuspitzungen auf 
den Stationen ballen, und dort wird man nicht 
angemessen mit ihnen umgehen können. Des-
halb sage ich, dass man die Missstände nur so 
beheben kann, indem man sie akut auf den Sta-
tionen angeht, aber der Prozess in eine struktu-
relle Reform eingebettet wird. 
 
 
Warum gibt es das, was man psychiatrische 
Pflichtversorgung nennt? Das gibt es genau 
deshalb, weil eben die schwer und chronisch 
Kranken so häufig vergessen werden und da-
rum die Kommunen deutschlandweit gesetzlich 
verpflichtet sind, sich angemessen um diese 
Menschen zu kümmern. Wir haben in unserem 
Antrag für die Bürgerschaft vor vier Jahren ja 
konkret gesagt, was sich dafür verbessern 
muss, das habe ich eben schon erwähnt. Seit-
dem ist tatsächlich auch schon einiges im psy-
chosozialen Bereich im ambulanten Sektor in 
Bewegung gekommen, das möchte ich hier 
auch nicht unerwähnt lassen. 
 
Die Psychiatrieerfahrenen, die Betroffenen, ha-
ben einen ganz entscheidenden Beitrag dazu 
geliefert, dass wir im ambulanten Bereich schon 
vorangekommen sind. Die sogenannte EX-IN-
Bewegung hat richtig an Fahrt aufgenommen. 
Diese Bewegung geht davon aus, dass Men-
schen, die schwere psychische Erkrankungen 
und deren Behandlung erlebt haben, besser als 
alle anderen wissen, was denn ein Betroffener 
in einer solchen Situation braucht und durch 
spezielle Schulungen in den Stand versetzt 
werden, in der Behandlung von anderen dann 
auch wirklich als gleichberechtigtes Mitglied ei-
nes Teams beteiligt zu werden. Den Einsatz 
von Personen aus der EX-IN-Bewegung, von 
Genesungsbegleitern fördern wir in Bremen in-
zwischen ja auch finanziell. Das halte ich auch 
für ausgesprochen gut. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Was muss man jetzt tun? Was schlagen wir 
vor? Die Missstände im Klinikum Bremen-Ost 
müssen sofort abgestellt werden - der Zehn-
Punkte-Plan ist richtig, aber er reicht nicht aus -
, es muss eine strukturelle Verbesserung der 
gesamten psychiatrischen Versorgungsland-
schaft geben, und der Bürgerschaftsbeschluss 
muss endlich umgesetzt werden. Ich habe es ja 
auch schon öffentlich gesagt: Ich kann mir vor-
stellen, dass man dafür auch eine Experten-
kommission einsetzt, und zwar mit Menschen, 
die außerhalb Bremens psychiatrische Exper-
tise erworben haben, unabhängig sind und 
ohne Eigeninteressen unter Beteiligung der An-
gehörigen und Betroffenen helfen, die Reform 
umzusetzen. 
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Ich meine, dass wir eine unabhängige Be-
schwerdestelle in Bremen brauchen, damit sich 
Patientinnen und Patienten an unabhängige 
Stellen wenden und sagen können, wo es Miss-
stände gibt, von denen sie erwarten, dass diese 
abgestellt werden, die dann auch von unabhän-
giger Stelle weiterkommuniziert werden. 
 
Abschließend noch die Frage zum Geld, denn 
es wird ja immer gesagt, es wäre so schwierig, 
mit dem Geld, das zur Verfügung gestellt wird, 
eine ordentliche Psychiatrie zu betreiben. Wir 
Grünen haben dazu eine andere Position. Wir 
sagen, dass man mit dem Geld, das die Kran-
kenkassen und die öffentliche Hand für die psy-
chiatrische Versorgung in ganz Bremen zur 
Verfügung stellen, eine gute Behandlung ma-
chen kann, wenn man es klug aufteilt und nicht 
die Mittel aus dem ambulanten in den stationä-
ren Bereich abzieht, insbesondere dann - Frau 
Bernhard hat ja schon darauf hingewiesen -, 
wenn das Geld, das für psychisch Kranke zur 
Verfügung gestellt wird, auch wirklich bei den 
psychisch Kranken und ihrer Behandlung an-
kommt und nicht weiterhin Mittel, die für psy-
chisch Kranke zur Verfügung gestellt werden,, 
über die Quersubventionierung genutzt werden, 
um Löcher im somatischen Bereich zu stopfen. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Abschließend möchte ich noch auf ein Projekt 
hinweisen, das verdeutlicht, worum es meiner 
Meinung nach zukünftig in Bremen gehen kann! 
Vielleicht kennen einige von Ihnen den soge-
nannten Frauenraum, eine Initiative von vier 
ambulanten Anbietern, zusammen mit Geldern 
der „Aktion Mensch“. Diese haben im Viertel ei-
nen Raum geschaffen, in dem sich psychisch 
kranke oder auch gesunde Frauen nieder-
schwellig - ohne Hürden oder Verordnungen o-
der irgendetwas, für das sie einen Schein vor-
liegen müssten - vorstellen können und dort Hil-
fen und Unterstützung für den Alltag finden. Bei 
meinem Besuch vor zwei Wochen haben die 
Frauen gesagt, dass sie keine Klinik mehr 
bräuchten, seitdem sie dorthin kämen. Das ist 
ein sinnvolles Ziel, das man aber insgesamt in 
dieser Stadt natürlich nur dann als Ziel haben 
kann, wenn die psychiatrische Versorgung nicht 
weiterhin an das klinische Bett gekoppelt wird. 
Dafür streiten wir, das halten wir für den richti-
gen Weg. - Vielen Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort 
der Abgeordnete Bensch. 
 
Abg. Bensch (CDU)*): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es ist nicht 
fünf vor zwölf, es ist bereits fünf nach zwölf, und 

die offensichtlichen Mängel in der Personalaus-
stattung in der Psychiatrie am Klinikum Bre-
men-Ost, die offenkundigen baulichen, struktu-
rellen Mängel und auch die offenbaren Mängel 
dort in der Arbeitsorganisation und bei den Ar-
beitsprozessen müssen schnellstens ein Ende 
haben. Dies ist auch die Meinung der CDU-
Fraktion, hier muss schnellstens Abhilfe ge-
schaffen werden! 
 
(Beifall CDU, FDP, LKR) 
 
Worüber wir bisher noch nicht gesprochen ha-
ben, ist die politische Verantwortung. Ja, die 
Gesundheitssenatorin hat sehr entschlossen in 
der letzten Woche in der Gesundheitsdeputa-
tion angekündigt, die Patientenfürsprecher stär-
ker einzubeziehen, einen monatlichen Jour fixe 
wird es geben. Sie hat gesagt, sie schaue sehr 
genau darauf, auch sie habe ein hohes Inte-
resse daran, dass die Zustände sich verbes-
sern. 
 
Nur, folgen den Ankündigungen auch Ausfüh-
rungen? Sie haben bereits eben gehört, das 
Misstrauen ist immer noch vorhanden, auch 
wenn wir einen Zehn-Punkte-Plan der GeNo 
haben. Ich sage, Frau Senatorin, Sie haben die 
Rechtsaufsicht, die Fachaufsicht, und Sie sind 
obendrein die Aufsichtsratsvorsitzende des Kli-
nikumkonzerns Gesundheit Nord. Daher er-
warte ich, dass Sie dieses Thema Umsetzung 
der Psychiatrie-Reform, Abstellen der Mängel 
am Klinikum Bremen-Ost im Bereich der Psy-
chiatrie zur Chefsache machen und wir spätes-
tens im Sommer einen Bericht bekommen, 
nach dem wir schon einmal alle ein bisschen 
den Daumen hoch machen und sagen können, 
jawohl, die GeNo ist auf einem guten Weg, es 
wird nachhaltig Verbesserungen geben und 
nicht nur Ankündigungen. Da stehen Sie im 
Wort, sehr geehrte Frau Senatorin, und wir wer-
den Sie engmaschig begleiten. 
 
(Beifall CDU, LKR) 
 
Sie haben aber parlamentarisch auch noch an-
dere Möglichkeiten, und da sehe ich DIE LINKE 
an. Wenn ich mir anschaue, letzte Woche in der 
Gesundheitsdeputation war Ihr Deputierter, der 
Sie dort vertreten hat, er war da, ganz lieb und 
artig. Es war aber keiner Ihrer Abgeordneten 
zugegen. Wenn Sie dann zudem die schwere 
Artillerie einer Aktuellen Stunde herausholen 
und auf die GeNo schießen, die mit der weißen 
Fahne schon gewedelt hat - ja, man kann diese 
Aktuelle Stunde nutzen, um das Thema öffent-
lich zu machen, aber wir haben bereits letzte 
Woche über so viel Pragmatisches gesprochen 
-, also ich kann Ihnen auch in meiner Funktion 
als mittlerweile dienstältester Politiker der Be-
suchskommission nach dem PsychKG sagen, 
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auf meine Anregung hin haben wir beschlos-
sen, mit Herrn Professor Dr. Reimer, dem Chef 
der Psychiatrie, ein Tacheles zu reden, ein 
Grundsatzgespräch zu führen. 
 
Dort können wir Station für Station über Perso-
nal, ordentliche Strukturen et cetera sprechen. 
Ich lade DIE LINKE dazu ein, nicht nur hier im 
Parlament - das dürfen Sie, das sollen Sie auch 
machen -, sondern auch auf der Ebene der Be-
suchskommission, auf der Ebene der Deputa-
tion konstruktiv mitzuarbeiten. Das habe ich tat-
sächlich in letzter Zeit vermisst. 
 
(Beifall CDU, LKR) 
 
So möchte ich abschließend, und das hat Frau 
Dr. Kappert-Gonther ja auch gesagt, den ge-
meinsamen Geist beschwören. Ja, wir sind ins-
gesamt auf einem guten Weg. Wir haben seit 
dem Jahr 2013, seit diesem Bürgerschaftsbe-
schluss, eigentlich im gesamten Land Bremen 
eine gute bis sehr gute Psychiatrieversorgung, 
das dürfen wir nicht vergessen. Da können Sie 
den Kopf schütteln. Schauen Sie sich Reinken-
heide an, wie dieses Klinikum baulich, struktu-
rell und personell verbessert wurde! Schauen 
Sie auch morgen den Bericht, den wir diskutie-
ren, zu Bremen-Nord an, die niedrigste Gabe 
von Medikamenten, am meisten menschliche 
Zuwendung! Also, Bremen zeigt, dass es geht. 
Auch die GeNo zeigt als Krankenhausträger, 
dass es geht. Es ist ebenfalls meine Erwar-
tungshaltung, dass, das, was geht, auch auf 
das Klinikum Bremen-Ost übertragen wird. 
 
(Beifall CDU) 
 
Ob es die Psychiatrie-2.0-Reihe oder die Ge-
sundheitsdeputation ist, man kann auch über 
Unterausschüsse sprechen, oder ob es dann 
das konkrete Abstellen von Mängeln ist, ich 
kann nur sagen, wir als CDU werden sehr, sehr 
glaubwürdig und engmaschig die weiteren Ge-
schehnisse begleiten und werden auch politisch 
Druck machen. 
 
Es muss aber auch an dieser Stelle gesagt wer-
den, in diesem Bereich zu arbeiten, ist hart bis 
schwierig. Die Menschen haben sich aber dafür 
entschieden. Die Menschen müssen auch mit 
dieser Kritik leben, die jetzt kommt. Wir haben 
in den letzten Wochen nicht nur eine Vielzahl 
von Berichten und Leserbriefen gehabt. Wer auf 
Facebook ist, hat gesehen, der „Weser-Kurier“ 
hat mit seiner Berichterstattung dort einen so oft 
wie bisher noch nie geteilten Bericht über die 
Zustände der Psychiatrie am KBO gehabt. Das 
zeigt, es ist von höchstem öffentlichem Inte-
resse, dass die Mängel in der Psychiatrie am 
KBO abgestellt werden. Da sind wir zwar alle 

ein bisschen in der Pflicht, aber Sie, Frau Sena-
torin, ganz besonders. Ich erwarte, dass die 
Mängel schnellstmöglich abgestellt werden. Sie 
haben aber auch, wenn es um konkrete Umset-
zungsschritte geht, die CDU-Fraktion an Ihrer 
Seite. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
(Beifall CDU) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.  
 
Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Als ich 
mich auf die Debatte vorbereitet habe, habe ich 
noch einmal die Artikel nachgelesen, die alle in 
den letzten Wochen und Tagen zu dem Thema 
erschienen sind, und ich kann sagen, so man-
che Überschrift über Psychiatrie in Bremen 
möchte ich eigentlich nicht mehr lesen. 
 
(Beifall FDP, LKR) 
 
Eines möchte ich aber insbesondere nicht le-
sen: „Reformgeist erloschen“. Das darf nicht 
sein! Wenn da auch nur der Eindruck entsteht, 
dass hier in der Stadt an irgendeiner Stelle der 
Reformgeist, der hier in Deutschland in den 
Achtzigerjahren ja geradezu begonnen und 
2013 durch den Bürgerschaftsbeschluss noch 
einmal unterstrichen wurde, erloschen ist, dann 
haben wir als Politik versagt und nicht genü-
gend Druck gemacht, dass etwas passiert. 
 
(Beifall FDP, LKR) 
 
Worum geht es? Es geht hier in der Aktuellen 
Stunde um die Frage, wie man die Situation in 
der klinischen Behandlung verbessern kann. 
Dabei geht es eben auch darum zu schauen, wo 
es schon gut ist. Die Beispiele sind genannt 
worden, außerhalb von Bremen in unserer 
Schwesterstadt Bremerhaven in Reinkenheide, 
es ist aber auch in Bremen-Nord und auch bei 
Dr. Heines nicht von solchen Missständen zu 
berichten. Es geht insbesondere um das Klini-
kum Bremen-Ost - dort werden ungefähr 
56 Prozent aller Menschen behandelt - so war 
auf jeden Fall die Zahl 2014 -, die in stationärer 
Behandlung sind -, und wenn dort der Großteil 
behandelt wird, dann müssen wir da doch ins-
besondere hinschauen und uns fragen, was 
man von den anderen kleineren, vielleicht des-
wegen auch reformfreudigeren Einheiten lernen 
kann und was man schnell umsetzen muss. 
 
Was ich aber festgestellt habe, als ich die Zah-
len angeschaut habe, war Folgendes, im Jahr 
2013 Bürgerschaftsbeschluss: Das Personal - 
dazu gibt es ja jetzt Gott sei Dank eine Perso-
nalverordnung, aber in dem Bereich fehlten 
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doch gut zwei Dutzend, wie wir jetzt in der De-
batte in der Gesundheitsdeputation feststellten 
- hat bei den Ärzten von 20 Prozent im Jahr 
2013 auf 19 Prozent im Jahr 2014 abgenom-
men, bei Therapeuten auf 16 Prozent. Insofern 
muss man also sagen, der Bürgerschaftsbe-
schluss war das eine und das Handeln der 
GeNo etwas gänzlich anderes, das ist zu kriti-
sieren. 
 
(Beifall FDP, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Deswegen gehört das auch abgestellt, denn es 
ist ja kein Spaß, wenn im Bericht der Besuchs-
kommission zur besagten Station 63 steht: „Zur 
Behandlung der Patientinnen und Patienten 
wurde mitgeteilt, dass Psychotherapie nicht an-
geboten werde, sondern hauptsächlich eine 
pharmakologische Behandlung stattfinden 
würde. Dies entspricht nach Auffassung der Be-
suchskommission nicht den Standards einer 
fachlich fundierten und der Würde der Patientin-
nen und Patienten berücksichtigten Behand-
lung.“ Genauso ist es, und das ist eine Sache, 
die eben am Personalmangel liegt und daran, 
dass man hier nicht umgesteuert hat, wie es ei-
gentlich heute sein müsste. 
 
Es ist aber auch angesprochen worden - und 
das gehört eben auch zur Wahrheit dazu -, dass 
man vorher etwas tun muss, denn warum 
kommt es dazu, dass solche stationären Zu-
stände entstehen? Weil man diese Station am 
Ende einer ganzen Kette hat! Wenn wir hören, 
dass drei Monate auf eine ambulante Therapie 
gewartet werden muss, mag ich mir gar nicht 
vorstellen, was sich innerhalb dieser drei Mo-
nate alles verfestigen und verschlimmern kann. 
Deswegen ist es so wichtig, dass wir hier dazu 
kommen, dass bei akuten Situationen schnelle 
ambulante Hilfe möglich ist und geschaffen 
wird, Ansätze dafür sind da. Das muss gemacht 
werden, denn sonst ist am Ende der Druck in 
den Kliniken zu groß, und dann passieren diese 
Dinge, wenn noch Personalmangel dazu-
kommt. Pharmakologische Behandlung, Fixie-
rung, Medikamentengabe können kein Mittel 
sein, das in der Menge gebraucht wird, wie es 
dort gebraucht wird, das gehört abgestellt. 
 
(Beifall FDP, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Neben den Angeboten, die dort im ambulanten 
Bereich gemacht werden, braucht man dann 
eben auch Tageskliniken und Angebote, man 
braucht sozialräumliche Arbeit, Genesungshel-
fer und teilstationäre ambulante Angebote, aber 
dann muss am Ende auch etwas passieren, und 
das möglichst schnell - ich entschuldige mich 
für den Zwischenruf, aber mir geht da nicht so 
viel Herz auf, dass ich dafür viel Zeit verschwen-
den möchte -, damit im Klinikum Ost auch der 

Umbau stattfindet. Ich weiß ja, wie die Situation 
der GeNo ist, das ist nämlich genau die Proble-
matik. Wenn die Investitionsmittel im TEN ge-
bunden sind, fehlen sie eben in Bremen-Ost. 
Das ist genau die Problematik und die Krux. 
Deswegen muss das trotzdem gemacht wer-
den, die Mittel dafür müssen bereitgestellt wer-
den, und der Personalmangel muss abgestellt 
werden. 
 
(Beifall FDP) 
 
Ich glaube, wir sind aber alle an der Stelle, dass 
wir sagen, dass hier gehandelt werden muss. 
Die Vorschläge liegen auf dem Tisch. Wir wer-
den das alle ganz genau anschauen, denn ei-
nes, wie gesagt, soll nicht weiter in der Zeitung 
stehen: „Reformgeist erlahmt“. 
 
(Beifall FDP, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Remkes. 
 
Abg. Remkes (LKR): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! In den Jah-
ren 1960 bis 1970 wurde der Reformwunsch 
der psychiatrischen Kliniken bundesweit auch in 
Bremen immer lauter. Letztendlich musste man 
reagieren, denn der Druck der Öffentlichkeit war 
so groß geworden, weil immer mehr menschen-
unwürdige Zustände bekannt wurden. Es wurde 
ein bundesweiter Psychiatrie-Zustandsbericht 
erstellt, der in weiten Bereichen erschütternd 
war. Es wurden nicht nur die Sanitäranlagen so-
wie der Sanierungsstau an den Gebäuden be-
klagt, auffällig war auch die überaus mangel-
hafte Personalausstattung. Patienten mussten 
in Sälen schlafen, die teilweise mit bis zu 40 Pa-
tienten belegt waren. Nun ist ein Arzt nicht mehr 
für 100 000 Einwohner verantwortlich, sondern 
nur noch für 20 000 Einwohner. Dahin gehend 
hat sich die Psychiatrie etwas verbessert. 
 
Dass Institutsambulanzen nur beratend tätig 
sein dürfen und nicht behandeln dürfen, lässt 
ebenfalls sehr zu wünschen übrig. Wir als Libe-
ral-Konservative Reformer fordern eine sofor-
tige Überarbeitung - wie meine Vorredner es 
ebenfalls taten - und vollständige Reform der 
Psychiatrie im Bremen ebenso wie eine umge-
hende Aufstockung des Personals. Weiterhin 
fordern wir, dass bei den allgemeinen Kranken-
häusern wenigstens ausreichend Fachkräfte in 
den psychiatrischen Abteilungen vorhanden 
sind. 
 
Doch bleiben wir bei der Psychiatrie in Bremen-
Ost! Eine Kommission, die seit 2010 bis heute 
regelmäßig von dort berichtet, hat viel zu wenig 
darauf aufmerksam gemacht, dass dort uner-
trägliche Zustände herrschen. Die Behörde 
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kennt die Probleme seit Jahren - Sie erinnern 
sich, von 1960 bis 1970 wurden schon die ers-
ten Mängel gemeldet -, und es wurde nichts un-
ternommen. Da fragen wir uns: Wo ist die Auf-
sichtspflicht geblieben? Ich verstehe das nicht! 
Wir, die Liberal-Konservativen Reformer, wol-
len, dass diese Station sofort geschlossen wird, 
ein baulicher Neuanfang gemacht wird, verbun-
den mit einer ausreichenden Personalausstat-
tung. Ein Hinausschieben der Schließung der 
Station 63 stellt ein Gesundheitsrisiko für alle 
Bürgerinnen und Bürger dar. 
 
Folgende Missstände im Klinikum Bremen-Ost 
wurden beklagt: an das Bett gefesselte Patien-
ten, Medikamente statt Therapie und Patienten, 
die viel zu früh entlassen werden. Erheblicher 
Personalmangel ist maßgeblich mit daran 
schuld. Im Jahr 2016 waren 25 Stellen unbe-
setzt. An einem neuen Konzept soll gearbeitet 
werden - angeblich kommt ein Zehn-Punkte-
Plan -, wir sind einmal gespannt, was dabei her-
auskommt. Suizidgefährdete Personen und Pa-
tienten beklagten vor ihrer Selbsttötung, dass 
niemand mit ihnen rede. Wer in der Woche eine 
halbe Stunde ein Gespräch führen kann, kann 
sich glücklich schätzen. Das grenzt schon fast 
an unterlassene Hilfeleistung. 
 
Für die Gerichte schreibt eine Ärztin Stellung-
nahmen, ohne vorher mit den Patienten persön-
lich zu sprechen, das ist alles vorgekommen. In 
einigen Fällen verzichtete man auf eine gründli-
che Anamnese, und manche Mitarbeiter und 
Ärzte stellten Patienten mit Medikamenten ru-
hig, um ihr Pensum zu schaffen. Patienten müs-
sen diese Medikamente einnehmen, ob sie wol-
len oder nicht. Patienten werden bis zu drei 
Tage teilweise auf dem Rücken im Bett gefes-
selt, fixiert, wie man das nennt. In welchem Zeit-
alter leben wir? Auf Station 63, die im Haupt-
haus untergebracht ist, teilen sich manchmal 
mehrere, fast bis zu 20 Patienten, eine Dusche. 
Es gibt zu wenige Rückzugsräume, und viele 
Stationen sind so überbelegt, dass in einem 
Zweibettzimmer drei Leute oder vielleicht auch 
sogar mehr Patienten schlafen müssen. Dies ist 
einfach unerträglich für alle Beteiligten. Auch 
hier mahnen wir wieder an: Wo ist und war die 
Aufsichtspflicht der Behörde? 
 
 
Bis 2018 soll das Haus 3 im Park wieder nutzbar 
sein, es wurde zwischenzeitlich anders genutzt, 
Sie wissen es genauso wie ich. Dort soll sich 
dann durch mehr psycho- und bewegungsthe-
rapeutische Ansätze mehr um die Patienten ge-
kümmert werden. Und was passiert in der Zwi-
schenzeit? Der Ist-Stand ist zurzeit so, die Pati-
enten wegen Überfüllung und mangelnden Per-
sonals schnell zu entlassen. Wie kann da eine 
Genesung bei oft schwierigen Depressionen, 

schwierigen Krankheiten sichergestellt wer-
den? 
 
Die hier geschilderten Fälle beziehen sich nur 
auf die Psychiatrie dieser Klinik. Dieses Kran-
kenhaus ist über Bremens Landesgrenzen hin-
aus bekannt für derartige Vorfälle. Wo ist da 
wieder die Aufsichtspflicht, kann ich immer nur 
wieder fragen! Ich beschäftige mich schon län-
ger mit Kritik über die Psychiatrie und erlebe viel 
zu oft, dass Ärzten und Psychiatern eine Objek-
tivität und Wahrhaftigkeit zugesprochen wird, 
ohne auch die anderen Seiten anzuhören oder 
zu untersuchen. Ein Vertrauen gegenüber die-
ser Klinik, nämlich der Psychiatrie-Abteilung, 
kann man wirklich nicht aussprechen, es wird 
wie immer nur geredet und nicht gehandelt! 
 
In Bremen gibt es nicht einmal eine Beschwer-
destelle für die Anliegen der Patienten der Psy-
chiatrie, meine Vorredner sagten es. Warum ei-
gentlich nicht? Das Klinikum will ab sofort mehr 
Psychologen und Pflegekräfte einstellen. Toll, 
wir warten es ab! Die Gesundheitssenatorin will 
den Austausch mit den Patientensprechern ver-
bessern und engmaschige Kontrollen durchfüh-
ren. Bitte, warum erst jetzt, wo dieser Missstand 
doch seit Jahren bekannt war und ist? 
 
Noch ein tragisches Beispiel: Vor circa zwei 
Jahren verstarb sogar ein Mädchen nach ihrer 
viel zu frühen Entlassung aus der Psychiatrie. 
So etwas darf nicht passieren! 
 
Zum Schluss will ich hier noch einmal betonen, 
wir, die Liberal-Konservativen Reformer, for-
dern eine sofortige Schließung der Station 63 
im Klinikum Bremen-Ost, eine medizinische und 
rechtliche Aufarbeitung der geschehenen Vor-
fälle und dass auch die Verantwortlichen zur 
Rechenschaft gezogen werden, ebenso fordern 
wir eine Renovierung, einen Ausbau und eine 
Sanierung des Gebäudes, denn die Patienten 
werden eher mehr als weniger. Des Weiteren 
verlangen wir einen Zustandsbericht von der 
Gesundheitsbehörde für uns und das Parla-
ment. - Vielen Dank! 
 
(Beifall LKR) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert. 
 
Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Eine Sa-
che von Herrn Remkes, die er zum Schluss ge-
sagt hat, wollte ich nicht stehen lassen, nämlich 
dass die Patienten eher mehr als weniger wer-
den, die stationär behandelt werden müssen. 
Das halte ich gerade genau für den falschen An-
satz. Wir müssen dafür sorgen, dass weniger 
Menschen in stationäre Behandlung kommen, 
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dass wir weniger Klinikbetten brauchen, dass 
wir psychiatrische Behandlung und Psychothe-
rapie ohne klinische Behandlung hinbekom-
men. 
 
(Beifall FDP, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Des Weiteren ist es natürlich so, dass die Pati-
enten möglichst bald aus den Krankenhäusern 
entlassen werden, weil die Zustände a) so sind, 
wie sie sind, aber b) das auch nicht der beste 
Ansatz ist, weil die Beziehungen, die sie in einer 
Klinik haben, Beziehungen zum Pflegepersonal 
sind. Besser ist es, wenn die Menschen über 
Beziehungen in ihren Sozialräumen verfügen. 
Deswegen ist es auch gut, wenn sie dann sehr 
schnell, auch wenn sie noch nicht geheilt sind, 
wieder in ihre Community, in ihre Quartiere ge-
hen und dort weiter behandelt werden, bis sie 
dann geheilt sind, aber eine vollständige Hei-
lung im Krankenhaus kann ich mir nun wahrlich 
nicht vorstellen. Das ist immer nur ein Erfolg, 
der so weit führt, dass man weiter ambulant be-
handelt werden kann, um dann am Ende zu ge-
sunden, soweit das bei manchen Störungen 
überhaupt möglich ist. 
 
(Beifall FDP, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Insbesondere bei chronisch Kranken geht das 
ja teilweise fast gar nicht, insofern muss man 
das auch einfach einmal der Wahrheit halber 
sagen. 
 
 
Natürlich, da sind wir alle dabei, muss dort bald 
umgebaut werden, und es müssen bald Mög-
lichkeiten an Räumen geschaffen werden. Ein 
Hinweis dazu: Ich habe vor mehr als 30 Jahren 
Rettungswagen gefahren, und ich habe den Un-
terschied in der Station 63, als ich das erste Mal 
als Mitglied der Besuchskommission wieder 
dorthin kam, fast nicht wahrgenommen, und 
das ist das wirklich Schlimme, was man sagen 
muss! 
 
 
Der letzte Punkt, den ich eben in meinem Re-
debeitrag vergessen habe, der mir aber am 
Herzen liegt, ist, wenn wir diesen Teil angegan-
gen sind, müssen wir auch noch einen anderen 
Teil anschauen - ich habe das in der Gesund-
heitsdeputation, aber auch im Landesteilhabe-
beirat gesagt -, wie wir die psychotherapeuti-
sche Versorgung machen für Menschen mit Be-
einträchtigungen. Darauf haben wir nämlich im-
mer noch keinen genügenden Fokus. Es spra-
chen dort Personen eben über die Frage, wie 
wir mit psychischen Krankheiten bei Menschen 
mit Downsyndrom umgehen. Wie gehen wir um 
mit Komorbiditäten bei Menschen, die Autismus 
haben? All das ist etwas, worauf unser System 

noch nicht genügend eingestellt ist, was aber 
vorkommt und wofür wir Lösungen brauchen. 
Auch das sollten wir dann weiterbearbeiten. - 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
(Beifall FDP) 
 
Präsident Weber: Als Nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Kappert-
Gonther. 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen): Sehr geehrter Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte den 
Ball von Herrn Dr. Buhlert noch einmal aufgrei-
fen. Es ist genauso, wie er sagt, seelische Ge-
sundheit entscheidet sich im Alltag, beim Woh-
nen, bei der Arbeit, in der Freizeit, und sie kann 
sich nicht in einem kurzen Zeitraum auf Station 
langfristig entscheiden. Dennoch gilt natürlich, 
dass eine stationäre Behandlung, wenn sie in 
einer Krise notwendig wird, nicht auch noch 
schaden darf, sondern möglichst gut sein muss. 
Das ist ja völlig klar. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 
 
Unser Wunsch nach einer umfassenden Psy-
chiatriereform in Bremen verbinden, erwächst ja 
gerade aus der Vorstellung, dass Menschen, 
gerade schwer chronisch psychisch kranke 
Menschen, eine Begleitung über einen langen 
Zeitraum brauchen, und zwar möglichst in per-
soneller Kontinuität. W wenn man aber dauernd 
Brüche hat zwischen der ambulanten Behand-
lung, der teilstationären, wie zum Beispiel in der 
Tagesklinik, und der stationären, dann müssen 
sich Menschen ständig auf neue Begleit- und 
Therapiepersonen einstellen, und das ist aus-
gesprochen hinderlich für die seelische Gesun-
dung. Was wir also brauchen, sind verbindliche 
Kooperationen, zwischen den Sektoren, also 
zwischen ambulanter, teilstationärer und statio-
närer Behandlung, mehr Verbindlichkeit und 
weniger finanzielle Anreizsysteme, Menschen 
lange auf Station zu halten oder überhaupt auf 
Station zu ziehen und mehr Anreizsysteme, 
Menschen eben in Personalkontinuität langfris-
tig ambulant und sektorübergreifend auf ihrem 
Weg in Richtung Gesundheit zu begleiten. 
 
 
Wenn wir da noch einmal einen neuen Impuls 
und einen neuen Aufbruchsgeist in dieser Stadt 
entfalten könnten, dann wäre das für einen rich-
tig guten Zweck. - Vielen Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Frau Senatorin Professor Dr. Quante-
Brandt. 
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Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Auch mir geht es zu 
langsam, und auch mir sind die Umstände und 
die Verhältnisse, wie ich sie im KBO vorgefun-
den habe, nicht angemessen für das, was wir 
für die Versorgung von akut psychisch kranken 
Menschen brauchen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Im letzten Jahr habe ich zweimal die Station 63 
besucht, einmal angekündigt, einmal nicht an-
gekündigt, weil auch ich der Auffassung gewe-
sen bin, so kann es nicht sein.  
 
Ich möchte an dieser Stelle aber auch einmal 
sagen, es sind dann auch Veränderungen ein-
getreten. Diese Veränderungen sind keine 
grundlegenden, das gebe ich zu, aber wir ha-
ben erreicht, auch durch dieses intensive Wir-
ken der Besuchskommission, der Patientenfür-
sprecher und vielleicht auch ein bisschen durch 
mein Zutun, dass wir jetzt erstens eine andere 
Patientensteuerung auf der Station 63 haben. 
Zweitens sind Wände gestrichen worden. Ich 
meine, das klingt banal, nur wenn Sie dort 
durchgehen und sehen, es gibt Texte an den 
Wänden, die unter allem sind, was man sich 
vorstellen kann, dann darf so etwas nicht sein, 
dann muss man so etwas ändern. Wenn man 
des Weiteren dann sieht, dass ein Fixierbett in 
einem Ergotherapieraum steht, dann geht auch 
das nicht. Ein Fixierbett hat dort nicht zu stehen, 
denn das ist ein Raum, der dafür genutzt wer-
den soll, dass Menschen, die in einer psychi-
schen Krise sind, auch dort ein Behandlungsre-
fugium finden können. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir haben auch feststellen können, dass das 
Lichtkonzept verändert worden ist. Auch das ist 
ein wichtiger Schritt. Was nicht geändert ist, und 
das sind natürlich auch Dinge, die in den bauli-
chen Grenzen dieser Station liegen, das ist zum 
Beispiel die Frage der Dusche. Das können Sie 
in diesem Turm nicht ändern. Es ist aber natür-
lich eine Situation, die man ändern muss. Ich 
bin fest davon überzeugt, dass man diese Sta-
tion 63 zügig überwinden muss, das teile ich. 
 
Ich möchte auch auf den Aktionsplan hinwei-
sen, weil Sie immer von Untätigkeit gesprochen 
haben. Ich habe die GeNo aufgefordert und ge-
sagt, es muss jetzt ein Aktionsplan her, ich ma-
che das nicht mehr mit! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich mache das auch nicht mit als Senatorin, die 
die Fachaufsicht dafür hat, und dazu sage ich 

auch gleich im nächsten Punkt etwas, nämlich 
zu dem Meldewesen, das wir jetzt verändert ha-
ben. 
 
Aber noch einmal zurück zu der Station 63 und 
zu dem, dass das geändert werden muss und 
dass wir jetzt einen Aktionsplan haben! Die 
GeNo braucht für die akut psychisch erkrankten 
Menschen und für die Akutstation ein Konzept, 
das einen Übergang gestaltet, das also einen 
Übergang deutlich macht, dass man, bevor man 
das Haus 3 beziehen kann, Verhältnisse 
schafft, in denen auch Therapie stattfinden 
kann und vor allen Dingen dann auch stattfindet 
und angeboten wird. Das heißt, es werden 
Räumlichkeiten dort so verändert werden müs-
sen, dass dann auch eine entsprechend ver-
nünftige Einbringung der Patientinnen und Pati-
enten stattfinden kann. 
 
Ich möchte aber auch noch einmal zu dem Ak-
tionsplan insgesamt sagen, er umfasst zehn 
Punkte, die sich auf das Bauliche beziehen, die 
sich auf das Personal beziehen, die Therapie-
angebote umfassen und die auch die Einbin-
dung der Patientenfürsprecherinnen und Pati-
entenfürsprecher betreffen, die auch die Be-
suchskommission angehen. Er befasst sich da-
mit, dass es eine engere, eine bessere Beglei-
tung, nämlich Begleitung für die Patientinnen 
und Patienten in den Stationen geben muss. 
 
Ich halte den Plan für ausgewogen und für an-
gemessen, habe aber selbstverständlich auch 
gleich nachgefragt, was heißt denn Umzug in 
2018? Also, das Jahr 2018 ist lang. 2018 kann 
entweder der 1. Januar sein, oder es kann auch 
der 31. Dezember sein. Das sind natürlich Fra-
gen, die ich als Fachaufsicht habe, das ist doch 
völlig klar, und dazu gibt es jetzt eine Antwort. 
Es soll im ersten Quartal 2018 der Umzug statt-
finden. 
 
Das halte ich für realistisch, das ist, glaube ich, 
keine Utopie, aber etwas, das dann auch am 
Ende umgesetzt werden muss, und die Fach-
aufsicht wird überprüfen, ob es denn auch alles 
so umgesetzt wird. 
 
Jetzt noch einmal ein Punkt zum Personal! 
Auch ich bin der Auffassung, dass dort mehr 
Personal eingebracht werden muss, das ist ab-
solut zwingend. Seit Mitte 2016 sind zwölf zu-
sätzliche Stellen schon besetzt worden, das 
finde ich erst einmal positiv, und soweit ich 
weiß, sind jetzt auch Anfang 2017 weitere Stel-
len in Besetzungsverfahren. Sie müssen aber 
auch eines sehen: Die GeNo hat lange Zeit die 
Stellen nicht besetzen können, weil sich kein 
Mensch darauf beworben hat, und nicht, weil 
die Stellen nicht zur Verfügung gestanden ha-
ben. Jetzt ist es gelungen, auch dadurch, dass 
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wir dies mit der Neubesetzung des Chefarztes 
und der Art und Weise, wie dieser versucht, 
auch das gesamte KBO mitzunehmen - also die 
Psychiatrie -, auch ein besseres Gelingen der 
Zusammenarbeit der sehr gut funktionierenden 
Psychiatrie zwischen des KBN und der eher et-
was fragil funktionierenden Psychiatrie im KBO 
zu erreichen. Das trägt auch dazu bei, dass jetzt 
Stellen besetzt werden können, und das ist, 
glaube ich, eine positive Botschaft, vor allem für 
die Patientinnen und Patienten, weil sie dann 
nämlich Therapieangebote erhalten. 
 
(Beifall SPD) 
 
Es liegt jetzt das Psychiatriekonzept der GeNo 
vor, das ja ein Baustein der Psychiatriereform 
sein soll. Dieses Konzept wird jetzt im Kontext 
in der Deputation und der Fachöffentlichkeit dis-
kutiert, und ich kann Ihnen sagen, auch ich bin 
der festen Überzeugung, dass die Versorgung 
ambulant vor stationär weiterentwickelt werden 
muss. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 
 
Dieser Programmatik muss ein solches Kon-
zept standhalten. Das sind Beschlüsse, die Sie 
gefasst haben und die man nicht nur einhalten 
muss, weil es Beschlüsse sind, sondern das ist 
ein Beschluss, der einfach richtig, wichtig und 
notwendig ist. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 
 
Man darf aber bei der ganzen Frage ambulant 
vor stationär wirklich nicht vergessen, dass 
dann das gesamte System gesehen werden 
muss, das heißt, die Kliniken müssen natürlich 
auch zu einem anderen Miteinander mit den 
niedergelassenen psychiatrischen Praxen kom-
men. Es muss zu einem noch intensiveren Aus-
tausch zwischen den Praxen, den Akutambu-
lanzen und den teilstationären Angeboten kom-
men, denn es kann natürlich auch nicht sein, 
dass jeder akut psychisch erkrankte Mensch, 
der in einer besonderen Krise ist, sofort an die 
Klinik verwiesen wird anstatt an die Akutambu-
lanzen, die wir im Westen, im Norden, im Süden 
und überall haben. Dort müssen die Patientin-
nen und Patienten doch erst einmal ihren Platz 
finden können, und erst dann darf sozusagen 
der Weg auch in das stationäre Umfeld gesucht 
werden, damit sich die Patientinnen und Patien-
ten dort, wo sie am ehesten genesen können, 
am Ende auch auf Dauer aufhalten können. 
 
Ich kann Ihnen versichern, mein ganz persönli-
ches Interesse und auch das Ziel meines Hau-
ses ist es, dass die Menschen in seelischen Kri-
sen in unserem Bundesland eine sehr gute Ver-
sorgung erhalten, und wir alle haben daran zu 

arbeiten, dass das auch umgesetzt wird. Dafür 
haben wir jetzt neben den inhaltlichen Punkten, 
die ich eben angesprochen habe, auch das Mel-
dewesen intensiviert. 
 
Auch mir war nicht eingängig, warum ich nicht 
gleich weiß, wenn etwas als misslich festgestellt 
wird. Deswegen lasse ich mir jetzt die Proto-
kolle der Besuchskommission vorlegen, denn 
auch meine Behörde arbeitet ja im Kontext der 
Besuchskommission mit. Das bedeutet, die Be-
suchskommission sammelt nicht erst - sie hat ja 
einen sehr diskursiven Stil, dadurch dauert es 
länger, und das ist, glaube ich, auch alles richtig 
und gut -, aber ich lasse mir jetzt die Dinge, die 
es gibt, rechtzeitig und frühzeitig vorlegen, da-
mit man sofort nachhaken kann, wo etwas nicht 
vernünftig und gegebenenfalls aus dem Ruder 
läuft. So wird die Besuchskommission jetzt in ih-
rer Arbeit noch einmal dadurch gestützt, dass 
meine Behörde an dieser Stelle engmaschiger 
vorgeht. 
 
Ich habe einen weiteren Punkt eingeführt, in-
dem ich gesagt habe, dass wir nicht nur die Be-
suchskommission haben, sondern nach 
PsychKG auch das Recht, Akten einzusehen. 
Die Behörde wird jetzt zweimal im Jahr zu den 
Kliniken, zu den Angeboten, den teilstationären 
Angeboten ausschwärmen, sich die Akten vor-
legen lassen und schauen, was dort ist und ge-
macht wird, wie dort gearbeitet wird, damit 
sozusagen von vornherein klar ist, dass wir jetzt 
auch nicht warten werden, sondern jetzt eine 
Zugehfachaufsicht und nicht mehr eine Form-
fachaufsicht machen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich hoffe, dass wir das irgendwann nicht mehr 
brauchen, aber in der jetzigen Phase halte ich 
dieses engmaschige Zusammenspiel für aus-
gesprochen sinnvoll, weil es einfach alle ge-
meinsam für das sensibilisiert, wo unsere Ver-
antwortung liegt, nämlich die Verantwortung da-
für, eine Psychiatrie anzubieten und umzuset-
zen, die so konzipiert ist, dass sie möglichst we-
nig Zwangsmaßnahmen braucht. Das ist unser 
aller gemeinsames Ziel. Ich weiß auch, dass 
Zwangsmaßnahmen natürlich zugenommen 
haben, die Hinweise, die es dazu gegeben hat, 
liegen vor, das wissen wir, da muss man natür-
lich genau hinschauen, woher das kommt und 
ob das einzelne Patienten sind. Das muss man 
sehr differenziert auswerten, aber im Grunde 
muss man natürlich immer schauen, wie das 
Angebot ist, das wir vorhalten, damit es mög-
lichst immer vermieden werden kann und eben 
nur in Extremfällen zur Anwendung kommt. 
Deswegen auch jetzt die zugehende Fachauf-
sicht, die sich genau auch mit dieser Frage aus-
einandersetzt! 
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Bis jetzt wurden Zwangsmaßnahmen einmal im 
Jahr an die Behörde gemeldet. Ich lasse sie 
jetzt vierteljährlich melden, damit ich immer 
vierteljährlich weiß, welche Entwicklung denn 
da eigentlich stattfindet und wie sich in den je-
weiligen Einrichtungen zeigt, dass mit diesem 
Instrument gearbeitet wird. Ich muss Ihnen sa-
gen, dass ich schon den Eindruck habe, dass 
es der Fachaufsicht gelingt, die  
Probleme, die wir jetzt haben, so zügig zu er-
kennen, um sie auch ändern zu können. 

(Abg. Leidreiter [LKR] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage. - Glocke) 

Ich möchte noch einmal einen letzten Punkt zur 
Psychiatriereform sagen. Ich glaube, wir haben 
alle ein gemeinsames Interesse daran, dass wir 
die Psychiatriereform, von der wir uns vorge-
nommen haben, sie bis zum Jahr 2021 umzu-
setzen, auch so auf den Weg zu bringen, dass 
wir im Jahr 2021 sagen können, ja, wir haben 
an dieser Stelle viel erreicht. 

(Beifall SPD - Glocke) 

Deswegen liegt mir aber auch sehr daran, wenn 
wir Kritik haben, dass wir diese wirklich auf den 
Einzelfall beziehen und nicht sozusagen über 
das KBO oder über die Psychiatrie insgesamt 
schimpfen. Wir müssen dann, glaube ich, wirk-
lich an den einzelnen Missständen oder Prob-
lembereichen arbeiten, die es gibt, aber wir 
müssen das Positive, das es auch gibt, aus mei-
ner Sicht ebenso sagen, weil es so viele Men-
schen gibt, die mit einem hohen Engagement in 
den Psychiatrien arbeiten. Wir dürfen diese 
Menschen, die diese Arbeit für uns verrichten, 
an der Stelle auch nicht entmutigen, sondern 
müssen ihnen auch Mut machen und sagen, 
dass wir ihre Arbeitsbedingungen verbessern 
wollen - das wollen wir, wir setzen uns sehr da-
für ein -, aber auch sehen, dass sie bis jetzt sehr 
viel Gutes leisten. 

(Beifall SPD) 

Präsident Weber: Gestatten Sie eine Frage 
des Abgeordneten Leidreiter? 

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Ja, 
bitte! 

Präsident Weber: Bitte, Herr Abgeordneter! 

Abg. Leidreiter (LKR): Frau Senatorin, Sie ha-
ben gerade festgestellt, dass tatsächlich einige 
Missstände vorlagen. Es gab natürlich auch in 
der Vergangenheit einige dramatische Fälle im 
Klinikum Bremen-Ost, die Ihnen sicher auch be-
kannt sind. Gibt es den politischen Willen, diese 
Fälle in Ihrer Behörde aufzuarbeiten? 

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: 
Über Einzelfälle, das wissen Sie, macht es 
überhaupt keinen Sinn, in einem solchen Kon-
text zu reden. Es gibt andere Gremien - -. 

(Beifall SPD - Abg. Leidreiter [LKR]: Aber es 
geht ja nicht um einen Einzelfall, es geht um den 
politischen Willen Ihrer Behörde, sich diese 
Fälle noch einmal anzusehen und zu schauen, 
was da genau misslungen ist, denn es gibt ja 
auch Angehörige, die vielleicht ein Interesse da-
ran haben, dass das aufgeklärt wird!) 

Ich habe Ihnen, glaube ich, gerade eben geant-
wortet! 

(Abg. Leidreiter (LKR): Ich gehe jetzt nicht auf 
einen Einzelfall ein, es geht um den politischen 
Willen! - Glocke) 

Zu Einzelfällen äußere ich mich nicht. Ich habe 
Ihnen gerade dargelegt, wie wir die Fachauf-
sicht intensivieren, die Kontrollmöglichkeiten 
engmaschiger halten, und in dem Rahmen wer-
den wir bestimmt viele Fälle verhindern können. 
In dem Fall kann es auch sein, dass man sich 
einzelne Punkte noch ansehen wird. 

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. 

Damit ist die Aktuelle Stunde geschlossen. 

Meine Damen und Herren, es ist mittlerweile in-
terfraktionell vereinbart worden, den Tagesord-
nungspunkt 3 heute Nachmittag, am Spätnach-
mittag, aufzurufen, und zwar nach den Tages-
ordnungspunkten 8 bis 19. 

Schulisches Übergangssystem in Bremen 
Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
vom 21. November 2016 
(Drucksache 19/409 S) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 10. Januar 2017 
(Drucksache 19/444 S) 

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Dr. Bogedan. 

Gemäß Paragraf 29 unserer Geschäftsordnung 
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf 
die Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich 
zu wiederholen. 

Frau Senatorin, ich gehe davon aus, dass Sie 
die Antwort des Senats, Drucksache 19/444 S, 
auf die Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
nicht mündlich wiederholen möchten. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/409%20S
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Auf die Antwort des Senats auf Große Anfragen 
erfolgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder 
der Bürgerschaft in Fraktionsstärke verlangen. 
 
Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten 
werden soll. - Das ist der Fall. 
 
Die Aussprache ist eröffnet. 
 
Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Vogt. 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE) *): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Über-
gangssystem ruft immer geteilte Reaktionen 
hervor. Die einen sagen, es ist ein Parksystem, 
in dem Jugendliche nicht weiterkommen, die 
anderen sagen, es ist durchaus sinnvoll, um Ju-
gendliche besser auf die vielleicht daran an-
schließende Berufsausbildung zu qualifizieren. 
 
Fakt ist, dass sich das Übergangssystem im 
Umbruch befindet, aber eben auch als ein wert-
voller Teil der Ausbildungsvorbereitung an den 
Schulen etabliert hat, und zwar für die Jugend-
lichen, die noch keinen Ausbildungsplatz be-
kommen haben. Weil den Jugendlichen Qualifi-
kationen fehlen oder sie zu schlechte oder gar 
keine Zeugnisse haben, haben sich diese Aus-
bildungsgänge in Bremen bewährt, denn hier 
bekommen sie zusätzliche Qualifikationen ver-
mittelt. Sie können gegebenenfalls einen höher-
wertigen Schulabschluss erwerben und auch in 
einigen Bildungsgängen Praxiserfahrungen 
sammeln. 
 
Außerdem kann das Übergangssystem bei der 
Berufswahl unterstützend wirken. Ziel muss es 
natürlich sein - und das sieht DIE LINKE auch 
nicht anders -, dass Jugendliche schnell in eine 
duale, in die sogenannte richtige Ausbildung 
kommen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Natürlich finden wir es auch besser, wenn Ju-
gendliche nicht noch eine Warteschleife durch-
laufen müssen, bevor sie eine Ausbildung be-
ginnen können, und schließen uns diesbezüg-
lich der Meinung des Senats an, dass das Über-
gangssystem nur die zweitbeste Lösung ist. Es 
ist eigentlich nur ein Hilfssystem, aber diese 
Funktion als Hilfssystem erfüllt es zurzeit und in 
vielen Fällen gut. Eine Umgestaltung des Über-
gangssystems mit der Maßgabe, hier Mittel um-
zuschichten, wie wir es in der letzten Legislatur-
periode erlebt haben, finden wir daher nicht 
richtig, weil wir im Übergangssystem tatsächlich 
auch Lösungen für die Jugendlichen finden. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 

Aus den Antworten des Senats ergeben sich 
drei Problembereiche, die ich hier einmal versu-
che zu skizzieren. Der erste sind Abbruch und 
Erfolg. Legt man die Antworten zu den Fragen 
acht, neun und zehn aus unserer Anfrage ne-
beneinander, ergeben sich zur Wirksamkeit des 
Übergangssystems zwei sehr unterschiedliche 
Erkenntnisse, eine sehr positive, aber auch eine 
leider sehr negative. 
 
Ich fange erst einmal mit dem negativen Ergeb-
nis an: Pro Jahr nehmen im Schnitt - ohne Be-
achtung der unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlinge, die noch eine Extragruppe bilden - 
etwa 1 600 Jugendliche einen Ausbildungsgang 
im schulischen Übergangssystem auf, aber nur 
800 von ihnen schließen diese Ausbildungs-
gänge erfolgreich ab. Das heißt, etwa die Hälfte 
der Jugendlichen fällt aus dem Übergangssys-
tem heraus, ohne dass sie in eine Berufsausbil-
dung kommt oder eine höhere Qualifikation er-
langt. 
 
Diese hohe Zahl von Abbrüchen war mir nicht 
bewusst, bevor ich diese Große Anfrage gestellt 
habe, weil ich in den vergangenen Jahren zwar 
immer wieder einmal in dem entsprechenden 
Unterausschuss nachgefragt habe, aber die Di-
mension in dieser Größenordnung habe ich 
auch erst durch die Antworten des Senats er-
fahren. Deswegen haben wir in dieser Anfrage 
leider noch nicht nach den Ursachen für diese 
Abbrüche gefragt. Ich kann aber einmal speku-
lieren, dass diese 800 Jugendlichen wahr-
scheinlich nicht alle einen Ausbildungsplatz be-
kommen haben werden, und ich denke, das 
müssen wir tatsächlich noch einmal in der De-
putation beziehungsweise im Fachausschuss 
vertiefen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Natürlich brauchen wir Antworten auf die Frage, 
warum so viele Jugendliche ihre Ausbildung im 
Übergangssystem abbrechen und was sie statt-
dessen machen. 
 
Es gibt aber auch eine Erfolgsmeldung: Die Ju-
gendlichen, die bei der Stange bleiben und das 
Übergangssystem mit einem Zertifikat oder ei-
nem höheren Schulabschluss abschließen - 
und das ist eben eine Verbesserung zu ihrer 
früheren Situation -, haben danach tatsächlich 
gute Chancen, in den Ausbildungsmarkt oder in 
einen weiteren schulischen Werdegang überzu-
gehen, also erfüllt das Übergangssystem für Ju-
gendliche, die durchhalten, seinen Zweck. 
Diese Leistungen müssen wir hier an dieser 
Stelle einmal festhalten und würdigen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
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Schwierig finde ich, das muss man auch noch 
einmal sagen, die Frage der Beratungseinrich-
tungen. 
 
(Glocke) 
 
Da müssen wir tatsächlich schauen, wie wir 
weiter damit umgehen, dass wir unterschiedli-
che Beratungseinrichtungen haben, die dann 
offensichtlich nicht miteinander verzahnt wer-
den. Wir haben hier verschiedene Systeme 
etabliert. Wir haben die Jugendberufsagentur 
eingerichtet, die allerdings tatsächlich nicht die 
vorhandenen Beratungsstrukturen in der Form 
aufgreift, wie wir es gern hätten. Da ich aber ge-
rade abgeklingelt worden bin, werde ich diesen 
Punkt in einer zweiten Runde erläutern und 
freue mich auf die anschließende Debatte. - 
Danke! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Güngör. 
 
Abg. Güngör (SPD)*): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es ist unstrit-
tig, dass ein erfolgreicher Übergang von der 
Schule in den Beruf sowohl für die gesellschaft-
liche und berufliche Teilhabe junger Menschen 
als auch für die Sicherung des Fachkräftebe-
darfs entscheidend ist. Das Übergangssystem 
ist in der Tat inzwischen eine Brücke zwischen 
allgemeiner Schulbildung und beruflicher Aus-
bildung in der deutschen Bildungslandschaft. 
 
 
Damit Jugendliche möglichst nahtlos in eine be-
triebliche Ausbildung einmünden, ist es unser 
politisches Ziel, das schulische Übergangssys-
tem zugunsten regulärer Ausbildungsgänge zu 
reduzieren. Dementsprechend gibt es seit dem 
Jahr 2011 auch Neustrukturierungen bezie-
hungsweise Verkleinerungen, unter anderem 
durch die Zusammenführung verschiedener Be-
rufsfachschulen in der einjährigen berufsvorbe-
reitenden Berufsfachschule, die in vier Fach-
richtungen mit elf Schwerpunkten angeboten 
wird, die Einführung einer Beratungspflicht als 
Aufnahmevoraussetzung in die einjährige be-
rufsvorbereitende Berufsfachschule, um so die 
Übergangsquoten in die möglichst duale Ausbil-
dung zu erhöhen, oder auch die Umgestaltung 
eines Teils der einjährigen berufsvorbereiten-
den Berufsfachschule im Rahmen der Ausbil-
dungsgarantie zum Ausbildungsangebot Bre-
mer Berufsqualifizierung, das in bestimmten 
Berufen ein erstes Ausbildungsjahr abbildet, 
damit die jungen Menschen direkt im Anschluss 
in das zweite Jahr einer dualen Ausbildung in 
einen Betrieb wechseln können. Außerdem gibt 

es die Praktikumsklassen mit einem viel höhe-
ren Praktikumsanteil, zum Beispiel anstelle der 
Berufsfachschule für Wirtschaft. 
 
Auch im Bereich der allgemeinbildenden Schu-
len wurden und werden Maßnahmen zur Ver-
besserung der Ausbildungsfähigkeit und der 
Berufsausbildungsvorbereitung umgesetzt und 
der quantitative und qualitative Ausbau der Be-
rufsorientierung vorangetrieben. So wurden die 
Berufsorientierung als Querschnittsaufgabe so-
wie ein verpflichtender Berufswahlpass einge-
führt. Für junge Menschen bis zum 25. Lebens-
jahr ohne Berufsabschluss haben wir in der Ju-
gendberufsagentur gemeinsam mit der Agentur 
für Arbeit und dem Jobcenter alle Beratungs- 
und Unterstützungsangebote gebündelt, und 
seit Ende letzten Jahres haben die Beraterin-
nen und Berater in der Berufspädagogischen 
Beratungs- und Steuerungsstelle, BEST, und 
an der Zentralen Beratung Berufsfachschule, 
ZBB, ihre Büros in den Standorten der Jugend-
berufsagentur. Dort laufen die Fäden in dem 
Sinne zusammen, um junge Menschen in Bre-
men und Bremerhaven direkt anzusprechen 
und Unterstützung konkret auf ihre jeweiligen 
Einzelbedürfnisse hin abzustimmen. Die Ju-
gendberufsagentur berät und begleitet und ori-
entiert die jungen Menschen zu einem Berufs- 
oder Studienabschluss. 
 
Das Ziel ist klar: Wir wollen eine konkrete Be-
gleitung beim Übergang von der Schule in den 
Beruf sicherstellen, damit keine Jugendliche 
und kein Jugendlicher verloren geht. Alle schu-
lischen Beratungssysteme legen ihren Bera-
tungsschwerpunkt inzwischen auf die Auf-
nahme einer Berufsausbildung im dualen Sys-
tem oder einer Berufsausbildung nach Landes-
recht. Die Umstrukturierungsmaßnahmen zei-
gen ja erste Erfolge, also die Anzahl der Schü-
lerinnen und Schüler der einjährigen berufsvor-
bereitenden Berufsfachschule ist gesunken, 
das hat die Kollegin Frau Vogt, meine ich, er-
wähnt. 
 
Die Bilanz der Bremer Berufsqualifizierung 
nach einem Jahr ist wie folgt: Es gelang eine 
überdurchschnittliche Vermittlung in die duale 
Ausbildung im zweiten Jahr. Allerdings ist, wie 
wir auch sehen, die Anzahl der Schülerinnen 
und Schüler im Übergangssystem insgesamt 
sprunghaft angestiegen, dies erklärt sich durch 
die hohe Anzahl spät zugewanderter Men-
schen, die in die ausbildungsvorbereitenden Bil-
dungsgänge gehen. Die steigende Zahl von Ju-
gendlichen im schulischen Übergangssystem 
ist also keineswegs ein Beleg dafür, dass unser 
politisches Ziel gescheitert ist, sondern viele Ju-
gendliche ohne allgemeinbildenden Abschluss 
oder mit einer lediglich einfachen oder erweiter-
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ten Berufsbildungsreife - ob es nun Bildungsin-
länder sind oder ob sie oder spät zugewandert 
sind und keine ausreichenden Sprachkennt-
nisse haben - sind auf die Angebote in diesem 
Übergangssystem angewiesen, damit sie eine 
angemessene Bildungsgrundlage für ihren wei-
teren Lebensweg erhalten können. 
 
Es ist daher absolut sinnvoll und auch zu begrü-
ßen, dass die betreffenden Bildungsgänge aus-
drücklich von der Umgestaltung des Über-
gangssystems ausgenommen werden, und 
auch angesichts sich wandelnder gesellschaft-
licher und struktureller Rahmenbedingungen 
bleibt es unsere Aufgabe, regelmäßig zu über-
prüfen, ob das Angebot auch sinnvoll weiterent-
wickelt werden kann. - Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
 
Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort 
der Abgeordnete Dr. vom Bruch. 
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU)*): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Zent-
rale Erkenntnis aus der Antwort des Senats auf 
die Große Anfrage ist sicher, dass das soge-
nannte Übergangssystem weiter wächst, das 
haben wir in der Vergangenheit sicher gemein-
sam häufig eher zwiespältig wahrgenommen. 
Berufliche Ausbildung mit schulischen Voll- und 
Ergänzungsangeboten in verschiedenen For-
men waren sicher schon immer notwendig, aber 
ich will hier eingangs gar keinen Hehl daraus 
machen, dass für uns der möglichst direkte Ein-
stieg in die duale Ausbildung Priorität immer hat 
und hatte. 
 
 
Es macht uns Sorgen, dass der Übergang in die 
betrieblich gestützte Ausbildung für viele Ju-
gendliche häufig scheinbar nicht mehr allererste 
Wahl ist, das ist bezogen auf den Ausbildungs-
beruf sicher unterschiedlich. Es bleibt eine Bau-
stelle des öffentlichen Schulsystems, die Be-
rufsorientierung und Ausbildungsfähigkeit zu 
stärken, und wir wollen auch zukünftig einen 
Vorrang von Qualifizierung gegenüber Kom-
pensation. Das heißt aber nicht, dass wir nicht 
ein leistungsfähiges und durch die Berufsschule 
gestütztes Übergangssystem bräuchten, und 
das heißt auch nicht, dass das Übergangssys-
tem pauschal als Warteschleife oder Parksys-
tem klassifiziert - ich sage herabklassifiziert - 
werden sollte. Ich glaube übrigens auch nicht, 
dass wir die schulische und berufliche Förde-
rung vieler geflüchteter Jugendlicher hätten or-
ganisieren können, wenn wir nicht ein leistungs-
fähiges System gehabt hätten, das hier schnell 
verfügbar war und engagiert gehandelt hat. 

Wenn wir also eine Stärkung der dualen Ausbil-
dung wollen, heißt das nicht, dass diese zulas-
ten des schulisch geprägten Übergangssys-
tems geschehen sollte. Wir müssen daran inte-
ressiert sein, hier stark zu halten, ich bin ver-
sucht zu sagen, zu halten, was noch stark ist. 
 
Wir brauchen einen besonderen Blick auf die 
Förderung des Nachwuchses der Lehrer und 
Ausbilder im berufsschulorientierten Bereich, 
und wir brauchen einen besonderen Blick auf 
die Infrastruktur, die dem Standard in der Be-
rufswelt entsprechen muss. Hier gibt es, glaube 
ich, viel Nachholbedarf. 
 
(Beifall CDU) 
 
Aber wir haben in der Vergangenheit in der 
schulisch gestützten beruflichen Ausbildung 
auch deutliche Verbesserungen erreicht: Die 
Praxisanteile sind vielfach deutlich erhöht, und 
die Zusammenarbeit, zum Beispiel mit den Be-
trieben, hat sich deutlich verbessert. Soge-
nannte Sackgassen gibt es heute in der Ausbil-
dung nur noch selten, die Durchlässigkeit und 
damit die Karrierechancen auch mit Ausbil-
dungsberufen sind deutlich besser als noch vor 
einigen Jahren. Viele Ausbildungsgänge verbin-
den heute schließlich richtigerweise die berufli-
che Qualifizierung mit dem Erwerb von allge-
meinen Schulabschlüssen, gelegentlich ist das 
Angebot geradezu unübersichtlich groß. Hier 
kommt der allgemeinen Schule eine besondere 
Bedeutung zu: Sie muss dazu beitragen, dass 
Transparenz hergestellt wird und Weg dafür eb-
nen, damit die Jugendlichen in diesen Angebo-
ten auch ankommen, und sie muss gemeinsam 
mit der Jugendberufsagentur beratend tätig 
sein. Mir machen nach wie vor weniger die ver-
fügbaren Angebote als die Übergänge in diese 
Angebote Sorgen. 
 
(Beifall CDU) 
 
Lassen Sie mich zum Schluss zwei Bemerkun-
gen machen! Eine Einzelheit - wie ich meine, 
aber eine bemerkenswerte - ergibt sich aus der 
Antwort des Senats: Das Übergangssystem ist 
geprägt von einen männlichen Anteil von zwei 
Dritteln. Dies kommt zwar auch durch eine von 
Jungen und jungen Männern dominierte Zu-
wanderung und eine entsprechende Struktur 
der Vorkurse zustande, aber manche Prob-
leme, die von den Schulen heute gemeldet wer-
den, scheinen insbesondere Jungen und junge 
Männer zu betreffen. Dies bedarf unserer Auf-
merksamkeit, denn wir wissen zu wenig über 
die Ursachen. 
 
Die zweite Bemerkung betrifft die Chancenge-
rechtigkeit und die Nutzung und Förderung von 
Begabungspotenzialen. Ich bin mehr denn je 
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der Meinung, dass die Grundlagen von ausbil-
dungsbezogenem Erfolg letztlich auf der Quali-
tät der Förderung von Anlagen und Vorausset-
zungen in der Schule, insbesondere aber in der 
frühkindlichen Bildung fußen. Wenn wir nach-
haltige Verbesserungen wollen, müssen wir hier 
ansetzen und Bildung mehr als bisher als einen 
Zusammenhang begreifen und vor allen Dingen 
auch unser System darauf ausrichten. 
 
Bildung, von der frühkindlichen Bildung bis zur 
Weiterbildung, muss mehr denn je als ein ganz-
heitliches System über die gesamte Lebens-
spanne betrachtet werden, 
 
(Beifall CDU) 
 
denn - und das ist das Ziel - Prävention und 
Kontinuität sind deutlich Erfolg versprechender 
als der Versuch, etwas im Nachhinein zu repa-
rieren. Dies würde letztlich auch den Schulen im 
Übergangssystem helfen und sie entlasten. - 
Herzlichen Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner das 
Wort der Abgeordnete Dr. Güldner. 
 
Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen! Wenn ich die Debatte bis 
jetzt verfolge, dann hat die Antwort des Senats 
das System noch einmal sehr ausführlich und 
wirklich auch in der ganzen Breite beschrieben 
und noch einmal viele Dinge deutlich gemacht, 
die ansonsten im pauschalen Urteil über das 
sogenannte Übergangssystem beschrieben 
werden. Einige meiner Vorredner und Vorred-
nerinnen haben es schon gesagt, das schuli-
sche Übergangssystem wird ja oft als Warte-
schleife oder als Parkleitsystem bezeichnet. Mir 
haben zum einen die Anfrage selbst, aber zum 
anderen auch die Antwort des Senats noch ein-
mal sehr geholfen, auch im Detail zu sehen, an 
wie vielen Punkten wir hier ein sehr wichtiges 
und unverzichtbares System haben. 
 
Lassen Sie mich gleich zu Beginn eines bemer-
ken: Den Zuzug von so vielen geflüchteten jun-
gen Menschen in dieser Altersgruppe, die nicht 
schon über Kita, Grundschule oder die Sekun-
darstufe I integriert werden können, sondern 
erst in diesem Alter zu uns gekommen sind, hät-
ten wir ohne dieses Übergangssystem unmög-
lich bewältigen können. An dieser Stelle ge-
bührt allen, die in diesem System arbeiten und 
in der Vergangenheit ja manchmal auch relativ 
heftige Kritik haben aushalten müssen, noch 
einmal unser aller gemeinsamer Dank für diese 
sehr verdienstvolle Arbeit! 
 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Natürlich gehen auch wir Grünen davon aus, 
dass das oberste Ziel nach der Schule sein 
muss, den direkten Weg in eine Ausbildung zu 
gehen, sei es im dualen System oder im Hoch-
schulsystem. Realistischerweise werden wir 
aber feststellen müssen, dass das eben - und 
zwar nicht nur für die geflüchteten jungen Men-
schen, sondern auch für einen Teil der hier ge-
borenen und aufgewachsenen Menschen - 
keine realistische Vorstellung ist. 
 
(Vizepräsident Imhoff übernimmt den Vorsitz.) 
 
Was ist also zu tun? Sich zu verabschieden und 
zu sagen, na gut, wenn sie nicht den entspre-
chenden Abschluss und keinen Ausbildungs-
platz bekommen haben, dann entheben wir uns 
unserer Verantwortung? Das wäre, glaube ich, 
die völlig falsche Herangehensweise. Ich finde, 
wir müssen, wie auch in den letzten Jahren, in 
einer wirklich zunehmend differenzierteren und 
professionelleren Art und Weise versuchen, in 
diesem Übergangssystem zu erreichen - und 
das ist ja das Ziel, das über allem steht -, dass 
möglichst viele der dort eingebundenen Perso-
nen entweder noch einen höherwertigen Schul-
abschluss nachholen oder aber dann danach 
direkt oder indirekt letzten Endes doch eine du-
ale Ausbildung absolvieren. 
 
Von all diesen Fällen, in denen dies gelingt, in-
dem die Betroffenen dieses System erfolgreich 
abschließen, sind immerhin 58 Prozent in einer 
dualen oder vollschulischen Ausbildung gelan-
det, 30 Prozent haben weitere Maßnahmen im 
Übergangssystem angetreten, und 18 Prozent 
haben eine Hochschulzugangsberechtigung er-
worben. Das ist doch immerhin ein relativ gro-
ßer Anteil, der durch das Übergangssystem 
dann dennoch - wie es auch unser ursprüngli-
ches Ziel war - in den Bereichen ankommt, in 
denen wir die jungen Menschen eigentlich auch 
gleich von Anfang an haben sehen wollen. Dass 
das nicht einfach ist und man dieses System 
permanent reformieren und überarbeiten muss, 
ist, glaube ich, eine anstrengende Aufgabe. 
 
Solche Dinge, die jetzt neu eingeführt worden 
sind - dass einige berufsvorbereitende Bil-
dungsgänge schon im ersten Jahr spezielle Be-
rufe abbilden und es den Menschen ermögli-
chen, dann im zweiten Jahr einer dualen Aus-
bildung in einen Betrieb zu kommen, wenn sie 
erfolgreich sind -, haben sehr gut funktioniert, 
wurden sehr gut angenommen und werden jetzt 
fortgesetzt. Sie zeigen, dass es sich lohnt, sich 
immer Gedanken zu machen, wie wir diesen 
jungen Menschen noch besser helfen und das 
System weiterentwickeln können und in diesem 
System nicht nur sagen, wir sind froh, dass sie 
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in irgendwelchen Warteschleifen sind, sondern 
indem wir versuchen, es so effektiv zu machen, 
dass sie dann mit einem verbesserten Schulab-
schluss und besseren Chancen als vorher auch 
tatsächlich einen Ausbildungsplatz bekommen. 
Das wird in der Antwort des Senats in vielen De-
tails sehr ausführlich beschrieben. 
 
Zu den Punkten, die für mich noch nicht eindeu-
tig geklärt sind, gehört, ob wir nicht doch Dop-
pelstrukturen im Bereich der Beratung haben. In 
der Großen Anfrage wurde ja nach den spezifi-
schen Leistungen unserer unterschiedlichen 
Beratungssysteme gefragt, und bezeichnender-
weise steht in der Mitteilung des Senats immer, 
dass sie von beiden vorgehalten werden. Wenn 
man sich diese Antwort genau anschaut, dann 
steht zumindest für mich und meine Fraktion ein 
Fragezeichen dahinter, ob wir hier nicht wirklich 
auch eine Doppelstruktur haben und noch zu 
weiteren Verbesserungen in der Effektivität die-
ses Systems kommen können. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Für mich auch!) 
 
Dann haben wir doch einmal ausnahmsweise 
etwas gemeinsam! 
 
(Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Das 
könnte von uns kommen, Frau Vogt!) 
 
Ich finde, dass aber hinter den Verdiensten, die 
in diesem System stecken und dem, was dort 
ganz offensichtlich jeden Tag geleistet wird, die 
Probleme deutlich zurückbleiben. Aus meiner 
Sicht sollten wir eine weitere Anstrengung un-
ternehmen, das auch nach außen zu transpor-
tieren, weil ich glaube, man muss einfach zuge-
ben, dass der Ruf, das Image dieses Systems 
denkbar schlecht ist. Die Dinge, die hier in die-
ser Antwort stehen und in den letzten Jahren er-
reicht worden sind, sollten, glaube ich, auch in-
tensiver und vermehrt in der Öffentlichkeit so-
wie in den Schulen bekannt gemacht werden, 
um auch gerade das Selbstbewusstsein der 
jungen Leute zu stärken, aber auch derer, die in 
dem Bereich arbeiten. 
 
(Glocke) 
 
Ich komme zum Schluss, Herr Präsident! Damit 
kommen wir weg von diesem Image, von die-
sem Bild, dass möglicherweise junge Men-
schen dann auch schon mit einem relativ ge-
beugten Gang dort hingehen, weil sie gehört 
haben, dass das Übergangssystem nur eine 
Warteschleife ist, und die Verdienste dieses 
Systems werden dann auch tatsächlich gewür-
digt und herausgestellt. - Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Kohlrausch. 
 
Abg. Frau Kohlrausch (FDP): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Das schulische Übergangssystem 
trägt einen großen Teil zur Weiterbildung junger 
Menschen bei. Schülerinnen und Schüler, die 
die Schule ohne einen Schulabschluss verlas-
sen haben, aber auch diejenigen, die nach ih-
rem Schulabschluss kein Ausbildungsverhältnis 
aufgenommen haben, finden hier eine Möglich-
keit, sich weiter zu qualifizieren und ihre Chan-
cen auf dem Ausbildungsmarkt zu erhöhen. 
Mich freut es, dass einzelne Maßnahmen im 
Rahmen der Ausbildungsgarantie sehr positiv 
bewertet werden können, jedoch würde ich die 
Gelder, die hierfür aufgewendet werden, lieber 
in die Schulen investiert wissen, um die Schüle-
rinnen und Schüler ausbildungsreif aus der 
Schule entlassen zu können. 
 
(Beifall FDP) 
 
 
Natürlich gehören dazu gut ausgebildete Lehre-
rinnen und Lehrer, aktuelle Unterrichtsmateria-
lien und vor allem eine gute Unterrichtsversor-
gung während der gesamten Schullaufbahn. 
Aus der Antwort des Senats geht ja nun auch 
hervor, dass die schulischen Beratungssysteme 
stärker deutlich machen sollen, dass der Be-
such im schulischen Übergangssystem immer 
nur die zweitbeste Lösung ist. Es reicht aber 
nicht aus, wenn den Schülerinnen und Schülern 
das nur gesagt wird, nein, Sie sind in der Pflicht, 
die Schulen der Stadt so gut auszustatten, dass 
die Schülerinnen und Schüler die Schule mit ei-
nem guten Abschluss verlassen. 
 
(Beifall FDP) 
 
Dass erst jetzt eine digitale Erfassung der Bera-
tungsprotokolle der BEST stattfindet, zeigt 
auch, dass der Senat erst jetzt gemerkt zu ha-
ben scheint, dass Programme und Angebote ei-
ner vernünftigen Evaluation unterzogen werden 
sollten. Ich würde gern wissen, wie der Senat 
zu der Annahme kommt, dass das Angebot an 
Ausbildungsplätzen steigen wird und diese mit 
jungen Menschen aus Bremen besetzt werden, 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Ich auch!) 
 
 
schließlich stehen die Schülerinnen und Schü-
ler aus Bremen in direkter Konkurrenz zu denen 
aus Niedersachsen. Aus der Großen Anfrage 
zum Ausbildungsmarkt geht ja schließlich her-
vor, dass circa 40 Prozent der Ausbildungs-
plätze mit niedersächsischen Schulabsolventin-
nen und -absolventen besetzt werden. 
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Aus den Zahlen, die der Senat hier vorlegt, wird 
aber auch klar, dass das Übergangssystem der-
zeit eine sehr wichtige Rolle spielt, wenn es da-
rum geht, junge Geflüchtete in Ausbildungs-
gänge des dualen Berufsausbildungssystems 
zu integrieren. Somit hilft das Übergangssystem 
dabei, allen jungen Menschen eine Chance auf 
Teilhabe durch eine Berufsausbildung zu ge-
ben. 
 
Wir Freien Demokraten sind der Meinung, dass 
die Teilnahme an Bildungsgängen im Über-
gangssystem nicht als Malus, sondern als Bo-
nus gesehen werden sollte. - Danke schön! 
 
(Beifall FDP) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Vogt. 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst freue 
ich mich, dass diese Debatte einen deutlich an-
deren Zungenschlag hat, als wir sie in den ver-
gangenen Jahren in ähnlichen Debatten über 
das Übergangssystem - allerdings zum Teil in 
der Deputation - geführt haben. Das zeigt ja 
auch, dass es richtig war, einige Dinge im Über-
gangssystem zu verändern und dort den Fokus 
etwas anders zu gestalten. 
 
 
Ich habe mich noch einmal gemeldet, weil ich 
noch einmal kurz etwas zu zwei Punkten sagen 
muss. Bei den Beratungseinrichtungen - das 
sind die Fragen fünf bis sieben, Herr Dr. Güld-
ner hat es eben schon gesagt, und ich habe da-
zwischengerufen, dass es mir ähnlich geht - 
habe auch ich den Eindruck, dass dort noch 
Strukturen existieren, bei denen viel nebenei-
nander her geht. 
 
 
Zu den bestehenden Beratungsstellen BEST 
und ZBB ist die Jugendberufsagentur hinzuge-
kommen, und auch nach dem Lesen der Ant-
worten des Senats ist zumindest für mich die 
Abgrenzung zwischen den verschiedenen Auf-
gabengebieten der Einrichtungen nicht klar ge-
worden. Ich frage mich deshalb, wie es dann ei-
ner 15-jährigen Jugendlichen geht, die sich 
dann in diesem Dschungel zurechtfinden und in 
diesem Wirrwarr die richtigen Kontaktpersonen 
finden soll. Ich glaube, auch wenn wir hier jetzt 
keine konkrete Idee vorbringen können, wäre 
es für uns genauso wichtig wie für den Kollegen 
Dr. Güldner, hier die Strukturen zu verschlan-
ken und übersichtlicher zu gestalten. Ich finde, 
es muss zumindest ergebnisoffen diskutiert 
werden, ob die Aufgaben der BEST und der 
ZBB nicht besser in einer Beratungseinrichtung 
gebündelt werden könnten. 

Für uns wäre es da allerdings auch hilfreich, 
wenn wir dezentrale Strukturen in einigen Stadt-
teilen aufrechterhalten, weil diese sehr wichtig 
für Jugendliche sind, die keinen guten Zugang 
zu staatlichen Institutionen haben. In diesem 
Zusammenhang muss ich allerdings noch ein-
mal sagen, dass wir natürlich auch darauf ach-
ten und noch einmal genauer hinschauen wer-
den, welche Rolle denn die Jugendberufsagen-
tur in dieser Beratungsstruktur übernehmen 
soll. 
 
Um es vorwegzunehmen: Wir sind einer Neuor-
ganisation der Beratungsorganisation gegen-
über aufgeschlossen, aber wir sagen auch, 
dass es uns wichtig ist, dass die Beratung wei-
terhin neutral und unabhängig vom Jobcenter 
stattfindet, denn das Jobcenter hat sich leider 
nun einmal nicht bereit erklärt, auf Sanktionen 
zu verzichten, und das finden wir in dem Zu-
sammenhang weiterhin kritisch; 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
übrigens im Gegensatz zu Hamburg, dort hat 
man das gemacht. 
 
Abschließend möchte ich auf einen Punkt ein-
gehen, den Frau Kohlrausch hier eben schon 
angesprochen hat: Bei der Frage der Zukunft 
des Übergangssystems werden die Antworten 
des Senats ein bisschen skurril. Da habe ich 
das Gefühl, dass sie durch reines Wunschden-
ken geprägt wurden, denn es wird mit der An-
nahme gearbeitet, dass die Zahl der regulären 
Ausbildungsplätze in Bremen so massiv an-
steigt, dass diese zusätzlichen Plätze dann 
auch alle von Bremer Jugendlichen besetzt 
werden. Leider wissen wir aus Erfahrung, dass 
dem nicht so ist, und der Senat steuert auch 
keine Fakten dazu bei, die diese Annahme 
rechtfertigen. Wenn man sich die anderen An-
fragen anschaut, die wir zu diesem Thema hat-
ten - Frau Kohlrausch hatte es eben schon er-
wähnt -, dann müssen wir leider erkennen, dass 
der Ausbildungsmarkt in Bremen stagniert und 
eine deutliche Trendwende zu mehr Ausbil-
dungsplätzen leider noch nicht erkennbar ist. 
 
Völlig unklar bleibt in der Antwort des Senats, 
ob in seine Annahme bereits die neu zugewan-
derten Kinder beziehungsweise Jugendlichen 
mit eingerechnet worden sind und ob die Prog-
nose kleiner werdender Jahrgänge unter dieser 
Voraussetzung dann überhaupt noch zutrifft. Es 
wirkt für mich zumindest aus der Luft gegriffen, 
wenn der Senat sagt, dass er ab dem Jahr 2018 
mit jährlich 40 weniger Jugendlichen im Hartz-
IV-Bezug rechnet. Das müsste er uns erst ein-
mal beweisen, denn unsere Prognose sieht 
dazu eigentlich ein bisschen anders aus. Die 
Ausbildungsplatzgarantie hat ja schon den 
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„Platz“ in der Garantie verloren, es ist eine Aus-
bildungsgarantie geworden, und sie greift nicht 
so richtig, das ist schon von den Medien aufge-
griffen worden.  
 
Tatsächlich darf in diesem Zusammenhang 
nicht vergessen werden, dass die geflüchteten 
Jugendlichen weiterhin stark auf das Über-
gangssystem angewiesen sein werden, das be-
trifft natürlich vor allem die unbegleiteten min-
derjährigen Jugendlichen, die fast komplett in 
diesem System beschult werden. Da gibt es un-
terschiedliche Klassen - Berufsorientierungs-
klassen mit Sprachförderung und Sprachförder-
klassen mit Berufsorientierung, das ist eine 
kleine Petitesse, deswegen musste ich sie hier 
eben noch einmal erwähnen -, aber Tatsache 
ist, dass wir tatsächlich viele geflüchtete Ju-
gendliche in diesem Übergangssystem beschu-
len, und das auch übrigens erfolgreich, weil sie 
dort zu Abschlüssen kommen. Auch neu zuge-
wanderte Schülerinnen und Schüler, die in der 
Oberstufe landen, weil sie eine schulische Vor-
bildung haben, werden oft weiterhin - auch das 
zeigen die Erfahrung und die Praxis - auf schu-
lische Maßnahmen im Übergangssystem ange-
wiesen sein, um eine Ausbildungsreife zu erlan-
gen. 
 
Wir können es uns nicht leisten, viele zugewan-
derte oder geflüchtete Jugendliche zu haben, 
die vielleicht einen einfachen Berufsbildungsab-
schluss haben, mit dem sie dann nachher aber 
nicht arbeiten können und vor allen Dingen 
nicht in eine Ausbildung kommen. Deshalb 
finde ich es nach wie vor richtig, dass wir einen 
Fokus darauf haben und deswegen sagen, das 
Übergangssystem, so, wie es ist, muss viel-
leicht noch einmal nachgeschärft werden, aber 
wir dürfen nicht aus dem Auge verlieren, dass 
wir es in den nächsten Jahren brauchen. 
 
Ich habe eher die Vermutung, dass wir dieses 
System vor dem Hintergrund, dass wir so viele 
zugewanderte und geflüchtete Kinder und Ju-
gendliche auch im System Oberschule haben, 
künftig wahrscheinlich eher noch ausweiten 
müssen. Deshalb finde ich es wichtiger oder 
richtiger, es nicht als ein schrumpfendes, son-
dern im Moment als ein wachsendes System zu 
betrachten, das dann natürlich auch entspre-
chend ausgestattet sein muss. 
 
(Glocke) 
 
Wenn sich die Zahlen von Flucht oder Zuwan-
derung reduzieren, dann kann man gern dar-
über reden, welche Bildungsgänge wir vielleicht 
einstellen, aber im Moment halte ich das für völ-
lig fehl am Platze. - Ich danke Ihnen! 
 
(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort Frau Senatorin Dr. Bogedan. 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, 
die Debatte hat deutlich gezeigt, dass viel er-
reicht worden ist, aber auch noch einiges im 
schulischen Übergangssystem in Bremen zu 
tun bleibt. Ich glaube, es ist deutlich geworden, 
dass aber das, was erreicht worden ist, zumin-
dest Hoffnung darauf macht, dass die Maßnah-
men greifen und in die richtige Richtung weisen 
und das, was zukünftig angepackt werden will, 
damit auch Erfolg versprechend sein wird. 
 
Es ist deutlich geworden, dass das schulische 
Übergangssystem ein System der zweiten 
Chance ist, und ich glaube, das ist auch genau 
der Stellenwert, den es haben soll. Es ist die 
zweite Chance, und wir finden, dass wir allen 
Jugendlichen diese zweite Chance schuldig 
sind und es ihnen ermöglichen sollten, eben 
doch noch einen guten Übergang in das Berufs-
leben zu finden, wir uns aber - ganz wichtig! - 
auf die erste Chance orientieren wollen. 
 
Darum setzen wir uns durchaus ehrgeizige 
Ziele und sagen, wir gehen davon aus, dass alle 
Maßnahmen, die wir ergriffen haben - nämlich 
am Anfang zu orientieren, indem wir Berufsori-
entierung in den Schulen massiv ausgeweitet 
und zusätzliche Lehrerwochenstunden dafür 
zur Verfügung gestellt haben oder zur Verfü-
gung stellen, zusätzliche Beratungsangebote 
und eine verpflichtende Beratung geschaffen 
und mit der jüngsten Veränderung des Schulda-
tenschutzgesetzes einen verbesserten Zugang 
zur JBA ermöglicht haben -, zukünftig greifen 
werden, um den immer noch hohen Anteil an 
Jugendlichen, die sich im schulischen Über-
gangssystem befinden, aber eigentlich schon 
lange die Befähigung hätten, auch in eine regu-
läre Ausbildung einzumünden, auch entspre-
chend abzuschmelzen, damit der Platz und die 
Kraft im schulischen Übergangssystem dann 
wirklich für die Zielgruppen genutzt werden 
kann, die wirklich auf dieses Angebot angewie-
sen sind. 
 
Da würde ich gern unmittelbar an meine Vorred-
nerin anschließen: Tatsächlich rücken da insbe-
sondere die spät zugewanderten Jugendlichen 
in den Blick, für die wir zukünftig Angebote parat 
halten müssen und bei denen es darum geht, 
Sprachförderung zu bekommen, aber nicht nur 
als ein exkludierendes oder exklusives Ange-
bot, sondern ein Angebot, das mit Berufsorien-
tierung verbunden ist. Das sieht das zweite Jahr 
der Sprachförderung ja bereits vor. Gleichzeitig 
wissen wir aber auch, dass wir eine ganze 
Reihe von jungen Menschen haben, die auch 
die Oberschulen noch ohne ausreichende 
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Deutschkenntnisse verlassen werden, und 
auch für sie werden wir weiterhin Angebote im 
schulischen Übergangssystem benötigen. Dies 
wird ganz gewiss eine der zentralen Zielgrup-
pen sein, auf die wir zukünftig auch Kräfte fo-
kussieren müssen. 
 
Die Beratungsstruktur ist angesprochen wor-
den. Ich glaube, dass es da immer noch ein 
Missverständnis gibt: Mit der Jugendberufs-
agentur ist der One-stop-Shop geschaffen wor-
den mit der Vorstellung, dass es eine Anlauf-
stelle für alle Jugendlichen gibt, das ist die Ju-
gendberufsagentur. Die ZBB berät in der Ju-
gendberufsagentur. Das ist nicht ein Angebot 
daneben, sondern in der Jugendberufsagentur. 
Das ist das zentrale Konzept. 
 
(Beifall SPD - Abg. Bolayela [SPD]: Das ist gut!) 
 
Und ja, in der Antwort ist noch von der BEST die 
Rede. Es ist angesprochen worden, dass das 
natürlich Irritationen auslöst. Diese Irritationen 
löst es auch bei uns aus, und die Antwort wurde 
bereits gegeben: Wir haben beschlossen, die 
BEST in die ZBB zu überführen, und es wird 
sozusagen nur noch die ZBB in der JBA als das 
zentrale Beratungsangebot geben. Die Vorbe-
reitungen dafür laufen, die Schritte sind einge-
leitet, um aus dieser verwirrenden Struktur her-
auszukommen, aber auch, um natürlich auch 
klarer eine Zielperspektive vermitteln zu kön-
nen. Das ist eben genau die Anlaufstelle in der 
Jugendberufsagentur, um sie natürlich dadurch 
zu stärken. 
 
Natürlich ist es dabei auch wichtig, dezentrale 
Angebote bereitzuhalten. Die Jugendberufs-
agentur sitzt an verschiedenen Stellen in der 
Stadt, aber wir haben selbstverständlich auch 
die Vorstellung, dass künftig natürlich auch stär-
ker in den Schulen die Vermittlung zur JBA er-
folgen soll und damit auch die Nähe zu Schüle-
rinnen und Schülern gegeben ist. Darüber, das 
haben wir ja gesagt, wollen wir die Berufsorien-
tierung stärken. 
 
Wir haben mit der Änderung des Schuldaten-
schutzgesetzes die Erreichbarkeit der Schüle-
rinnen und Schüler verbessert und uns vorge-
nommen, Schülerinnen und Schüler künftig 
auch mehrfach im Verlauf ihrer Schulkarriere zu 
kontaktieren, sie auf die Angebote der JBA hin-
zuweisen, und haben in der Schulleitung die 
Berufsorientierung als eine zentrale Maßnahme 
verankert. Ich denke, das sind alles Instru-
mente, die zukünftig greifen werden. 
 
Mit einem Punkt hadere ich noch ein bisschen, 
lieber Kollege Güldner: Es wurde gesagt, wir 
müssten das schlechte Image des Übergangs-
systems überwinden und deutlicher machen, 

dass es eben ein System der zweiten Chance 
ist. 
 
Ja, ich habe gesagt, es ist ein System der zwei-
ten Chance. Gleichzeitig geht aber im Moment 
durchaus auch noch eine abschreckende Wir-
kung von dem schlechten Image aus, das 
durchaus förderlich ist bei dem Ziel, das meines 
Erachtens Priorität hat, nämlich die Jugendli-
chen zu ermuntern, sich so anzustrengen, um 
eben nicht in das System der zweiten Chance 
zu geraten, damit es am Ende für sie reicht, um 
einen Schulabschluss zu erlangen und damit 
auch in den regulären Arbeitsmarkt und Ausbil-
dungsmarkt einmünden zu können. Ich finde, 
das muss Priorität haben. 
 
Ich glaube, aufgrund dessen werden wir keine 
Marketingkampagne für dieses System der 
zweiten Chance durchführen, aber es muss klar 
sein, es ist ein System der zweiten Chance, es 
ist kein Parkplatz und kein Abschiebebahnhof, 
sondern wir wollen mit dem Übergangssystem 
die zweite Chance ermöglichen. 
 
Davon unbenommen richtet sich aber zunächst 
natürlich alle Kraft im schulischen Wirken da-
rauf, die erste Chance zu verwirklichen, und ich 
denke, damit sind die Aufgabenteilungen klar: 
Die allgemeinbildenden Schulen orientieren auf 
den ersten Abschluss und den ersten Arbeits-
markt, und im zweiten Schritt sagen wir, wenn 
das nicht funktioniert hat, dann steht für die 
zweite Chance eben das schulische Über-
gangssystem zur Verfügung. Ich glaube, damit 
gelingt es uns, dass dann immer mehr Jugend-
liche auch tatsächlich eine Ausbildung begin-
nen können, damit ihnen dadurch dann ein Weg 
in gute Arbeit und ein gutes Leben bereitet wird. 
Das sollte unsere Zielvorstellung sein. - Vielen 
Dank! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
 
Vizepräsident Imhoff: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 
 
Damit ist die Aussprache geschlossen. 
 
Die Stadtbürgerschaft nimmt von der Mitteilung 
des Senats, Drucksache 19/444 S, auf die 
Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE Kennt-
nis. 
 
Wilder Westen - Fortführung der Suppenkü-
che und des Spielhauses 
Mitteilung des Senats vom 29. November 
2016 
(Drucksache 19/414 S) 
 

 Wir verbinden hiermit: 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/414%20S
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„Wilder Westen“ dauerhaft absichern, offe-
nes Spielhaus erhalten 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 7. Dezember 2016 
(Drucksache 19/423 S) 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat 
Fries. 
 
 
Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 
 
Als erste Rednerin erhält das Wort die Abgeord-
nete Frau Vogt. 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Im vergange-
nen Jahr haben wir hier mehrfach über das Aus 
des Streichelzoos, aber auch über die Fortfüh-
rung der anderen Projekte des „Wilden Wes-
tens“ debattiert. Der Senat legt uns jetzt hier ei-
nen Bericht zur Umsetzung des Bürgerschafts-
beschlusses vom März 2016 vor. Weil aus die-
sem Bericht für uns nach wie vor nicht erkenn-
bar war, dass der Senat ein Interesse an der 
langfristigen Weiterführung des „Wilden Wes-
tens“ hat, haben wir einen Antrag gestellt. 
 
 
In der Vergangenheit lag der Fehler für das 
Scheitern des Stadtteilprojekts darin begründet, 
dass die Absicherung als Beschäftigungsförde-
rungsprojekt nicht mehr zu halten war. Das ist 
hier hinlänglich diskutiert worden, ich will es 
auch nicht wiederholen. Deshalb hatte unsere 
Fraktion aber bereits Anfang letzten Jahres be-
antragt, den „Wilden Westen“ in seiner Gänze, 
also als Spielhaus, Nachmittagsbetreuung, 
Suppenküche und Tierhaltung als dringend be-
nötigte Institution in Gröpelingen dauerhaft fi-
nanziell abzusichern. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
 
Auch wenn meine Fraktion jetzt klatscht, wir 
konnten uns nicht damit durchsetzen, leider! 
Den Streichelzoo gibt es nicht mehr, die verblie-
benen Angebote konnten bislang nur vorläufig 
gerettet werden trotz dieses Antrags, der hier 
durchgegangen ist. Die Finanzierung ist nur für 
die Jahre 2016 und 2017 geklärt, das ergibt sich 
aus dem Senatsbericht. Die Sozialsenatorin hat 
zwar die Federführung, finanziert wird der 
„Wilde Westen“ aber aus verschiedenen Töp-
fen. Deswegen beantragen wir hier erneut, den 
„Wilden Westen“ dauerhaft institutionell und wie 
geplant als Teil des entstehenden Campus Oh-
lenhof abzusichern. 
 
(Beifall DIE LINKE) 

Dadurch wäre es auch ergänzend möglich, dem 
„Wilden Westen“ die Bezuschussung von Stel-
len nach Paragraf 16e SGB II zu garantieren, 
und, was auch noch möglich wäre, sozialversi-
cherungspflichtige Stellen aus der Arbeits-
marktförderung des Jobcenters zu schaffen. 
Zwar liegt unser Fokus ganz klar auf dem Bil-
dungs- und Betreuungsangebot. Der „Wilde 
Westen“ kann aber tagesstrukturierende Ange-
bote für Menschen bieten, die auf dem ersten 
Arbeitsmarkt erkennbar keine Chance haben 
und für die das SGB XII, also die Sozialhilfe, 
nicht zuständig ist. 
 
Wer hier im Haus die Notwendigkeit solcher 
Maßnahmen bezweifelt, dem rate ich dringend 
einmal zum Gespräch mit der Geschäftsführerin 
des Jobcenters, Frau Ahlers, die so etwas un-
zweifelhaft auch für notwendig hält, und auch 
unbefristet im Übrigen. 
 
Ein weiterer Grund für unseren Antrag ist die 
Tatsache, dass der Senat in seinem Bericht nun 
die Umwandlung der offenen Betreuungsange-
bote in eine reguläre Kita ins Spiel bringt, und 
das zeigt eigentlich, wie wenig die Verantwortli-
chen im Senat den Charakter des Spielhauses 
begriffen haben. Das dortige offene Nachmit-
tagsangebot ist genau das, was das Quartier 
braucht. Es ist niedrigschwellig und somit auch 
für Kinder geeignet, deren Elternhäuser nicht 
von einer klassischen Kindertagesstätte er-
reicht werden. Es richtet sich auch insbeson-
dere - wer einmal da war, hat es gesehen, und 
wer mehrfach da war, sieht es immer wieder - 
an Kinder, die so um die zehn Jahre alt sind. 
Das heißt, das sind Kinder, die nicht mehr in ei-
ner Kita sind, aber für die ein Freizeitheim noch 
nicht infrage kommt. Von daher ist das offene 
Angebot relativ wichtig. 
 
Der „Wilde Westen“ wird auch weiterhin ge-
braucht und aufgesucht. Ich war zuletzt am Ni-
kolaustag dort, es war knackig kalt, und trotz-
dem waren 40 Kinder auf dem Gelände, zuzüg-
lich der Kinder, die in dem Betreuungsangebot 
sind, und obwohl zeitgleich ein starkes Konkur-
renzereignis stattgefunden hat, nämlich das Ni-
kolauslaufen. Deswegen glaube ich, dass es 
immer noch gerechtfertigt ist, diese Einrichtung 
in der Form auch offen zu erhalten. 
 
Unser Antrag zielt, um es gleich vorwegzuneh-
men, nicht darauf ab, eine Kita auf dem Ge-
lände des neu entstehenden Campus abzu-
lehnen. Wir fordern aber, ein Konzept zu erstel-
len, mit dem offene Kinder- und Jugendarbeit, 
eine Kindertagesstätte und die beiden Schulen 
miteinander verzahnt werden. Gerade weil dort 
einiges entsteht, bietet sich das nahezu an. 
 
(Beifall DIE LINKE, CDU) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/423%20S
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Schlussendlich appellieren wir allerdings auch 
daran, die Angebote aufrechtzuerhalten, die 
sich an erwachsene Menschen richten. Auch 
Erwachsene besuchen die Suppenküche. Des 
Weiteren gibt es Angebote, die sich insbeson-
dere an Frauen und vor allen Dingen an Migran-
tinnen richten. Das ist uns ganz besonders 
wichtig, denn diese Migrantinnen haben den 
Zugang zu den Angeboten über ihre Kinder. 
 
Kurz, der „Wilde Westen“ bietet eigentlich alles 
das, worüber wir hier immer im Rahmen von Ar-
mutsvermeidung reden: niedrigschwellig, Zu-
gang mit Elternarbeit, Einbezug der Eltern, vor 
allen Dingen der Mütter. Sie müssten daher ei-
gentlich unserem Antrag zustimmen. 
 
(Beifall DIE LINKE, CDU) 
 
Ich persönlich habe die Hoffnung auch noch 
nicht aufgegeben, dass mit dem Entstehen des 
Campus auch wieder eine Tierhaltung möglich 
ist. Wir haben unseren Antrag in Bezug auf die 
Umsetzung dessen aber ganz bewusst offen 
gehalten, um es Ihnen zu ermöglichen oder zu 
erleichtern, unserem Antrag zuzustimmen. - Ich 
danke Ihnen! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Krümpfer. 
 
Abg. Frau Krümpfer (SPD): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Ich denke, wir kön-
nen die Debatte kurzhalten. Der Senat hat in 
seiner Mitteilung vom 29. November 2016 weit-
gehende Ausführungen zum Wilden Westen 
gemacht. Die LINKEN haben aus meiner Sicht 
mit ihrem Antrag eigentlich eher wieder dafür 
gesorgt, dass Meinungsmache und Verunsiche-
rung vor Ort geschaffen werden. Das finde ich 
nicht in Ordnung.  
 
(Beifall SPD - Heiterkeit DIE LINKE) 
 
Klar ist, dass die vorhandenen Projekte, das 
heißt, die Suppenküche, die Hausaufgaben-
hilfe, das Spielhaus, aber auch eine Tierhaltung 
im kleineren Maße, im Wilden Westen möglich 
sein sollen. Das Spielhaus wird neu an anderer 
Stelle auf dem Gelände aufgebaut. Wenn es 
fertig ist, dann wird der Abriss des jetzigen Ge-
bäudes durchgeführt. Das heißt im Klartext, es 
findet ein durchgehendes Angebot für Kinder, 
Jugendliche und Familien an diesem Ort im 
Spielhaus statt, von A und dann nach B.  
 
(Beifall SPD - Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das 
müssen Sie einmal den Beschäftigten erklären, 
die wissen es nicht!) 
 

Frau Vogt, ich habe Sie ausreden lassen und 
nicht dazwischengeredet! 
 
Es muss auch noch klargestellt werden, dass 
das langfristig geplante Kita-Angebot dort in der 
Nähe zwar vorgesehen ist, dass es aber nicht 
das Angebot des Spielhauses ersetzt.  
 
(Beifall SPD)  
 
Das heißt, es tangiert in keiner Weise diese bei-
den Einrichtungen. Das Spielhaus und die Kita 
sind zwei unterschiedliche Angebote, und so 
sollen sie auch dort stattfinden. 
 
(Beifall SPD - Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das 
steht aber nicht im Bericht!) 
 
Wenn man sich in die Niederungen der Beiräte 
begibt und sich dort anschaut, welche Vorstel-
lungen im Rahmen des IEK bestehen, dann er-
fährt man genau, was wann wie wo geplant ist.  
 
 
Genau darauf gehe ich jetzt ein! Die Freiraum-
planung ist mit allen Akteuren vor Ort im Rah-
men des IEK abgestimmt und ist bereits im 
Stadtteilbeirat vorgestellt und beschlossen wor-
den. Auch hier sind die Angebote durchgängig 
geplant, sodass die Bauphasen die Angebote 
überhaupt nicht behindern. Die Suppenküche 
soll auch weiterhin an diesem Ort ihre Funktion 
und Aufgabe erfüllen. Hierfür müssen wir im 
kommenden Haushalt selbstverständlich noch 
die notwendigen Mittel einstellen. Die Beratun-
gen hierzu haben bereits begonnen, und ich bin 
ziemlich zuversichtlich, dass wir als SPD-
Fraktion und gemeinsam in dieser Koalition die 
richtigen Entscheidungen treffen werden.  
 
(Beifall SPD - Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Die 
Beschäftigen wissen es aber nicht!) 
 
Der Senat hat aus meiner Sicht seine Hausauf-
gaben mit dieser Mitteilung erledigt, und das be-
deutet, alles ist auf einem guten Weg.  
(Heiterkeit CDU) 
 
 
Sie müssen gar nicht so lachen! Ich gebe zu, ich 
wünsche mir auch, dass vieles etwas schneller 
geht.  
 
(Abg. Frau Ahrens (CDU): Das wird ein Elefant!) 
 
Das wird kein Elefant!  
 
Ich bin fest davon überzeugt, dass wir, wenn al-
les fertig ist, dort einen wunderbaren Campus 
haben, der das Quartier an dieser Stelle enorm 
aufwerten wird.  
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Wir als SPD lehnen den Antrag der LINKEN ab, 
weil wir ihn für überflüssig halten. -Ich bedanke 
mich für die Aufmerksamkeit! 
  
(Beifall SPD) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Kappert-
Gonther.  
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen): Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Worum geht es? Es geht da-
rum, auf dem Campus Ohlenhof die Suppenkü-
che und die offene Kinderarbeit abzusichern. 
Das finden wir gut, das ist in Planung, so ma-
chen wir das. Frau Kollegin Krümpfer hat darauf 
hingewiesen.  
 
Es gibt auch eine Reihe neuer Projekte. Das 
Projekt open gardening finden wir ziemlich gut. 
Eines möchte ich aber auch deutlich sagen, für 
uns Grüne geht es nicht darum, den Strei-
chelzoo wieder aufleben zu lassen. Hier unter-
scheiden wir uns sehr deutlich von den Kolle-
gen der LINKEN. Für uns hat es eine hohe Be-
deutung, wie Tiere leben und wie Tiere gehalten 
werden können. Auf dem Campus gibt es struk-
turell keine Möglichkeiten, diese Tiere gut zu 
halten. Wir sagen, entweder werden die Tiere 
gut gehalten, oder sie werden eben gar nicht 
gehalten.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, CDU) 
 
Jetzt zur Kinderbetreuung! Es geht um zwei An-
gebote für die Kinderbetreuung. Das haben 
beide Kolleginnen bereits ausgeführt. Die Pla-
nung, eine Kita in der Nähe oder auf dem Ge-
lände zu errichten, finden wir völlig richtig, und 
wir stehen dahinter. Die Kita-Planung ersetzt in 
keiner Weise die Angebote der offenen Jugend-
arbeit. Erstens: Es ist ein struktureller Unter-
schied, ob man sich verbindlich für eine Kita an-
melden muss oder ob ein offenes Angebot zur 
Verfügung gestellt wird.  
 
Zweitens: Die Kinder, die zu der offenen Kinder- 
und Jugendarbeit gehen, unterscheiden sich im 
Alter, denn es sind ja überwiegend Kinder im Al-
ter von sechs bis zwölf Jahren. Es sind Ge-
schwisterkinder. Es sind Kinder, die einfach ein-
mal  mitkommen, auch Kinder von Geflüchte-
ten, bei denen noch gar nicht die Situation her-
gestellt ist, um jemanden verbindlich anzumel-
den. Von daher ist es völlig klar, dass die offene 
Kinder- und Jugendarbeit am Standort  - wie 
beispielsweise die Initiative zur sozialen Reha-
bilitation, die im Übrigen eine sehr gute Arbeit 
vor Ort leistet, sie hat sie entwickelt und hält sie 
vor - abgesichert werden soll, und das wird auch 
so kommen, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Die Zusammenarbeit mit dem Jobcenter läuft 
deutlich besser. Das ist auch schon angespro-
chen worden. Es können sich auch alle vorstel-
len, woran das unter anderem liegt. Alle, die 
schon mit Frau Ahlers gesprochen haben, wis-
sen, dass es eben auch am Leitungswechsel 
liegt. Wir sehen diese Entwicklung als ausge-
sprochen positiv an.  
 
Wir sehen überhaupt nicht, dass eine Zustim-
mung zu dem Antrag der LINKEN substanziell 
irgendeine Verbesserung bringen würde, des-
halb werden wir dem Antrag nicht zustimmen. 
Sie dürfen sich darauf verlassen, bei den Haus-
haltsberatungen wird diese Koalition dafür ste-
hen, dass die Suppenküche und das offene Ju-
gendangebot abgesichert werden. - Ich danke 
für Ihre Aufmerksamkeit!  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen - Abg. Frau Vogt 
(DIE LINKE): Das haben wir ja beim letzten Mal 
gesehen!) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Ahrens. 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU)*): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Wilde Westen blickt ja schon auf eine etwas län-
gere Tradition zurück. Er wurde 1997 gegrün-
det. Das Projekt ist gut angenommen, und es 
steht an einer Stelle, wo es tatsächlich auch 
viele Bedarfe gibt. Zudem hat es dazu beigetra-
gen, dass die nähere Umgebung befriedet 
wurde und dass es hier an diesem von vielen 
Herausforderungen geprägten Gebiet einen so-
zialen Zusammenhalt gibt, etwas, das es nicht 
überall an jeder Stelle in dieser Stadt gibt, 
meine Damen und Herren. Damit ist für uns als 
CDU-Fraktion klar, dass wir die dauerhafte Ab-
sicherung des Projektes Wilder Westen wollen, 
denn es hat sich bewährt.  
 
(Beifall CDU, SPD) 
 
 
Wir sind allerdings enttäuscht, wie zögerlich - so 
kann man es eigentlich an dieser Stelle nur sa-
gen - der Senat mit diesem Thema tatsächlich 
umgeht. Bereits am 14. Juni 2016, also vor acht 
Monaten, wurde der Senat aufgefordert, einem 
Ressort die gestaltende Koordinierungsverant-
wortung zuzuweisen, das hat er getan, und da-
rum gebeten, wie die Suppenküche und das 
Spielhaus fortgeführt werden können und einen 
Finanzierungsvorschlag vorzulegen. Ich habe 
Sie damals so verstanden, dass Sie sich als die 
hier im Hause sitzenden und die Regierung tra-
genden Fraktionen eine dauerhafte Absiche-
rung gewünscht haben. Herausgekommen ist 
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dabei, nun ja, wie soll ich das nennen, eine Ab-
sicherung erst einmal bis Ende 2017 ohne ein 
nachhaltiges, endgültiges Konzept und eine 
Stückelung in Bezug auf die über das Jobcenter 
finanzierten Stellen. 
 
(Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther [Bündnis 
90/Die Grünen]: Weil die Haushaltsberatungen 
noch bevorstehen!) 
 
Ich habe Ihnen eben auch zugehört, Frau Kol-
legin, vielleicht mögen Sie das bei mir auch tun!  
 
Klar ist, dass die Zusage für diese 15 Stellen 
Ende Januar ausgelaufen ist. Vielleicht kann 
uns der Senat mitteilen, ob sie für sechs weitere 
Monate tatsächlich bewilligt wurden oder nicht.  
 
Wir alle wissen, dass insbesondere in Gröpelin-
gen die multiplen Herausforderungen in Bre-
men am größten sind. Um der hier grassieren-
den Kinderarmut einen wirksamen Beitrag der 
Stadt entgegensetzen zu können, bedarf es 
zum einen eines neu aufgestellten Gesamtkon-
zeptes. Damit in einem solchen Umfeld ein ak-
tiver Beitrag auch zur Überwindung der sozialen 
Spaltung tatsächlich gelingen kann, ist es zu-
dem zwingend notwendig, eine dauerhafte Ab-
sicherung mit einem verbindlichen Stammper-
sonal herbeizuführen.  
 
(Beifall CDU, DIE LINKE) 
 
Dieses Gesamtkonzept können weder wir als 
CDU-Fraktion noch - so habe ich es verstanden 
- die Fraktion DIE LINKE erkennen. Es ist bisher 
auch nicht vorhanden, meine Damen und Her-
ren.  
 
Zum anderen ist die dauerhafte Einrichtung ei-
nes niedrigschwelligen offenen Nachmittagsan-
gebotes für Kinder und Jugendliche zur Fortfüh-
rung der Arbeit des Spielhauses und die Absi-
cherung der Suppenküche als wesentliche Ele-
mente des Wilden Westens notwendig.  Die 
Antwort auf die Frage, ob auf diesem Gelände 
tatsächlich eine Kita gebaut werden soll, habe 
ich ehrlichweise noch nicht zur Kenntnis neh-
men können, und von den entsprechenden Pla-
nungen habe ich bisher noch nichts gehört. 
Vielleicht hat sich das inzwischen ja verändert. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE): Der Träger 
wusste auch nichts davon!) 
 
Gröpelingen als stark unterversorgter Stadtteil 
braucht dringend weitere Krippen und Kita-
Plätze. Wir haben jetzt schon mindestens 200 
unversorgte Kinder, also 25 Gruppen, die aus 
dem Jahr 2016 kommen und nicht versorgt wer-
den konnten. Sie können auch mit den Kita-
Plätzen, die zum 1. August 2017 fertiggestellt 

sein sollen, nicht versorgt werden. Die angren-
zenden Stadtteile können diese Kinder im Jahr 
2017 nicht aufnehmen, weil auch ihnen jetzt 
schon erkennbar die Kita-Plätze fehlen. 
 
Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, meine 
Damen und Herren, ist Beziehungsarbeit. Sie 
kann nur gelingen, wenn die Ansprechpersonen 
für die Kinder auch Bezugspersonen werden. 
Dabei setzt es Kontinuität im Personal und auch 
bei den ergänzenden Stellen des Jobcenters 
voraus. Es braucht eine längere Absicherung, 
meine Damen und Herren, als nur sechs Mo-
nate.  
 
Wir unterstützen die ersten fünf Punkte im An-
trag der LINKEN. Lediglich der letzte Spiegel-
strich, der ein Konzept in Absprache mit den 
umliegenden Schulen anmahnt, auf welche 
Weise in Zukunft wieder Tierhaltung im Wilden 
Westen möglich gemacht werden kann, wird 
von uns nicht mitgetragen. Auch bei diesem 
Punkt haben wir uns unsere Entscheidung nicht 
leicht gemacht. Die in der Vergangenheit aufge-
tretenen Probleme bei der Tierhaltung und das 
Tierwohl lassen uns dennoch zu diesem 
Schluss kommen, insofern haben wir da die 
gleiche Meinung wie die Fraktion der Grünen. 
  
(Beifall CDU - Abg. Frau Vogt [DIE LINKE): 
Aber das lag ja an der Art und Weise, wie es 
gestaltet war!) 
 
Wir beantragen daher als CDU-Fraktion die ge-
trennte Abstimmung des letzten Spiegelstri-
ches, in dem es um die Tierhaltung geht.  
 
 
Abschließend! Uns ist an dieser Stelle eine Sa-
che noch wichtig: Bisher sind alle Spielhäuser 
in Bremen bei dem Träger KiTa Bremen ange-
dockt und nicht über die offene Kinder- und Ju-
gendarbeit finanziert, ähnlich einem Freizeit-
heim. Sie unterliegen einer institutionellen dau-
erhaften Förderung. Hier findet auch ein fachli-
cher Austausch zwischen den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der jeweiligen Spielhäuser, die 
sich in Tenever, in Kattenturm und anderswo 
befinden, statt. Das könnte für den Bereich des 
Spielhauses auch in Gröpelingen eine Option 
sein, meine Damen und Herren.  
 
(Beifall CDU, DIE LINKE) 
 
Wenn ich es richtig verstanden habe, dann ha-
ben wir alle festgestellt, das war auch eine der 
Schlussfolgerungen des Armutsausschusses, 
dass wir einen sozialen Arbeitsmarkt brauchen, 
dass es Menschen in Bremen und Bremer-
haven gibt, die eben nicht dauerhaft in den ers-
ten Arbeitsmarkt vorstoßen können. Wenn ich 
es richtig in Erinnerung habe, haben Sie damals 
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gesagt, dass Sie ein Programm für 500 Perso-
nen umsetzen wollten, denen Sie eine solche 
dauerhafte Teilhabe ermöglichen wollten. Ich 
finde, dass das Projekt Wilder Westen in der 
Stuhmer Straße ein Projekt wäre, das genau die 
Voraussetzungen erfüllen würde, um an Ihr 
Kontingent der 500 finanzierten Plätze zu kom-
men. Ich habe aber ehrlicherweise von Ihnen 
noch keine Antwort auf die Frage erhalten, ob 
Sie sich genau das vorstellen. Deswegen ist es 
für uns an dieser Stelle bisher lediglich Flick-
werk, das Sie uns vorlegen, aber kein abschlie-
ßendes Konzept.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Genau das, meine Damen und Herren, brau-
chen wir, wenn wir endlich einmal einen Schritt 
in dem Thema der Überwindung der sozialen 
Spaltung in dieser Stadt und der aktiven Be-
kämpfung der Kinderarmut in Gröpelingen leis-
ten wollen. - Danke schön! 
  
(Beifall CDU) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.   
 
Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Angebote 
wie das im „Wilden Westen“, offene Jugendar-
beit, Suppenküchen, all das brauchen wir ge-
rade an solchen Stellen wie in Gröpelingen.  
 
(Beifall FDP) 
 
Genauso brauchen wir Kitaplätze in Gröpelin-
gen, und man kann das nebeneinander organi-
sieren, man kann das miteinander organisieren. 
Es ist vielleicht eine ganz positive Entwicklung, 
dass man, wenn man aus der Kita kommt, ein 
offenes Jugendangebot vorfindet. Das ist genau 
das, was man sich vorstellen muss, und man 
braucht diese sozialräumliche Arbeit.  
 
Es ist auch richtig, dass wir vielleicht an der ei-
nen oder anderen Stelle Dauerstellen auf dem 
zweiten Arbeitsmarkt brauchen, und dass wir ei-
nen zweiten Arbeitsmarkt für Menschen benöti-
gen, die wieder in den ersten Arbeitsmarkt hin-
einkommen wollen und anders keine Chance 
haben. Um das zu entscheiden, reicht es nicht 
zu sagen, dass man es gern an dieser oder an 
jener Stelle hätte, sondern es ist ein Gesamt-
konzept erforderlich. Dieses liegt nicht vor. Es 
liegt keines von der LINKEN vor, es liegt keines 
vom Senat vor und auch keines von Rot-Grün. 
Insofern können wir uns dazu nicht äußern, wir 
können aber auch nicht sagen, das, was hier 
jetzt von der LINKEN gefordert wird, sei das ein-
zig Richtige. Man muss es abwägen. Wir haben 
diese Arbeit auch nicht gemacht, wir haben 

solch ein Konzept auch nicht, aber das ist erfor-
derlich, um so etwas dann endgültig entschei-
den zu können.  
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Aber wir sind 
schon relativ kleinteilig in unseren Forderun-
gen!) 
 
Ein Punkt ist noch angesprochen worden, näm-
lich die Frage der Tierhaltung. Da teilen wir die 
Auffassung der Koalition ganz und gar, dass 
das hier nicht geht. Tierhaltung muss eine ge-
wisse Qualität haben, die hier nicht gewährleis-
tet werden kann, also entscheiden wir uns doch 
bitte schön für das, was prioritär ist, nämlich für 
die offene Jugendarbeit! Das sollten wir hier 
tun. - Herzlichen Dank! 
 
(Beifall FDP, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort Herr Staatsrat Fries. 
 
Staatsrat Fries: Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrte Damen und Herren! Es ist uns ge-
lungen, das Angebot im „Wilden Westen“ abzu-
sichern, auch wenn das am Anfang der Debatte 
nicht alle geglaubt haben. Dafür auch noch ein-
mal ein Dank an die beteiligten Ressorts Bil-
dung und Kinder sowie Wirtschaft, Arbeit und 
Häfen!  
 
(Beifall SPD) 
 
Der nächste Schritt ist, nicht nur die kurzfristige 
Absicherung, sondern die dauerhafte Existenz 
des „Wilden Westens“ und von Projekten an 
dieser Stelle als Gesamtensemble zu gewähr-
leisten. Auch hier hat sich einiges in den letzten 
Monaten getan. Es gibt den Plan, in der zweiten 
Hälfte des Kita-Jahres 2017/2018 eine Kita zu 
eröffnen, die nicht ein Ersatz für das Spielhaus, 
sondern ein zusätzliches Angebot in dem ge-
samten Ensemble ist.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Es gibt den Plan, eine Zukunft für das Spielhaus 
zu finden, was auch notwendig ist, um die Bau-
fläche für den späteren Campus Ohlenhof frei 
zu machen, aber auch zu der Frage, wie es dau-
erhaft in dem Nachbarschaftstreff weitergeht. 
Ich finde, das ist ein besseres Wort als „Sup-
penküche“. Hier ist erst einmal für die nächsten 
sechs Monate gesichert, dass es weitergeht. 
Der Senat ist aber im Bereich des sozialen Ar-
beitsmarktes schon ein ganzes Stück weiter 
und hat das Projekt LAZLO aufgelegt, was so-
zialversicherungspflichtige Stellen für eine 
Dauer von 24 Monaten ermöglicht. Wir haben 
den Träger aufgefordert, sich für dieses Pro-
gramm zu bewerben, und sehen gute Chancen, 
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hierüber auch langfristig Personal abzusichern. 
Zusammengefasst haben wir eine gute Per-
spektive im Bremer Westen und hoffen, dass es 
gut weitergeht. - Vielen Dank! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsident Imhoff: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.  
 
Die Beratung ist geschlossen.  
 
Wir kommen zur Abstimmung.  
 
Hier ist getrennte Abstimmung des Antrags der 
Fraktion DIE LINKE mit der Drucksachen-Num-
mer 19/423 S beantragt.  
 
Zuerst lasse ich über den sechsten Spiegel-
strich abstimmen.  
 
Wer dem sechsten Spiegelstrich seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
(Dafür DIE LINKE, Abg. Tassis [AfD]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP) 
 
Stimmenthaltungen?  
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft lehnt den sechs-
ten Spiegelstrich ab. 
 
Wer den restlichen Spiegelstrichen seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
  
(Dafür CDU, DIE LINKE, Abg. Tassis [AfD]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 
 
Stimmenthaltungen?  
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den 
Antrag ab. 
 
Im Übrigen nimmt die Stadtbürgerschaft von der 
Mitteilung des Senats mit der Drucksachen-
Nummer 19/414 S Kenntnis. 
 
 
Das Carsharing-Monopol in Bremen aufbre-
chen! Durch Subventionen betriebene Wett-
bewerbsverzerrung beenden und Zukunft in 
der Mobilität schaffen! 
Antrag der Fraktion der FDP 

vom 29. November 2016 
(Drucksache 19/416 S) 
 
Wir verbinden hiermit: 
 
Carsharing in Bremen stärker bewerben 
und attraktiver machen! 
Antrag der Fraktionen der CDU, der SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen 
vom 8. Februar 2017 
(Neufassung der Drucksache 19/448 S vom 
17. Januar 2017) 
(Drucksache 19/460 S) 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator 
Lohse.  
 
Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 
 
Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Steiner. 
 
Abg. Frau Steiner (FDP): Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Zeiten haben 
sich verändert. Früher war das Auto das Status-
symbol Nummer eins, es war klar, wer etwas 
auf sich hielt, brauchte ein eigenes Auto, und 
zwar je größer, desto besser. Ich glaube, diese 
Einstellung hat sich in den vergangenen Jahren 
wirklich massiv verändert, und das gerade auch 
bei den jungen Leuten, denn sie legen mittler-
weile keinen Wert auf ihr eigenes Auto, sondern 
sehen vor allem den Nutzen, nämlich den Nut-
zen als Transportmittel, nicht mehr und nicht 
weniger. Aufgrund dieses Trends haben sich 
deutschlandweit Carsharing-Spots gebildet, die 
oft genutzt werden und damit auch absolut ein 
Gewinn für die Umwelt und für die Menschen 
sind.  
 
(Beifall FDP) 
 
Genauso sollten wir auch in Bremen alles dafür 
tun, diesen positiven Trend zu fördern und zu 
unterstützen.  
 
Carsharing sollte ganz einfach sein. Normaler-
weise ist es so, und das ist einfach: Man lässt 
sich bei Anbietern registrieren, erbringt einmal 
persönlich Nachweise über Führerschein und 
Personalien, setzt sich ins Auto, und ab geht es! 
Das ist so diese Einfachheit, die den Erfolgsfak-
tor von Carsharing auch absolut widerspiegelt. 
Ich möchte jetzt gar nicht bewerten, wer hier be-
sonders nutzerfreundlich am Markt ist, denn 
das ist überhaupt nicht die Aufgabe der Politik. 
Das ist die Aufgabe des Marktes, und das ent-
scheiden die Kunden absolut allein. Aufgabe 
der Politik ist es aber, hier auch für faire Regeln 
am Markt zu sorgen, faire Regeln aufzustellen 
und Marktzugänge zu ermöglichen, um eine 
große Vielfalt im Carsharing-Markt anzubieten.  

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/416%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/460%20S
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(Beifall FDP) 
 
Für mich hat sich hier in den letzten Jahren der 
Eindruck ergeben, dass es keine fairen Regeln 
in Bremen gibt, sondern mittlerweile stattdes-
sen ein ausgetüfteltes und vor allem auch pro-
tektionistisches System. Ich erkläre Ihnen gern, 
wieso sich dieser Eindruck bei mir mittlerweile 
verfestigt hat. 
 
Wir haben hier in Bremen nur einen nennens-
werten Anbieter, nämlich Cambio. Dieses Un-
ternehmen deckt über 90 Prozent des Marktes 
ab und hat als Alleinstellungsmerkmal, seine 
Autos auf öffentlichem Grund zu parken, und 
das für ungefähr 50 bis 60 Euro im Monat, was 
übrigens für Cambio sehr gut ist. Diesen öffent-
lichen Grund kann Cambio nutzen, weil es 
nachweisen kann, dass es pro Carsharing-Auto 
fünf bis sechs private Pkws ersetzt, und maxi-
male Durchschnittswerte von 95 Gramm CO2 je 
Kilometer im Mittel der Flotte ausweist.  
 
Für den Nachweis macht der Anbieter eine Um-
frage. Er macht sie selbst und gefühlt testiert er 
sich das dann damit auch selbst. Dennoch, 
diese Anforderungen liegen vor, das sind die 
Anforderungen, die vom Umweltsenator gestellt 
wurden, und es sind massive Markteintrittsbar-
rieren für zusätzliche Anbieter. Diese Marktein-
trittsbarrieren gibt es so auch offenkundig nur in 
Bremen. Hinzukommt, dass die Plätze von der 
Stadt vergeben werden. Eine regelmäßige Aus-
schreibung mehrerer Plätze gleichzeitig bleibt 
leider aus. Wir brauchen aber eben gerade die 
Ausschreibung mehrerer Flächen gleichzeitig, 
die auch neuen Anbietern eine vernünftige Kal-
kulation überhaupt erst ermöglicht, denn nur so 
lässt sich rechnen, ob der Bremer Carsharing-
Markt attraktiv ist oder eben nicht.  
 
In unseren Augen kann auf den Blauen Engel 
verzichtet werden, wenn wir einfach einen ma-
ximalen CO2-Flottenwert einrichten. Das verein-
facht das Verfahren, es lässt sich leichter und 
unbürokratischer nachweisen und ist genauso 
Umwelt schützend wie der bisherige Gedanke; 
denn je mehr Angebote auf dem Markt sind, 
desto mehr werden sie auch genutzt, das zei-
gen auch Städte wie Berlin und Hamburg. Bre-
men ist mit seiner Durchdringung von gerade 
einmal 0,39 Autos je tausend Einwohner leider 
noch sehr weit hinten. Wir möchten das ändern, 
den Trend aufgreifen und hier auch für ein brei-
teres, attraktiveres Angebot sorgen.  
 
(Beifall FDP) 
 
Für den Senat scheint das Thema überhaupt 
keine Rolle zu spielen. Sie alle kennen diesen 
nachhaltigen Mobilitätsbericht, da finden sich 
zum Thema Carsharing ganze drei Textseiten 

wieder, und dagegen stehen ganze dreißig Sei-
ten zum Thema Fahrradverkehr. Also, wir ha-
ben das Gefühl, in Bremen wird einmal mehr die 
Zukunft verschlafen, und das an dem Automo-
tive-Standort Nummer eins in Deutschland mit 
Mercedes! 
 
(Beifall FDP) 
 
Der absolute Skandal ist in diesem Zusammen-
hang, dass die Stadt hier das Geld der Steuer-
zahler für Werbung für Carsharing ausgibt, 
denn diese Werbung ist zu diesem Zeitpunkt - 
ich erinnere noch einmal daran, es gibt einen 
Anbieter mit über 90 Prozent Marktanteil! - wirk-
lich alles andere als anbieterneutral, 
 
(Abg. Saxe [Bündnis 90/Die Grünen]: Was sagt 
denn der andere Anbieter?) 
 
und das so zu bezeichnen, das erinnert und 
grenzt so ein bisschen an Realsatire.  
 
Bevor es jetzt hier einen Aufschrei gibt, tun Sie 
mir den Gefallen, schauen Sie einmal mit dem 
Smartphone diese Homepage von mobil.punkt 
an! Da finden Sie gleich auf der Startseite unter 
„Standorte“ direkt sogar den Namen von Cam-
bio. Wenn Sie sich die Bilder darunter ansehen, 
überall findet sich das Logo von Cambio wieder, 
und das nennt man dann anbieterneutral! Ich 
glaube, ehrlich gesagt, das geht anders!  
 
(Beifall FDP) 
 
 
Meine Damen und Herren, die FDP-Fraktion hat 
einen Antrag eingebracht, der genau dieses 
System der Marktabschottung, der Wettbe-
werbsverzerrung und der versteckten staatli-
chen Subventionierung hier beenden soll. Wir 
schlagen dafür vor, die Bemühungen um das 
Aufbrechen des Carsharing-Monopols in Bre-
men zu verstärken. Wir machen Ihnen dafür 
Vorschläge, wie man das aufbauen könnte, und 
einige Dinge sollten Selbstverständlichkeit sein. 
Warum Bremen beispielsweise die Öffentlich-
keitsarbeit für Cambio mit Steuergeldern finan-
zieren soll, wie es jetzt ja in Ihrem gemeinsa-
men Antrag offensichtlich vorgeschlagen wird, 
kann mir draußen niemand erklären, das ver-
steht auch draußen niemand. Wir glauben, Car-
sharing ist eine Mobilitätsform der Zukunft, und 
Bremen als Hotspot der Automobilindustrie 
sollte mit visionärem Ansatz vorangehen und 
Vorreiter sein, 
 
(Beifall FDP) 
 
denn es ist eben nicht nur die Größe einer Stadt 
entscheidend, sondern es kommt auch auf die 
allgemeine Haltung an!  
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(Beifall FDP) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Strohmann. 
 
Abg. Strohmann (CDU): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Frau Steiner, 
ich bin über das, was Sie hier aufgedeckt ha-
ben, entrüstet.  
 
(Heiterkeit CDU, SPD) 
 
Der „Weser-Kurier“ hat geschrieben, dass wir 
zu diesem Thema eine aufgeladene Debatte 
geführt haben. Das war zu der Zeit, als Sie sich 
eine parlamentarische Pause gegönnt haben, 
und deswegen ist Ihnen wahrscheinlich einiges 
entgangen. Vor zwei Jahren hätte ich Ihnen 
zum Teil noch recht gegeben. Leider kommt 
dieser Antrag zwei Jahre zu spät. Ich weiß nicht, 
ob Sie ihn auf Wiedervorlage gelegt haben, 
denn vor zwei Jahren haben wir einen ähnli-
chen Antrag gestellt.  
 
Die Erde hat sich aber seit dieser Zeit weiterge-
dreht, und es ist einiges passiert. Ich hätte mir 
eigentlich gewünscht, weil wir mittlerweile an 
dem Punkt angelangt sind, dass wir die Diskus-
sion zum Carsharing in der Deputation führen 
und dass Sie nicht diesen reißerischen Antrag 
stellen, denn es ist dem Thema nicht geschul-
det. 
 
(Beifall CDU, SPD) 
 
Eigentlich hätten Sie sich nach der Antwort, die 
Ihnen Move About gegeben hat,  sagen müs-
sen, wir haben uns vielleicht ein bisschen ver-
rannt. Das kann ja einmal passieren, und das ist 
ja auch nicht schlimm.  
 
Sie sprechen hier von einer Cambio-Monopol-
stellung. Natürlich haben sie eine marktbeherr-
schende Stellung, weil sie die Ersten waren. 
Das ist gar keine Frage. Sie hat sich entwickelt, 
und sie ist für die anderen Betreiber mittlerweile 
kein Problem mehr. Sie fühlen sich nicht mehr 
ungerecht oder unfair behandelt.  
 
Sie sprechen in Ihrem Antrag von einer Mono-
polstellung, Cambio nutzt diese Monopolstel-
lung aber nicht aus. Cambio verlangt bundes-
weit einheitliche Preise. Sie bezahlen in Berlin 
genausoviel wie auch in Bremen, und teilweise 
ist Cambio preiswerter als Move About.  
 
In Ihrem Antrag ist eine wiederkehrende fünf-
jährige Ausschreibungsfrist genannt.  Alle An-
bieter sprechen sich gegen dieses Ausschrei-
bungsverlangen aus. Die Struktur, die sich in 
den letzten Jahren in Bremen entwickelt hat, ist 
positiv: Man nutzt die Parkplatzsatzung, und im 

Grunde genommen besteht ein Sonderkündi-
gungsrecht Das ist immer vorhanden, auch bei 
Baumaßnahmen oder dergleichen. Wenn Sie 
sich auf dem Markt etablieren wollen, dann 
brauchen Sie Beständigkeit, Sie können nicht 
alle fünf Jahre die Anbieter wechseln. Das ist 
einfach so, und damit sind auch alle einverstan-
den. Es gibt eigentlich gar keinen Streit und gar 
keine Diskussion.   
 
Sie sagen, Cambio sei stark. Ja, das ist richtig, 
aber ehrlicherweise ist Bremen auch ein spezi-
elles Gebiet. Bremen ist ein sehr schwieriges 
Gebiet, Bremen ist keine Millionenstadt. Es gibt 
sogar Anbieter, die gar kein Interesse an Bre-
men haben, weil Bremen letztlich viel zu klein 
ist. Soweit zu Ihrem Antrag, und damit will ich 
es auch bewenden lassen.  
 
Wir hatten dann die Idee, Ihren Antrag nicht nur 
abzulehnen, sondern einen anderen Antrag zu 
stellen, um zum Ausdruck zu bringen, um wel-
chen Sachverhalt es nach unserer Ansicht geht. 
Wir haben auch gesehen, dass die Koalition 
diesem Antrag beigetreten ist, und darüber ha-
ben wir uns gefreut.  
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Auch ein bisschen ge-
wundert!) 
 
Einige haben sich sogar gewundert, einige wa-
ren überrascht.  
 
Es geht im Grunde genommen darum, dass wir 
in den nächsten Wochen und Monaten eine 
bessere Vernetzung der Angebote erreichen, 
dass wir eine bessere Vernetzung mit dem 
ÖPNV erreichen und dass alle Anbieter die 
Möglichkeit haben, auf diesen Plattformen zu 
werben, umgekehrt passiert es ja schon. Wenn 
Sie zum Beispiel eine MIA-Karte haben, dann 
müssen Sie keine Anmeldegebühr bezahlen. 
Es passiert also bereits etwas. Das muss im 
Grunde genommen der Weg sein, damit wir zu 
einer vernünftigen, modernen und vernetzten 
Stadt kommen.  
 
Im Übrigen - und das sage ich auch - gehören 
auch vernünftige Fahrradstrukturen und Fahr-
radverkehre zu einer Stadt, die eine moderne 
Stadt des 21. Jahrhunderts sein will.  
 
(Beifall CDU, SPD) 
 
Alles das werden wir jetzt - und das steht auch 
in unserem Antrag -  gemeinsam in die Ver-
kehrsdeputation zurückholen, denn dort gehört 
es hin. Wir werden den Senat  gemeinsam be-
gleiten und natürlich kontrollieren. Ich glaube, 
wir werden etwas Vernünftiges auf die Beine 
stellen, und vielleicht erreichen wir bis zum Jahr 
2020 die von uns formulierten Carsharing-Ziele. 
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Wir sind auf einem guten Weg, und Rom wurde 
auch nicht an einem Tag erbaut. - Vielen Dank!  
 
(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Saxe. 
 
(Zurufe CDU: Eigentlich ist schon alles gesagt!) 
  
Abg. Saxe (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr 
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
werde gleich begründen, warum der Antrag für 
mich erneut verkehrspolitisch irritierender und 
verwirrender ist.  
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Welcher? Unser 
nicht!) 
 
Nein, dann wären wir Ihrem Antrag ja nicht bei-
getreten! Ich weiß, dass Sie sich jetzt Gedan-
ken darüber machen, was Sie verkehrt gemacht 
haben, aber grämen Sie sich  nicht zu lange, 
denn es lohnt sich nicht. Ist es nicht schön, 
wenn wir als Koalition zeigen, dass wir natürlich 
einer fachlich guten Initiative der Opposition 
beitreten? Das haben wir dieses Mal getan.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Über den FDP-Antrag kann ich das nicht sagen. 
Wenn wir uns im Städtevergleich beim Carsha-
ring auf Platz 22 von 137 Plätzen befinden, 
dann hat das mit Sicherheit nichts mit einem Ab-
stiegskampf zu tun, sondern wir liegen immer 
noch in der Spitzengruppe. Unter den 22 Städ-
ten befinden sich auch die Millionenstädte, in 
denen ein Free-floating Carsharing etabliert ist, 
das in vielerlei Hinsicht gar nicht verkehrspoli-
tisch so unterstützenswert ist, weil unsere um-
weltpolitischen Ziele nicht auf die Weise erreicht 
werden, wie es mit stationsgebundenen Syste-
men erfolgt. 
 
Wir haben in Bremen, finde ich, sehr innovative 
Ansätze. Es gibt die Mobilitätsberatung für Neu-
bürgerinnen und Neubürger. Wir haben die 
Stellplatzverordnung sehr innovativ abgefasst. 
Es gibt die Mobilpünktchen und den Carsha-
ring-Aktionsplan, der auch europaweit ausge-
zeichnet worden ist.  
 
 
Ich kann Ihnen sagen, wir haben Ihre Annah-
men, die im Prosateil Ihres Antrags enthalten 
sind, einmal überprüft. Ich kann jetzt nicht zu je-
dem Einzelpunkt Stellung nehmen, aber Sie ha-
ben einfach kein Benchmarking durchgeführt. 
Das muss man ganz eindeutig sagen. Das 
würde ich Ihnen schriftlich auch noch zur Verfü-
gung stellen. Viele Annahmen, die in Ihrem An-
trag stehen, stimmen einfach nicht.  

Reden bildet! Markus Spiekermann müsste ei-
gentlich derjenige sein - er ist nämlich der Ge-
schäftsführer von Move About -, der Ihrem An-
liegen am meisten beispringen müsste, wenn 
das stimmen würde, was Sie in Ihrem Antrag in-
tendieren. Er ist folgendermaßen auf Ihren An-
trag eingegangen - ich zitiere -: „Jedoch sind die 
meisten der Forderungen des FDP-Antrags we-
nig hilfreich. Wir hätten uns im Vorfeld eine Ab-
stimmung mit den Antragstellern gewünscht.“ 
Markus Spiekermann!  
 
(Abg. Frau Steiner [FDP]: Sprechen Sie einmal 
mit der Bahn! Sprechen Sie einmal mit Flinks-
ter!) 
 
Warum sprechen Sie nicht mit den Betroffenen? 
Warum informieren Sie sich nicht fachlich, be-
vor Sie einen Antrag mit Forderungen in die 
Bürgerschaft einbringen, die am Ende - und das 
werde ich Ihnen auch noch darlegen - schädlich 
für die weitere Entwicklung des Carsharings in 
Bremen sind. Move About hat Ihren Antrag also 
als nicht hilfreich bezeichnet! 
 
Sie haben im Prinzip drei Punkte in Ihrem An-
trag formuliert, bei denen Sie sich eine Ände-
rung wünschen. Sie wollen den Blauen Engel 
abschaffen. Move About empfindet, dass das 
eine ganz schlechte Idee ist, weil es sinnvoll ist, 
diesen Blauen Engel zu haben. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Der Blaue Engel ist für die Akzeptanz in dieser 
Stadt wichtig. Wir müssen der Bevölkerung 
nachweisen, dass mindestens fünf private Pkws 
ersetzt werden, wenn wir öffentliche Stellplätze 
reduzieren. Das war der Konsens, auf den wir 
uns verkehrspolitisch in der 18. Legislaturperi-
ode verständigt hatten, und Sie verabschieden 
sich von diesem Konsens, der wirklich sinnvoll 
ist.  
 
Sie haben dann vorgeschlagen, dass man die 
Stellflächen neu ausschreiben sollte. Warum 
sollte man funktionierende Stellflächen neu 
ausschreiben? Warum sollte man das machen? 
Damit ein neuer Anbieter kommt und keine Nut-
zer hat? Nein, wir werden vorhandene Mobil-
punkte erweitern. Das ist mit Move About erör-
tert worden, und das haben wir Move About ver-
sprochen. Wir wollen das Angebot doch aus-
weiten, aber nicht verringern. Ihr Antrag ist ein-
deutig ein Vorschlag, Carsharing in dieser Stadt 
nicht auszuweiten.  
 
Wie man darauf kommen kann zu formulieren, 
dass die Finanzierung der Öffentlichkeitsarbeit 
für Carsharing, die wohlgemerkt anbieterunab-
hängig ist, nicht mehr aus öffentlichen Mitteln 
erfolgen solle, das hat kein Mensch verstanden.  
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Herr Spiekermann hat in seiner Stellungnahme 
geschrieben, das von der FDP gewünschte Ein-
stellen der Finanzierung der unabhängigen Öf-
fentlichkeitsarbeit des Bausenators für Carsha-
ring werde als kontraproduktiv angesehen.  
Natürlich müssen wir für Carsharing werben. 
Das ist der Ansatz in dem gemeinsamen Antrag 
von CDU, SPD und Grünen. Wir wollen die Wer-
bung für Carsharing ausweiten. Aus dem 
Grunde enthält der gemeinsame Antrag diese 
Beschlusspunkte, und sie werden auch ihre 
Wirkung nicht verfehlen.  
 
Mir ist Nachfolgendes auch noch wichtig: Die-
ses Parlament hatte sich dafür ausgesprochen, 
dass Carsharing nicht nur dort stattfinden soll, 
wo es ein Selbstläufer ist, also in der Stadtmitte, 
sondern dass versucht werden soll, Carsharing 
auch in Bremen-Nord bei Frau Neumeyer zu 
etablieren. Das ist uns ganz wichtig, und das ist 
auch ein Bestandteil des gemeinsamen An-
trags. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU) 
 
Wir können Carsharing voranbringen, indem wir 
wirklich versuchen, es auf ganz Bremen auszu-
weiten, sodass es zu einer modernen, innovati-
ven Mobilität für ganz Bremen kommt und ein 
Erfolg wird. Deswegen wünsche ich mir auch, 
dass wir  darüber nachdenken, ob man nicht für 
eine Übergangszeit finanziell Angebote an den 
Stadträndern unterstützen kann. Ich glaube, 
dieser Idee werden sich viele in diesem Hause 
anschließen.  
 
Wir werden unser Ziel, mit dem Carsharing-Ak-
tionsplan innovativ in Bremen umzugehen, wei-
ter verfolgen. Von dieser Position sind wir kein 
Stück zurückgewichen. Ich war wirklich über die 
drei Punkte, die Sie in Ihrem Antrag vorgeschla-
gen haben, irritiert. Mit ihrer Umsetzung würden 
wir der weiteren Carsharing-Entwicklung in Bre-
men schlichtweg nur schaden, und das kann 
man belegen. - Vielen Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen)  
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Sprehe.  
 
Abg. Frau Sprehe (SPD): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Carsharing ist für 
eine zukunftsorientierte Stadt wie Bremen wich-
tig, um im Straßenverkehr nicht zu ersticken, 
und zwar wortwörtlich nicht zu ersticken. Hier 
spielt nämlich der Blaue Engel eine gewichtige 
Rolle. Deswegen kann ich in keiner Weise 
nachvollziehen, warum ausgerechnet diese Kri-
tikpunkte in dem Antrag der FDP sind.  

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Pro Carsharing-Pkw sollen mindestens fünf bis 
sechs Privat-Pkw eingespart werden. Am bes-
ten wird dies auch noch durch ein Vorhalten 
ökologisch wichtiger E-Automobile gesteigert.  
 
Wir haben in Bremen Carsharing-Angebote, ei-
nen hohen Marktanteil von Cambio, es gibt aber 
auch Angebote von Move About, die sich übri-
gens auch an gemeinsamen Mobilpunkten mit 
Cambio beteiligen wollen, und auch von der 
DB-Tochter Flinkster mit drei Pkw am Haupt-
bahnhof. Andere Unternehmen, wie car2go, ha-
ben gar kein Interesse an der kleinen Stadt Bre-
men. Ihr Interesse ist nur für Millionenstädte 
vorhanden.  
 
Verbesserungsfähig ist die Verteilung der Car-
sharing-Fahrzeuge im Stadtgebiet. Gen Norden 
befinden sich ab Walle Cambio-Angebote nur 
am BSAG-Depot in Gröpelingen sowie zweimal 
in Vegesack. Dies ist für mehr als 150 000 Ein-
wohner zu wenig, da gerade in diesen weitläufi-
gen Gebieten vermehrt privater Autoverkehr 
vorherrscht. Carsharing muss in den bislang un-
terversorgten Gebieten und bei neueren größe-
ren Wohnprojekten mehr Berücksichtigung fin-
den.  
 
(Beifall SPD) 
 
Eines ist nämlich sicher: Angebot schafft Nach-
frage.  
 
Auch die BSAG macht bereits auf ihren Inter-
netseiten auf die Vorteile von Carsharing auf-
merksam. Es gibt Vergünstigungen für Abo-In-
haber, und im interaktiven Linienplan sind die 
Carsharing-Stationen schnell zu finden. Diese 
Hinweise sind aber doch relativ versteckt und 
sicherlich verbesserungswürdig. Dies gilt auch 
insbesondere für die anderen Homepages des 
Nahverkehrs wie zum Beispiel für den VBN o-
der auch die NordWestBahn. Carsharing ist 
kein Konkurrent des öffentlichen Nahverkehrs, 
sondern sein Partner. Das ist einer der wichtigs-
ten Sätze, die wir hier sagen können. Das war 
in der Vergangenheit immer ein Kritikpunkt, der 
Nahverkehr und Carsharing müssen miteinan-
der Hand in Hand zusammenarbeiten.  
 
(Beifall SPD) 
 
Zum FDP-Antrag möchte ich nur bemerken, 
dass ich sehr erstaunt über dessen Qualität und 
Inhalt war. Von Subventionen und Wettbe-
werbsverzerrungen für nur einen Anbieter zu 
sprechen, entspricht nun wirklich nicht den Tat-
sachen. Ein besseres Recherchieren bei allen 
Anbietern wäre für die FDP angebracht gewe-
sen, und deshalb war für die SPD der CDU-
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Antrag ein erfreuliches Gegenbeispiel, den wir 
mit ein paar abgestimmten Änderungen so ge-
meinsam unterstützen können. Die SPD-
Fraktion lehnt den FDP-Antrag ab und stimmt 
dem gemeinsamen Antrag von CDU, SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen zu. - Danke! 
 
(Beifall SPD) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als Nächster hat das 
Wort der Abgeordnete Rupp.  
 
Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Es gibt zwei 
Anträge zu diskutieren, wie Carsharing in Bre-
men verändert, verbessert und optimiert wer-
den soll.  
 
Der erste Antrag kommt von der Freien Demo-
kratischen Partei, und ich bin relativ sicher, 
dass wir, wenn wir diesem Antrag folgen, dem 
Carsharing in Bremen eine Bärendienst erwei-
sen, weil das, was darin gefordert wird - und ich 
werde es im Einzelnen begründen -, nicht dazu 
führt, dass es mehr Carsharing gibt, sondern ich 
befürchte, dass dann ein ruinöser Wettbewerb 
aufgerufen wird, den am Ende keiner der Anbie-
ter, die es jetzt gibt, überlebt. Ich befürchte, Bre-
men hat als Stadt eine Größe und potenzielle 
Nutzerinnen und Nutzer von Carsharing, die ei-
gentlich nur einen Anbieter brauchen. Hier ist in 
dieser Größenordnung auch nur ein Anbieter 
wirtschaftlich zu betreiben, und andere sind es 
eben möglicherweise nicht, sonst wären sie 
schon auf dem Markt.  
 
Wir haben Regeln aufgestellt, die sinnvoll sind. 
Die Autos müssen ökologisch tragbar sein, des-
wegen gibt es eine Obergrenze für den CO2-
Ausstoß, und ein Anbieter muss so gut wie 
möglich nachweisen, dass das Ziel, durch Car-
sharing-Autos Privat-Pkw zu ersetzen, auch ge-
währleistet ist. Ansonsten gäbe es überhaupt 
keinen Grund, öffentlichen Raum für Carsha-
ring-Autos zur Verfügung zu stellen.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wenn man auf beides verzichtet, dann gibt man 
zwei ganz wichtige Vorteile und ganz wichtige 
Argumente pro Carsharing auf. Deswegen, 
finde ich, ist das Aufheben von Regeln nicht fair, 
sondern nur dumm! 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Eine interessante Frage, mit der wir uns auch 
beschäftigen müssen, und da komme ich jetzt 
zu dem Antrag von CDU, SPD und Grünen: 

Welche Entwicklung nimmt eigentlich Carsha-
ring? Die Branche boomt, insbesondere die 
Carsharing-Angebote mit free-floating, wo also 
die Autos nicht an einem festen Stellplatz ste-
hen, sind teilweise bis zu 25 Prozent mehr ge-
worden, es sind jetzt in der Bundesrepublik 
circa 840 000 Nutzerinnen und Nutzer. Es gibt 
ungefähr 430 000 Nutzerinnen und Nutzer von 
stationären Angeboten. 
 
Man hat jetzt einmal untersucht, ob es tatsäch-
lich so ist, dass der ÖPNV durch die Nutzung 
von Carsharing nicht leidet. Es gibt eine Ten-
denz, dass Menschen, die sonst andere Ver-
kehrsmittel genutzt hätten oder die Möglichkeit 
gehabt hätten, andere Verkehrsmittel zu nut-
zen, verstärkt auf Carsharing ausweichen, ins-
besondere auf free-floating Carsharing. Das ist 
eine Entwicklung, die so ein bisschen die These 
konterkariert, ÖPNV und Carsharing gingen 
mehr oder weniger automatisch Hand in Hand, 
und auch die These konterkariert, dass da keine 
Konkurrenz bestünde. Es gibt eine Untersu-
chung, die besagt, Carsharing werde im We-
sentlichen von gut verdienenden Männern in 
der Freizeit genutzt. Das macht auch noch ein-
mal die Rolle von Carsharing deutlich: Es wird 
eher nicht im Berufsverkehr genutzt, es wird 
dann genutzt, wenn diese Strecken in der Frei-
zeit möglicherweise auch mit anderen Ver-
kehrsmitteln zurückgelegt worden wären. Also, 
bei der Frage, ob es so ist, dass sie automatisch 
Hand in Hand gehen, sind wir vergleichsweise 
skeptisch. 
 
 
Beispielsweise auf den Internetseiten des Se-
nators kann man meinethalben für Carsharing 
werben, aber unmittelbar an Bushaltestellen, 
unmittelbar in Bahnen und Bussen für Carsha-
ring zu werben, da möchte ich gern noch einmal 
einen Augenblick darüber nachdenken, ob man 
nicht dadurch diesen Trend befördert, statt Bus 
und Bahn zu fahren, doch auch billig ein Auto 
mieten zu können. Deswegen würden wir die-
sen Antrag der Grünen, der SPD und der CDU 
heute auch ablehnen wollen, weil wir diese 
Frage einfach noch nicht geklärt haben. Einen 
Trend, den wir eigentlich nicht wollen, nämlich 
weg vom ÖPNV wieder hin zum motorisierten 
Individualverkehr, wollen zumindest wir nicht 
unterstützen, und deswegen meinen wir, dass 
es nicht sinnvoll ist - zum jetzigen Zeitpunkt 
schon bewiesen -, insbesondere da, wo der 
ÖPNV genutzt wird, zu erklären, dass es eine 
bessere Alternative gibt, nämlich Carsharing. 
Das finde ich ein bisschen widersprüchlich, um 
es einmal vorsichtig auszudrücken. - Vielen 
Dank für die Aufmerksamkeit! 
 
(Beifall DIE LINKE)  
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Vizepräsident Imhoff: Als Nächster hat das 
Wort Herr Senator Dr. Lohse.  
 
Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir haben jetzt intensiv das Carsharing disku-
tiert. Ich möchte trotzdem die Gelegenheit nut-
zen, die Ziele noch einmal zu betonen und dar-
zulegen, aus welchen Gründen wir dieses Mo-
bilitätssystem seit 20 Jahren fördern.  
 
Wir wollen Mobilität ohne ein eigenes Auto er-
möglichen. Wir wollen den Umweltverbund stär-
ken, aber nicht schwächen, ich komme noch 
einmal darauf zurück. Wir wollen den Straßen-
raum entlasten, wir wollen die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs befördern, insbeson-
dere in den Stadtteilen mit den engen Straßen 
und den zugeparkten Ecken wie beispielsweise 
in Findorff und Peterswerder, in denen die Feu-
erwehr und die Müllabfuhr nicht um die Ecken 
fahren können. In diesen Bereichen haben wir 
die Mobilpunkte ganz bewusst eingerichtet.  
 
Wir wollen auch eine saubere Luftqualität errei-
chen. Deswegen schätzen wir die junge Auto-
flotte, die die Carsharing-Anbieter bereitstellen. 
Weiterhin wollen wir den Parkdruck insgesamt 
in der Stadt verringern.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Diese Ziele, meine Damen und Herren, hat Bre-
men seit ungefähr 20 Jahren unter verschiede-
nen Verkehrssenatorinnen und Verkehrssena-
toren konsequent verfolgt. Deswegen beraten 
wir auch den Antrag, der heute von drei Frakti-
onen gestellt worden ist, und der dieses System 
weiter befördern soll. 
 
 
Bremen ist Pionier, kein Schlusslicht bei dieser 
Thematik. Bremen hat schon viele internatio-
nale Preise und Auszeichnungen gewonnen. 
Ich möchte noch einmal daran erinnern: Wir 
sind von der EU-Kommission ausgezeichnet 
worden. Von Kommissar Oettinger habe ich 
persönlich einen Preis entgegengenommen. 
Wir waren im Jahr 2010 auf der EXPO in 
Shanghai. Dort haben wir das Bremer Modell 
vorgestellt. Bremen wird von Delegationen aus 
aller Welt besucht, die sich unser Carsharing-
System anschauen.  
 
Wie kommt es jetzt zu den unterschiedlichen 
Bewertungen? Warum sagen die einen, wir sind 
Spitzenreiter, und die FDP sagt uns, wir sind 
schlecht, wir sind Schlusslicht. Das sagt die 
FDP, Frau Steiner, weil Sie den falschen Maß-
stab anlegen. Das Ziel ist doch nicht, möglichst 
viele Carsharing-Autos auf den Straßen zu ha-
ben. Welch verquere Annahme, daraus zu 

schließen, dass es sich dann um ein erfolgrei-
ches System handelt.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Das Ziel muss sein, eine hohe Anzahl der Car-
sharing-Nutzerinnen und -Nutzer zu erreichen 
und eine hohe Auslastung der Fahrzeuge, die 
eingesetzt sind, zu erreichen. Bei Cambio 
kommt es nicht zu einer Substitution von eins 
zu sechs, sondern von eins zu fünfzehn. Ein 
Cambio-Auto substituiert 15 Autos im öffentli-
chen Straßenraum. Dass der Blaue Engel als 
Kriterium einen Maßstab von eins zu sechs das 
ist absolut sinnvoll. Denn nur dann, wenn wir 
eine hohe Substitutionsrate haben, führen diese 
Autos tatsächlich dazu, dass wir den Straßen-
raum entlasten. Die Anzahl der Carsharing-
Fahrzeuge ist also ein falscher Maßstab. 
 
Die Zahl der eingeschriebenen Nutzerinnen und 
Nutzer kann auch in die Irre führen, wenn es 
sich um Personen handelt, die sich einmal in ein 
System einwählen, die es aber niemals nutzen. 
Flinkster ist beispielhaft zu nennen. Es sind 
viele Nutzerinnen und Nutzer registriert, und sie 
haben eine Registrierung vorgenommen, weil 
kein monatlicher Grundbetrag gezahlt werden 
muss. Deswegen sagt die Zahl der Registrier-
ten überhaupt nichts darüber aus, wie die Autos 
der Anbieter genutzt werden.  
 
Mir ist ganz wichtig, darauf hinzuweisen - und 
das haben auch meine Vorrednerinnen und 
Vorredner getan -, dass in Bremen keine Mono-
polstellung vorhanden ist, absolut nicht! Ja, mit 
Cambio ist ein starker Anbieter vorhanden. 
Cambio war der Pionier, der als Erster systema-
tisch das System ausgebaut und der sich syste-
matisch an die Kriterien gehalten hat. Inzwi-
schen erfüllt auch Move About die Kriterien. 
Move About hat nicht das Problem, das Sie be-
schreiben, im Gegenteil, sie unterstützen sogar 
das System. Move About vertritt die Auffas-
sung, dass es richtig ist, die Kriterien des 
Blauen Engels hier anzuwenden.  
 
Es ist mir ganz wichtig, hier festzuhalten, dass 
es sich um faire Regeln handelt. Diese Regeln 
hat nicht der Bremer Umweltsenat festgelegt, 
sondern es sind Regeln, die das Umweltbun-
desamt mit der Jury Umweltzeichen festgelegt 
hat. Es ist ein objektiv entwickeltes Regelwerk, 
das eben wiederum eine Reihe von Zielen be-
inhaltet.  
 
Die Substitutionsrate ist ein Kriterium des Re-
gelwerks. Es muss sich um ein offenes Angebot 
handeln, das heißt, man kann keine WG-Autos 
irgendwie als Carsharing-Autos anmelden. In 
dem von Ihnen vorgeschlagenen System wäre 
das möglich. Es soll keine Freikilometer geben, 
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also keine Flatrate, damit viel Auto gefahren 
wird, sondern man soll bewusst mit dem Auto 
fahren. Es gibt Abgasanforderungen, es gibt 
auch Anforderungen an die Wartung der Fahr-
zeuge, und auch das ist absolut wichtig.  
 
Noch einmal: Move About erfüllt heute diese 
Kriterien, das heißt, dass keine Monopolstel-
lung vorhanden ist. Wir unterstützen Move 
About. Move About verfügt inzwischen, glaube 
ich, über sechs oder acht Mobilpunkte.  
 
Im Übrigen ist weiterhin wichtig zu wissen, dass 
sich zwei Drittel der Stationen auf privatem 
Grund, aber nicht auf öffentlichem Grund befin-
den. Cambio zahlt beispielsweise für Mobil-
punkte in den BREPARK-Häusern, für andere 
Standorte und auch für Standorte auf öffentli-
chem Grund Miete. Sie haben es ja auch selbst 
ausgeführt, es wird Miete für die Plätze gezahlt.  
 
Bremen ist für Free-floating-Anbieter zu klein. 
Das haben verschiedene Free-floating-Anbieter 
immer wieder betont. Es lohnt sich in Millionen-
städten, aber nicht in Städten mit 500 000 Ein-
wohnern. Meine Damen und Herren, das ist 
kein Verlust, sondern ein Gewinn. Wir wollen 
keine Free-floating-Autos, denn sie parken uns 
den Straßenraum zusätzlich zu. Sie stehen le-
diglich im öffentlichen Raum. Wir wollen keine 
Kannibalisierung der BSAG, keine Kannibalisie-
rung des öffentlichen Verkehrs, denn sie leiden 
darunter, wenn vier Jugendliche, anstatt mit der 
Straßenbahn in die Disco zu fahren, sich ge-
meinsam ein Free-floating-Auto teilen, weil es 
günstiger ist. 
  
Wir haben einige wichtige Maßnahmen be-
schlossen, um Carsharing zu stärken. Wir ha-
ben gemeinsam vor drei Jahren das Stellplatz-
ortsgesetz geändert. Wir haben beschlossen, 
dass in neuen Wohnanlagen, in neuen Wohn-
quartieren, in denen man ein nachhaltiges Mo-
bilitätskonzept einführen kann, dass dort weni-
ger Stellplätze abgelöst werden können, wenn 
stattdessen Carsharing ermöglicht wird. Diese 
Möglichkeit wird heute von verschiedenen Ge-
sellschaften, von verschiedenen Entwicklern  
solcher Wohnquartiere genutzt. Es wird auch 
mit Move About genutzt. Es werden vernünftige 
Stationen gebaut. Es gibt verschiedene Pro-
jekte, an denen sowohl Move About als auch 
Cambio beteiligt sind.  
 
Zum letzten Punkt! Die Werbung kann man si-
cherlich noch verbessern. Das glaube ich auch. 
Wenn man dem Unternehmen zumutet, damit 
zu werben, dann muss man auch schauen, an 
welcher Stelle man die Unternehmen stärkt o-
der vielleicht auch schwächt. Mir ist jedoch noch 
einmal wichtig, darauf hinzuweisen, dass die 

BSAG an ihren Haltestellen und auf ihren Um-
gebungsplänen sowohl die Move-About-Statio-
nen als auch die Cambio-Stationen kenntlich 
macht, also nicht nur einen Anbieter.  
 
Die Mobilitätsberatung für Neubürger - ich habe 
auch noch einmal den Screenshot mitgebracht 
- weist explizit auf verschiedene Anbieter hin. 
  
Einen Punkt, Frau Steiner, muss ich einräumen 
- Sie haben mich eben darauf hingewiesen, ich 
habe es auf meinem Smartphone nachgeprüft -
, wenn Sie die Mobilpunktseite aufrufen, dann 
wird auf der ersten Seite tatsächlich nur Cambio 
genannt. Laden Sie allerdings die Karte hoch, 
finden Sie dort alle drei, nämlich Cambio, 
Flinkster und Move About.  
 
Wir werden das ändern, ich nehme das mit. 
Wenn Sie das nächste Mal etwas Ähnliches 
entdecken, dann rufen Sie mich einfach an. Wir 
können es dann ganz unkompliziert regeln und 
müssen dazu hier keine Debatte führen. - Vie-
len Dank! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen)  
 
Vizepräsident Imhoff: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 
 
Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung.  
 
 
Zuerst lasse ich über den Antrag der Fraktion 
der FPD abstimmen.  
 
 
Wer dem Antrag der Fraktion der FDP mit der 
Drucksachen-Nummer 19/416 S seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
(Dafür FDP) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
DIE LINKE, LKR) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
(Abg. Tassis [AFD]) 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den 
Antrag ab. 
 
Nun lasse ich über den Antrag der Fraktionen 
der CDU, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
abstimmen. 
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Wer dem Antrag der Fraktionen der CDU, der 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen mit der Druck-
sachen-Nummer 19/460 S, Neufassung der 
Drucksache 19/448 S, seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
LKR) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen DIE LINKE, FDP, Abg. Tassis [AFD]) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft stimmt 
dem Antrag zu. 
 
 
Alleinerziehende brauchen verlässliche 
Kinderbetreuungsangebote 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 8. März 2016 
(Drucksache 19/117 S) 
 
Wir verbinden hiermit: 
 
Alleinerziehende brauchen verlässliche 
Kinderbetreuungsangebote 
Bericht der städtischen Deputation für Kin-
der und Bildung 
vom 6. Januar 2017 
(Drucksache 19/433 S) 
 
und 
 
Bedarfsgerechte Kinderbetreuungsange-
bote für Kinder von alleinerziehenden El-
tern schaffen - Erwerbsaufnahme erleich-
tern 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 12. April 2016 
(Drucksache 19/141 S) 
 
sowie 
 
Bedarfsgerechte Kinderbetreuungsange-
bote für Kinder von alleinerziehenden El-
tern schaffen - Erwerbsaufnahme erleich-
tern 
Bericht der städtischen Deputation für Kin-
der und Bildung 
vom 6. Januar 2017 
(Drucksache 19/434 S) 
 
des Weiteren 
 
Entgelte statt Zuwendungen: Bremen 
braucht flexiblere Betreuungszeiten! 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 24. Mai 2016 
(Drucksache 19/155 S) 

und 
 
Entgelte statt Zuwendungen: Bremen 
braucht flexiblere Betreuungszeiten! 
Bericht der städtischen Deputation für Kin-
der und Bildung 
vom 6. Januar 2017 
(Drucksache 19/435 S) 
 
sowie 
 
Kinderbetreuung sicherstellen, Qualität auf-
rechterhalten! 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 21. Juni 2016 
(Drucksache 19/325 S) 
 
des Weiteren 
 
Kinderbetreuung sicherstellen, Qualität auf-
rechterhalten! 
Bericht der städtischen Deputation für Kin-
der und Bildung 
vom 6. Januar 2017 
(Drucksache 19/436 S) 
 
und 
 
Kita-Ausbau zügig realisieren - Investoren-
modell umsetzen 
Antrag der Fraktion der FDP 
vom 28. Juni 2016 
(Drucksache 19/332 S) 
 
sowie 
 
Kita-Ausbau zügig realisieren - Investoren-
modell umsetzen 
Bericht der städtischen Deputation für Kin-
der und Bildung 
vom 6. Januar 2017 
(Drucksache 19/437 S) 
 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Redezeit ist zu Ende! 
- Heiterkeit) 
 
Ich habe verlängerte Redezeit, Herr Röwe-
kamp! 
 
(Heiterkeit) 
 
 
des Weiteren 
 
Kita-Chaos schnell beseitigen - Bremen fa-
milienfreundlicher gestalten! 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 23. August 2016 
(Drucksache 19/352 S) 
 
und 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/117%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/433%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/141%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/434%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/155%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/435%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/325%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/436%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/332%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/437%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/352%20S
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Kita-Chaos schnell beseitigen - Bremen fa-
milienfreundlicher gestalten! 
Bericht der städtischen Deputation für Kin-
der und Bildung 
vom 6. Januar 2017 
(Drucksache 19/438 S) 
 
Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Dr. Bogedan. 
 
Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 
 
Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Ahrens. 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU)*: Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Aus 
Sicht der CDU-Fraktion braucht es sechs 
Punkte für eine gute frühkindliche Bildung durch 
Tageseltern, Krippen und Kindergärten. Ers-
tens, wir brauchen genügend Kitaplätze und 
eine Ausweitung der Erzieherbildung. Das Kita-
Chaos des Jahres 2016, bei dem 1 700 Eltern 
unversorgt blieben, die sich nun im Januar er-
neut bewerben mussten, fanden wir schlicht-
weg unverantwortlich, meine Damen und Her-
ren!  
 
(Beifall CDU) 
 
„Versagen mit Ansage“ lautet in diesem Zusam-
menhang unser Fazit, weil der damals für die 
Kitas zuständigen Senatorin Frau Stahmann 
seit 2012 - durch zwei DJI-Studien bestätigt - 
die Ausbaubedarfe vorlagen. Nur, ausgebaut 
wurde eben bis 2016 nicht.  
 
Auch der von uns seit Jahren immer wieder an-
gemahnte Fachkräftemangel wurde schlicht-
weg trotz diverser weiterer Mahnungen von Ex-
perten in Bremen bewusst verschlafen. Nun 
müssen sich die Eltern und Kinder mit massen-
haft in der Stadt aufgestellten teuren Container-
Zwischenlösungen zufriedengeben, müssen 
mit einem nicht ausreichenden Hilfsprogramm 
zur Beseitigung des Fachkräftemangels zufrie-
den sein und dürfen froh sein, wenn sie über-
haupt einen Platz bekommen. Familienfreund-
lichkeit, meine Damen und Herren, sieht anders 
aus!  
 
(Beifall CDU) 
 
Wir brauchen, zweitens, genug Krippen- und 
Kitaplätze in den besonders benachteiligten 
Gebieten. Sie versprachen im Koalitionsvertrag, 
die aufholende Entwicklung in den besonders 
benachteiligten Quartieren voranzutreiben. Das 
Gegenteil ist der Fall, hier haben Sie nachweis-
lich versagt! Die meisten Plätze fehlen in den 
Hochburgen der Alleinerziehenden, in Gröpelin-

gen, Kattenturm, Bremen-Nord und anderen so-
ziokulturell benachteiligten Gebieten. Hier gilt 
es, die Krippen- und Kindergartenangebote be-
darfsdeckend auszuweiten. Hier fehlt noch 
massiv Infrastruktur.  
 
Leidtragende sind die Kinder, zum Beispiel in 
Gröpelingen, die keinen Kitaplatz und damit 
später als andere Kinder in Bremen Zugang zur 
frühkindlichen Bildung erhalten. Das ist noch 
weniger zu verstehen, wenn man bedenkt, dass 
Gröpelinger Kinder nach den aktuellen Cito-
Testergebnissen zu 60 Prozent mit Sprachauf-
fälligkeiten in der Grundschule ankommen. Die-
sen Kindern nehmen Sie Teilhabechancen 
durch Ihre falsch gesetzten politischen Rah-
menbedingungen. Diesen Kindern hilft auch 
nicht, dass Sie jetzt Kinderrechte im Grundge-
setz verankern wollen. Diesen Kindern hilft, 
wenn sie endlich einen Krippen- oder Kitaplatz 
bekommen, meine Damen und Herren! 
 
(Beifall CDU) 
 
Drittens, wir brauchen eine Willkommenskultur 
auch für private Investoren. Private Investoren 
bieten seit drei Jahren eigene Grundstücke und 
Gebäude zum Ausbau für eine Kita an und brin-
gen in Bremen tätige Kitaträger sogar mit, die 
den Betrieb übernehmen würden, also nicht ir-
gendwen Fremdes, sondern wir kennen die Trä-
ger. Angenommen wurden diese Angebote 
nicht. Stattdessen sozialistische Planwirtschaft 
vom Behördentisch aus, was irgendwann in 
zwei bis drei Jahren einmal irgendwo vor Ort ge-
baut werden soll!  
 
(Abg. Güngör [SPD]: Wenn es wenigstens sozi-
alistische Planwirtschaft wäre!) 
 
 
Auch nach dem Machtwort von Bürgermeister 
Sieling, Herr Güngör, und der ressortübergrei-
fenden Taskforce hat sich das noch immer nicht 
verbessert, wie wir immer wieder von verärger-
ten Investoren hören. Schlimmer noch, selbst in 
Stadtteilen mit erheblicher Unterversorgung 
werden weiterhin keine Zusagen erteilt. Man 
kann fast den Eindruck gewinnen, Herr Güngör: 
Lieber unversorgte Kinder, als beim falschen 
Kitaträger Plätze zu schaffen! 
 
(Beifall CDU - Abg. Güngör [SPD]: Ich finde es 
falsch, das zu personifizieren!) 
 
Viertens, wir brauchen eine veränderte Finan-
zierungs- und Steuerungssystematik, um einen 
bedarfsgerechten Ausbau zu erreichen. Das 
geht mit der derzeitigen Finanzierungs- und 
Steuerungssystematik am Behördentisch nicht, 
wie viele Eltern gerade durchleben müssen.  
 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/438%20S
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Es braucht, wie zum Beispiel in Hamburg, eine 
Veränderung der Finanzierungssystematik. Da-
mit werden die Träger in die Lage versetzt, ent-
sprechend den von den Eltern geltend gemach-
ten Bedarfen Einrichtungen zu schaffen. Im Ge-
gensatz zu Bremen gelang Hamburg dies auch 
bedarfsdeckend in den soziokulturell benachtei-
ligten Gebieten. Investoren und Kitaträger, die 
eine Einrichtung bauen wollen, müssen dann 
nicht mehr ein Jahr auf eine Antwort der Be-
hörde warten, sondern können mit eigenem Ri-
siko bauen und Plätze schaffen. Eltern können 
diese Plätze annehmen und sind dann tatsäch-
lich versorgt. Der Staat überwacht und kontrol-
liert die Qualität. Damit wir uns nicht bewusst 
falsch verstehen oder Sie uns hier bewusst 
falsch verstehen: Wir wollen nicht alles eins zu 
eins aus Hamburg oder von anderswo überneh-
men, wo dieses Gutscheinmodell umgesetzt 
wird, aber wir wollen die guten Dinge überneh-
men und für die Dinge, für die wir bessere Lö-
sungen sehen, eine Bremer Lösung haben.  
 
(Abg. Güngör [SPD]: Ich auch!) 
 
Fünftens, wir brauchen eine Flexibilisierung der 
Randzeitenbetreuung, Ferienbetreuung oder 
eine unterjährige Aufnahme in die Tagespflege 
und den Kindergarten für eine echte Vereinbar-
keit von Familie und Beruf und für die beson-
ders im Fokus stehende Gruppe der Alleinerzie-
henden. Mit der Umstellung auf ein nachfrage-
orientiertes Gutscheinmodell, wie beispiels-
weise in Hamburg, für das ja auch die Grünen 
Sympathie hegen, wären diese Probleme alle 
auf einen Schlag gelöst. Alle dafür notwendigen 
Geldbeträge wären im individuellen Rechtsan-
spruch, der für jedes Kind von der Behörde zu 
ermitteln ist, enthalten und stünden dem Kita-
Träger, der dieses Kind aufnimmt, zur Verfü-
gung. Daher fordern wir, die CDU-Fraktion, 
auch die Umstellung. Eine solche Umstellung 
dauert aber ein bis zwei Kitajahre, das ist uns 
allen klar.  
 
(Abg. Güngör [SPD]: Ach so! Ich dachte, das 
löst sofort die Probleme!) 
 
Daher stellt sich die Frage, mit welchen Maß-
nahmen wir im derzeitigen von Ihnen vorgege-
benen starren System sofortige Verbesserun-
gen erreichen können, denn wir, die CDU-
Fraktion, wollen endlich Verbesserungen errei-
chen, zum Beispiel bei der größten in Armut le-
benden Gruppe hier in Bremen, den Alleinerzie-
henden.  
 
 
In anderen Bundesländern ist ein unmittelbarer 
Zusammenhang zwischen einer flexiblen und 
Schichtzeiten entsprechenden Kinderbetreu-

ung und einer höheren Erwerbsbeteiligung Al-
leinerziehender erkennbar. Obwohl wir das wis-
sen, erkennt Rot-Grün in Bremen für Eltern 
ohne einen Arbeitsnachweis im Januar in der 
Krippe nur vier Stunden und im Kindergarten 
nur sechs Stunden an. Selbst die in Ihrem Koa-
litionsvertrag formulierte Ausweitung des 
Rechtsanspruchs in der Krippe auf sechs Stun-
den wird mangels Finanzierung durch den Se-
nat in der Realität nicht umgesetzt. Das hat der 
Senat übrigens selbst in der Drucksache 19/734 
auf Seite 33 zugegeben, das sind die Umset-
zungen der Handlungsempfehlungen des Ar-
mutsausschusses, dort steht es geschrieben. 
Geld wird schlichtweg nicht in den Haushalt ein-
gestellt, deswegen wird es nicht umgesetzt. Sie 
haben sich für die Ausweitung des Rechtsan-
spruchs in der Zeitung feiern lassen, Sie weiten 
aber nicht aus! Das widerspricht den Hand-
lungsempfehlungen des Armutsausschusses. 
Das finden wir, die CDU-Fraktion, unverant-
wortlich, meine Damen und Herren! 
 
(Beifall CDU) 
 
Wir fordern eine Veränderung des starren Auf-
nahmesystems und einen Rechtsanspruch für 
Alleinerziehende auf acht Stunden bereits, be-
vor sie einen Arbeitsvertrag vorlegen können, 
denn sonst verhindern Sie politisch, dass Allein-
erziehende eine Maßnahme oder Arbeit auf-
nehmen können. Unsere Forderung lässt sich 
auch zum 1. August dieses Jahres durch die 
Unterstellung, dass Alleinerziehende grund-
sätzlich mehr Bedarfe haben als die von Ihnen 
zur Verfügung gestellten vier oder sechs Stun-
den, schon umsetzen. Sie könnten aber auch 
unserem Antrag zustimmen, der das im Gesetz 
verankern möchte. Werden diese Eltern dann 
noch engmaschig vom Jobcenter unterstützt 
und begleitet, reicht der Staat ihnen die Hand, 
um sie aktiv aus der Armutsfalle entkommen zu 
lassen. Wir, die CDU-Fraktion, stellen uns ge-
nau dieses ineinander greifende System vor.  
 
Jetzt komme ich noch einmal zu Ihnen, Herr 
Güngör! Ich verstehe nicht, wieso Sie in der da-
maligen Rede, als wir es in die Deputation über-
wiesen haben, gesagt haben, dass Sie auch für 
einen Rechtsanspruch von acht Stunden sind, 
und jetzt unseren Antrag ablehnen wollen. Das 
können Sie uns ja vielleicht gleich noch einmal 
erklären.  
 
(Abg. Güngör [SPD]: Ich habe mich schon ge-
meldet!) 
 
Wir fordern ein Konzept zur Flexibilisierung der 
Öffnungszeiten der Kitas und eine Randzeiten-
betreuung, die mengenmäßig messbar ist. Be-
reits zum 1. August dieses Jahres kann die 



Stadtbürgerschaft 1180 24. Sitzung/14.02.17 
 

Stadt in einem allerersten Schritt die Eltern da-
hingehend unterstützen, dass sie an einem 
zentralen Ort alle Informationen über die schon 
bestehenden Angebote von Randzeitenbetreu-
ung pro Stadtteil zusammenfasst und auch 
stadtteilweise zur Verfügung stellt, denn bisher 
werden Eltern mit diesem Thema völlig allein-
gelassen.  
 
Als weiterer Punkt Nummer sieben: Wir brau-
chen eine verbesserte Entlohnung für Tages-
pflegepersonen, die Übernachtung und Rand-
zeitenbetreuung abends und am Wochenende 
anbieten.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Betreuung im Haushalt der Kinder - auch über 
Nacht durch eine Tagesmutter - oder die Über-
nachtung im Haushalt der Tagesmutter sind ne-
ben einer Randzeitenausweitung durch Krippe 
und Kita dringend notwendig.  
 
(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]: Stimmen 
Sie unserem Antrag zu!) 
 
Oftmals kann hierdurch - Moment! - dem Kin-
deswohl sogar stärker Rechnung getragen wer-
den, da das Kind bei nur einer Bezugsperson 
bleibt, die es abends, die Nacht hindurch und 
bis in den nächsten Tag hinein begleitet, wäh-
rend das eben in einer Krippe nicht der Fall ist. 
Da ist nach acht Stunden Schichtwechsel.  
 
Die derzeit gewährte minimale Entlohnung 
sorgt jedoch dafür, dass nur wenige Tagesmüt-
ter dies tatsächlich anbieten. Eine verbesserte 
Entlohnung würde keine Millionenbeträge ver-
schlingen und könnte zusammen mit veränder-
ten Regelungen, was die Aufnahme von Kin-
dern bei Tagespflegepersonen angeht, zu einer 
sofortigen Ausweitung des Angebots führen. 
Wenn die Behörde diese Möglichkeiten in Zu-
sammenarbeit mit den Kitaträgern auch noch 
entsprechend bewerben würde, könnte bereits 
zum 1. August 2017 eine wesentliche Verbes-
serung gegenüber dem jetzigen Status herbei-
geführt werden. 
 
Das zeigt, dass hier noch eine Menge zu ma-
chen ist und Sie, anscheinend bewusst, relativ 
wenig machen. Das ist etwas, was uns nicht zu-
friedenstellt. Deswegen bitten wir um Zustim-
mung zu unseren Anträgen und werden den An-
trägen der anderen Fraktionen, die in die glei-
che Richtung gehen wie das, was ich hier vor-
getragen habe, unterstützen. - Danke schön! 
 
(Beifall CDU) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Güngör.  

Abg. Güngör (SPD)*): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben 
hier im Parlament im April, Mai und August letz-
ten Jahres sieben Anträge zum Themenkom-
plex Kita-Ausbau debattiert und uns anschlie-
ßend für eine Überweisung an die Deputation 
für Kinder und Bildung entschieden. Im Herbst 
des vergangenen Jahres haben wir in der De-
putation die Anträge inklusive der Berichte aus-
führlich beraten und uns dafür ausgesprochen, 
sechs der sieben Anträge abzulehnen. Im Fol-
genden möchte ich auf einige der Beschluss-
punkte antworten, besonders auf die Fragen, 
die Frau Ahrens aufgeworfen hat.  
 
Der erste Antrag, der Antrag der CDU, Alleiner-
ziehende brauchen verlässliche Kinderbetreu-
ungsangebote, fordert in der Tat einen Rechts-
anspruch für Alleinerziehende für eine achtstün-
dige Kinderbetreuung. Dazu haben wir in der 
Tat bereits im Mai gesagt, Frau Ahrens, dass 
wir im Sinne der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf und aus sozialpolitischen Gründen grund-
sätzlich auch für eine generelle Ausweitung der 
Kinderbetreuungszeiten sind und perspekti-
visch hier auch unbedingt Verbesserungen er-
reichen wollen. Einen Rechtsanspruch für Al-
leinerziehende halten wir allerdings immer noch 
für problematisch, auch das haben wir gesagt, 
da zwei Elternfamilien dadurch pauschal be-
nachteiligt würden und diese ebenso aus den 
unterschiedlichsten Gründen erhöhte Betreu-
ungsbedarfe haben können.  
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Ich werde Ihnen 
nachher vorlesen, was Sie gesagt haben.) 
 
Ich weiß, was ich gesagt habe, ich habe meine 
Rede hier vorliegen!  
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Dann zitieren Sie 
sich auch richtig!)  
 
 
Eine Erweiterung des Rechtsanspruchs, und 
genau auf die beziehe ich mich gerade, Frau 
Ahrens, auf Landesebene ist derzeit angesichts 
der großen Versorgungsengpässe - und die ha-
ben Sie selbst angesprochen -, mit denen wir 
gerade mehr zu kämpfen habe, eben nicht um-
setzbar. Vielmehr haben wir uns für die Erfül-
lung des Rechtsanspruchs entschieden und be-
sonders für die aufholende sozialräumliche Ent-
wicklung für den Kitaausbau. Das hat für uns im 
Augenblick absoluten Vorrang.  
 
(Beifall SPD) 
 
Weiterhin geht es Ihnen um die Forderung nach 
einem flexiblen Angebot in der Kindertagesbe-
treuung, die wir ebenfalls ausdrücklich teilen. 
Bei der Schaffung flexibler Angebote stoßen wir 
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aus den eben genannten Gründen zurzeit ein-
fach an unsere Grenzen. Die Forderung nach 
einer Flexibilisierung der Betreuungszeiten wol-
len wir daher zu einem späteren Zeitpunkt wie-
der aufgreifen, zumal bereits heute zusätzliche 
Bedarfe über ergänzende Tagespflegeperso-
nen individuell erfüllt werden. 
 
Der Unterausschuss frühkindliche Bildung hat 
sich ja jüngst mit dem Antrag der FDP, der 
heute nicht zur Beratung vorliegt, befasst und 
empfohlen, den Betreuungsbedarf der Eltern zu 
ermitteln und in Abstimmung mit den Trägern 
einen Modellversuch zur Erprobung flexibler 
Zeitmuster durchzuführen. Wir unterstützen 
ausdrücklich diese Empfehlung, meine Damen 
und Herren.  
 
Der zweite Antrag mit dem Titel „Bedarfsge-
rechte Kinderbetreuungsangebote für Kinder 
von Alleinerziehenden schaffen - Erwerbsauf-
nahme erleichtern“, ein Antrag der Linksfrak-
tion, geht in Teilen in eine ähnliche Richtung. 
Auf eine Bedarfsprüfung bei Alleinerziehenden 
zu verzichten, das ist allerdings aus unserer 
Sicht der falsche Weg.  
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das hat die Sozi-
alsenatorin vor drei Jahren schon einmal zuge-
sichert! Damals fand sie es gut!) 
 
Wir gehen davon aus, dass sich die Lebenssi-
tuation von Alleinerziehenden  individuell sehr 
unterscheidet und nicht alle Alleinerziehenden 
die gleichen Mehrbedarfe bei den Kinderbetreu-
ungszeiten haben. Auch das haben wir im letz-
ten Jahr genauso ausgeführt. 
  
Die nächste Forderung ist, für alle Grundschul-
kinder den Rechtsanspruch auf Nachmittagsbe-
treuung auf einen Schlag einzuführen. Das ist 
nicht realistisch, meine Damen und Herren. 
Zum einen sehen sich viele Grundschulen dazu 
selbst nicht in der Lage, zum anderen können 
wir unser Ziel, einen flächendeckenden Ganz-
tagsausbau im Grundschulbereich durchzufüh-
ren, angesichts des knappen Haushalts eben 
auch nur etappenweise realisieren; denn allein 
für den Umbau, wenn wir flächendeckend aus-
bauen würden, wären über 30 Millionen inves-
tive Mittel nötig.  
 
Trotzdem haben wir in den letzten Jahren meh-
rere Standorte auf den Weg gebracht. Wir ha-
ben 74 Grundschulen, und an 39 Grundschulen 
sind bereits heute Ganztagsangebote vorhan-
den. Ab dem nächsten Schuljahr kommen wei-
tere hinzu. Bei denen, die jetzt hinzukommen, 
war ein zentrales Kriterium die Freiwilligkeit und 
eben auch die Sozialraumorientierung, insbe-
sondere diese Stadtteile sollen vorrangig aus-
gebaut werden, meine Damen und Herren! 

(Beifall SPD) 
 
Der dritte Antrag, auch von der CDU, „Entgelte 
statt Zuwendung: Bremen braucht flexiblere Be-
treuungszeiten!“ beschäftigt sich zentral mit der 
Forderung, die Zuwendungsfinanzierung abzu-
schaffen und auf eine Entgeltvereinbarung um-
zustellen. Die Frage der Finanzierungssyste-
matik ist komplex, das haben Sie auch ausge-
führt. Wie uns plausibel dargestellt wurde, ist 
sie aber eben nicht aus der aktuellen Angebots- 
und Nachfragesituation heraus, sondern in ihrer 
langfristigen Wirkung zu beurteilen. Sie haben 
es selbst gesagt, die Umstellung des Systems 
schafft nicht von heute auf morgen irgendwel-
che Kitaplätze.  
 
Wir sprechen uns hier daher für die vertiefte 
Analyse und eine differenzierte Entwicklung 
aus. Ein entsprechender Arbeitsauftrag ist ja an 
die Arbeitsgruppe Finanzierung des Bündnis-
ses für Integration, Bildung und Betreuung ge-
gangen. Die Ergebnisse werden wir demnächst 
ausführlich beraten, wenn sie zur politischen 
Entscheidung in der Deputation vorliegen.  
 
(Beifall SPD - Vizepräsidentin Dogan über-
nimmt den Vorsitz.) 
 
Der vierte Antrag, meine Damen und Herren, 
„Kinderbetreuung sicherstellen, Qualität auf-
rechterhalten!“ ist ein Antrag der LINKEN. Er 
stellt acht Forderungen auf, von denen einige e-
her symbolpolitischen Bekenntnischarakter ha-
ben und sich mit den Aussagen des Ressorts 
decken.  
 
(Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Symbolpo-
litisch?) 
 
Die übrigen Maßnahmen befinden sich bereits 
in der Umsetzung. Die weiteren Ausbauplanun-
gen sind in den letzten Monaten in verschiede-
nen Etappen der Deputation vorgelegt worden, 
und damit hat sich dieser Antrag erledigt.  
 
 
Der fünft Antrag, ein Antrag der FDP, „Kita-Aus-
bau zügig realisieren - Investorenmodell umset-
zen“, hat die damals virulente öffentliche De-
batte über private Investoren aufgegriffen. Ja, 
hier gab es einige Kommunikationsdefizite - 
auch das haben wir hier bereits gesagt -, sie 
sind aber inzwischen geheilt worden. Die Aus-
schreibungen für den Bau neuer Kitas sind in 
Arbeit, mit dem Tempo sind wir alle nicht unbe-
dingt glücklich, aber wir haben mittlerweile vor 
Kurzem ein beschleunigtes Genehmigungsver-
fahren gemeinsam auf den Weg gebracht. 
  
Der letzte Antrag, auch ein Antrag der CDU-
Fraktion, trägt die Überschrift „Kita-Chaos 



Stadtbürgerschaft 1182 24. Sitzung/14.02.17 
 

schnell beseitigen - Bremen familienfreundli-
cher gestalten!“. Mehrere Punkte dieses An-
trags haben sich inzwischen erledigt, oder sie 
werden abgearbeitet, wie zum Beispiel die 
Frage der Finanzierung der Kindertageseinrich-
tungen. 
  
Im Unterausschuss frühkindliche Bildung wer-
den inzwischen alle Entwicklungen, alle einzel-
nen Schritte vorgelegt und diskutiert. Die Suche 
nach Grundstücken, das ist, glaube ich, ein dy-
namischer und fortlaufender Prozess. Grund-
sätzlich lässt sich aber zum Schluss noch fest-
halten, dass viele der in den letzten Monaten 
gestellten Forderungen entweder inzwischen 
abgearbeitet worden sind oder sich in der Um-
setzung befinden, oder eben aufgrund der 
knappen Mittel wünschenswert wären, aber 
nicht sofort zu realisieren sind.  
 
Natürlich liegen wir in der einen oder anderen 
Detailfrage auch auseinander. Das ist auch gut 
so. Trotzdem haben wir, glaube ich, hier im Ho-
hen Hause ein großes Interesse daran, dass die 
Ausbauplanung für Kinderbetreuungsangebote 
vorangeht und die Kinderbetreuungsangebote 
aus bildungs-, sozial- und gleichstellungspoliti-
schen Erwägungen auch massiv ausgeweitet 
werden.  
 
Eine lebendige Diskussion, wie wir sie in den 
letzten Monaten geführt haben, ist und muss 
auch Ansporn dafür sein, sich weiter mit gro-
ßem Engagement dieser Thematik zu widmen. 
Das werden wir mit Ihnen gemeinsam auch tun. 
- Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!  
 
(Beifall SPD, DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Dr. Güldner. 
 
Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen! Nach dieser ausführlichen 
Würdigung der verschiedenen Anträge lassen 
Sie mich das noch anhand einiger zentraler 
Punkte unserer Fraktion ergänzen!  
 
 
Das Problem, vor dem wir im Moment gemein-
sam stehen - ich sehe gar nicht, dass das jetzt 
nur ein Problem der Senatorin für Kinder und 
Bildung oder nur der Regierungskoalition ist, 
sondern es ist ein Problem, das wir in der Stadt 
Bremen gemeinsam haben -, ist, dass wir auf-
grund der Entwicklung einen extremen Bedarf 
an Neubau von Kindertagesstätten haben. Wir 
haben einen kurzfristigen Bedarf an Kitaplät-
zen, den wir im aktuellen Jahr leider trotz des 
Rechtsanspruchs nicht erfüllen konnten, wir 
werden einen verstärkten kurzfristigen Bedarf 

an Plätzen im nächsten Sommer haben - ge-
deckt durch Mobilbauten -, und das Programm 
der Sanierung von in den Fünfziger-, Sechziger 
und Siebzigerjahren entstandenen Kitas muss 
weiterlaufen. Wir haben einen dringenden Be-
darf an Fachkräften und müssen dafür sowohl 
quantitative als auch qualitative Maßnahmen 
ergreifen. Gleichzeitig dürfen wir am Ende die-
ser langen Kette von Aufgaben die stetige Ver-
besserung der Qualität in den Kindertagesstät-
ten nicht vergessen.  
 
Es ist ein riesiges Programm, und es ist kein 
Programm, das durch politische Entscheidun-
gen so entstanden ist, sondern es ist ein Pro-
gramm, das auch der Tatsache geschuldet ist, 
dass wir seit einigen Jahren wieder stark wach-
sende Geburtenraten und einen Zuzug von 
Menschen verzeichnen, die vor allen Dingen als 
Geflüchtete oder auch aus dem EU-Ausland zu 
uns gekommen sind. Diese Herausforderungen 
stellen sich zurzeit, und die große Frage wird 
sein, wie wir es schaffen, die nötigen Prioritäten 
in diesem Mammutprogramm zu setzen, das 
hier vor uns steht.  
 
Weil sich in Bremen der Blick immer zuallererst 
auf das Geld richtet: Beschlossen sind für den 
Ausbau neuer Kindertagesstätten 200 Millionen 
Euro. Ich sage das deswegen immer gern 
gleich am Anfang, weil mich unglaublich nervt, 
dass in Bremen so ein bisschen eine Haltung 
eingenommen worden ist, wir sind ja Haushalts-
notlageland, wir sind arm, bei uns können ja die 
Dinge nicht bewegt werden, weil wir sowieso für 
nichts Geld haben. Diese beschlossenen 200 
Millionen, können uns, wie ich meine, ein gan-
zes Stück weiterbringen und helfen nicht nur, 
die Mobilbauten im Sommer aufzustellen, son-
dern auch die festen Einrichtungen zu bauen, 
die wir für unsere Kinder brauchen.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Das geht in dieser Debatte ein bisschen unter. 
200 Millionen Euro, das ist eine Hausnummer, 
ich finde, das darf eigentlich in dieser Debatte 
nicht untergehen, um auch nicht alle da drau-
ßen nach dem Motto „Hier passiert sowieso 
nichts!“ zu entmutigen. Deswegen halte ich das 
für einen ganz wichtigen Punkt.  
 
Einige der Punkte in den Anträgen befassen 
sich ja mit der grundsätzlichen Notwendigkeit 
der Schaffung zusätzlicher Plätze. Die Heraus-
forderung habe ich beschrieben, und ich teile 
auch die Ansicht, dass die Tatsache, dass wir 
weit über tausend Kinder abweisen mussten, 
die einen Rechtsanspruch auf einen Krippen- o-
der Kitaplatz haben, so auf keinen Fall akzepta-
bel ist. Das ist eine Situation, die nicht nur ein-
fach formalrechtlich problematisch ist, sondern 
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unserem eigenen Anspruch, diese Kinder in un-
serem Kindergartensystem unterzubringen, 
schlicht und einfach nicht gerecht wird.  
 
Ein anderer Teil der Anträge, die Sie gestellt ha-
ben, befasst sich mit der Frage der sogenann-
ten Flexibilisierung, also mit der Frage: Was ist 
eigentlich mit denjenigen, die im Schichtsystem 
arbeiten, was ist eigentlich mit denen, die zu un-
günstigen Zeiten arbeiten, Kinder haben und 
diese in der Kita oder Tagespflege betreuen las-
sen müssen? Das ist ein berechtigter Punkt. Ich 
teile aber die Einschätzung, dass es, wenn die 
Frage im Vordergrund steht, ob wir überhaupt 
genug Kitaplätze haben, ein Punkt ist, der von 
der politischen Prioritätensetzung her zwar be-
rechtigt und auch wichtig ist, den wir auch schon 
mehrfach diskutiert haben, aber gegenüber 
dem Anliegen, überhaupt erst einmal Plätze für 
die Kinder zu schaffen, nachgeordnet ist. Erst 
wenn der Platz vorhanden ist, kann ich mir über-
legen, ob er auch zu Zeiten der Schichtarbeit, 
zu den Randzeiten des Tages oder vielleicht so-
gar zu Nachtzeiten genutzt werden kann.  
 
Wir Grünen setzen sehr darauf, dass wir in der 
Situation, in der wir diese große Herausforde-
rung auch kurzfristig vor uns haben, nicht den 
Mut verlieren, grundsätzliche Reformen in die-
sem System anzugehen, 
 
(Beifall CDU) 
 
weil wir glauben, wenn wir nicht alle drei bis fünf 
Jahre in dieselbe Situation kommen wollen, 
dass Plätze fehlen, man wieder nachsteuern 
muss, unsere bauenden und planenden Ämter 
und Behörden mit dem plötzlichen Schub an 
neuen und zu sanierenden Einrichtungen über-
fordert sind, wenn wir nicht immer wieder erneut 
in die Situation kommen wollen, in der wir im 
letzten Jahr waren und in diesem Jahr sind, 
dann darf der Regierungskoalition gerade in 
dieser Situation nicht der Mut fehlen, langfristig 
Strukturen zu verändern und zu schauen, wie 
andere das schaffen, auch wenn es sehr, sehr 
schwierig ist, dies alles parallel zu bewältigen. 
Hamburg und Berlin haben es definitiv ge-
schafft, dass im letzten Sommer kein einziges 
Kind abgewiesen werden musste.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
 
Deswegen sind wir der Meinung, dass es sinn-
voll ist, auch solche Reformen zu bewerkstelli-
gen, auch gerade in solch schwierigen Zeiten, 
und nicht das beliebte Argument zu verwenden, 
dass jetzt erst einmal Mobilbauten aufzustellen 
seien, als ob alle damit beschäftigt wären, sie 
vom Kran zu holen, auszustatten und Tische 

und Stühle hineinzustellen. Wir sollten uns poli-
tisch darauf konzentrieren, die strukturellen Re-
formen nicht nur zu diskutieren, sondern am 
Ende auch zu beschließen.  
 
In Hamburg und Berlin hat das System die Äm-
ter und die öffentlichen Stellen entlastet. Das 
System, jeden einzelnen Kitaplatz über viele 
Jahre hinweg selbst zu planen, selbst vorzuse-
hen, selbst einzurichten und dann sozusagen 
dem Träger den Startschuss zu geben, sollte 
umgekehrt werden. Es sollte gesagt werden, 
der Träger geht ins Risiko, der Träger baut die 
Einrichtungen, die Eltern haben einen Gut-
schein für einen Platz, auf den sie einen An-
spruch haben, finanzieren damit den Platz des 
Kindes, und der Träger refinanziert seine Ein-
richtung, indem er den Gutschein bei den Be-
hörden einlöst. Diejenigen, die heute viele 
Jahre damit beschäftigt und auch einfach über-
lastet sind - nicht weil sie nichts tun oder weil sie 
nicht guten Willens sind, in einem jahrelangen 
mühsamen Prozess jeden einzelnen Kindergar-
tenplatz staatlich zu planen -, werden dafür frei-
gestellt, die Rahmenbedingungen zu schaffen, 
die Qualität der Träger zu kontrollieren, sich um 
die Ausbildung der Fachkräfte zu kümmern und 
die Einhaltung gesetzlicher Vorschriften zu 
überwachen. Dafür hätten wir ausreichend Per-
sonal, und es dafür freizustellen und von der 
Planung jedes einzelnen Platzes zu entlasten, 
das wäre die richtige Auffassung.  
 
(Beifall CDU) 
 
Es wäre auch die richtige Politik, in einer sol-
chen Situation wie heute nicht zu sagen, wir hät-
ten die Möglichkeit nicht, weil wir uns jetzt um 
kurzfristig drängenderen Probleme kümmern 
müssten, sondern - und ich habe schon gehört, 
es gibt Angebote von Stiftungen und Externen, 
uns bei diesem Prozess auch zu unterstützen, 
weil wir einfach auch nicht alles selbst können - 
eine solche Umstellung gerade in diesen 
schwierigen Zeiten vorzubereiten und uns die-
ser großen Aufgabe auch zu stellen. Dann 
könnten wir in zwei, drei oder vier Jahren sagen, 
dass wir es wie auch Hamburg und Berlin ge-
schafft haben, uns selbst von dieser Aufgabe so 
weit zu entlasten und sie den Trägern so weit 
zu übergeben. Die Träger gilt es dann in ihrer 
ganzen Breite - im Kern für die Fraktion der Grü-
nen immer auch den kommunalen Träger KiTa 
Bremen, es ist für uns eine absolute Priorität, 
dessen Rolle in dieser Stadt dabei zu erhalten, 
aber eben auch die Träger der Freien Wohl-
fahrtspflege, der Kirchen und so weiter - dabei 
zu unterstützen, diese Plätze dann zu schaffen.  
 
Wir glauben, dass es kein Gegensatz ist, jetzt 
kurzfristig für die nächsten Jahre das Platzan-
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gebot zu erhöhen. Das müssen wir mit den Mit-
teln machen, die wir dafür haben, das hat mit 
den Mobilbauten begonnen. Man kann sich 
kaum vorstellen, dass dieselben wenigen 
Leute, die jetzt die Mobilbaubestellungen, Pla-
nungen, Umsetzungen und Ausschreibungen 
und so weiter überwachen, gleichzeitig ein Pro-
gramm von 55 neu gebauten Kitas und die Sa-
nierung der bestehenden, teilweise maroden 
Kitas tatsächlich schaffen. Deswegen wird die 
Priorität in nächster Zeit bei den Mobilbauten 
liegen, aber wenn wir dann langfristig nicht wei-
ter hinter unsere eigenen Ansprüche zurückfal-
len wollen, dann müssen wir heute politisch die 
Weichen dafür stellen, dass wir in Zukunft mit 
einer besseren Struktur, mit besseren Mitteln 
und uns selbst als staatliche Stellen ein Stück 
weit entlastend an diese Frage herangehen.  
 
In diesem System, das in Hamburg, Berlin und 
einigen anderen Städten umgesetzt worden ist, 
ist erstaunlicherweise die Frage der flexiblen 
Angebote, die in Ihren Anträgen eine große 
Rolle spielt, mit gelöst worden, weil sich in die-
sem System auch Träger gefunden haben, die 
spezielle Angebote für Nischen, Randzeiten 
und diese Flexibilisierung geschaffen haben. 
Auch das hat in diesem System besser ge-
klappt, und deswegen glauben wir, dass auch 
diese Frage dann in diesem System positiv be-
antwortet werden könnte. Ich finde, diese Bür-
gerschaft wäre geeignet, den Mut und die Weit-
sicht aufzubringen, sich dieses Projekt vorzu-
nehmen. - Vielen Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin 
hat die Abgeordnete Frau Kohlrausch das Wort.  
 
Abg. Frau Kohlrausch (FDP): Sehr verehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Das Kita-Chaos ist noch immer 
nicht vorbei. Im Sommer beginnt das neue Kita-
Jahr, und wieder werden viel zu viele Bremer 
Eltern keinen Betreuungsplatz für ihr Kind erhal-
ten.  
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Das ist so!) 
 
Wieder können Eltern - und da sprechen wir ja 
ehrlicherweise in den meisten Fällen von Müt-
tern - nicht in ihren Beruf zurückkehren. Arbeit-
geber müssen auf ihre Mitarbeiterinnen oder 
Mitarbeiter verzichten, und der Unmut der Fa-
milien wird noch weiter zunehmen. Bremen tut 
sich damit einfach keinen Gefallen. Selbst bei 
den großen Konzernen, wie einer großen Brau-
erei, stößt man hier auf Unmut. Wenn Bremen 
als Stadt wachsen soll, dann ist es unerlässlich, 
dass Familien nicht abgeschreckt werden, son-
dern sich angezogen fühlen.  

(Beifall FDP, CDU) 
 
Hierzu gehören eben auch die Rahmenbedin-
gungen für die Kinderbetreuung, die für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer wie auch für 
die Unternehmen entscheidend sind. Es brennt 
in den Kitas der Stadt. Im Mai 2016 war die Se-
natorin noch zuversichtlich, alle Rechtsansprü-
che erfüllen zu können. Jetzt sind 1 700 Kinder 
ohne einen Betreuungsplatz und seit einem 
dreiviertel Jahr hört man nur, dass die Senatorin 
sich bemüht, mehr Betreuungsplätze zu schaf-
fen. Weil die Bedarfe über Jahre hinweg falsch 
eingeschätzt wurden, gibt es jetzt die Kitas im 
Container. Das Chaos ist also im vollen Gange, 
und noch immer ist kein Ende in Sicht.  
 
Seit 2013 besteht ein Rechtsanspruch auf einen 
Betreuungsplatz. Der Bremer Senat scheint 
selbst im Jahre 2013 noch nicht angekommen 
zu sein. Der Herr Bürgermeister hat zu der Ra-
dio Bremen Umfrage gesagt, man sei voll an 
den Themen. Ich glaube eher, dass man dabei 
ist, den Themen hinterherzulaufen. Glauben Sie 
mir, die Letzten werden die Ersten sein, das gilt 
hier einfach nicht.  
 
Seitens der Opposition wurden durch Anträge 
viele Verbesserungen vorgeschlagen. Was ist 
passiert? Die Berichte der Deputation empfeh-
len allesamt die Ablehnung der vorliegenden 
Anträge. Die Begründungen hierfür sind nicht 
zufriedenstellend. Mehrheitlich wird damit argu-
mentiert, dass die Forderungen durch fort-
schreitendes Handeln abgearbeitet werden und 
sich alle Maßnahmen derzeit in der Umsetzung 
befinden. Hier will man sich, so wie es uns 
scheint, einfach nicht verbindlich festlegen. Nur 
weil sich gewisse Dinge bereits in der Umset-
zung befinden, rechtfertigt dies aus Sicht der 
Freien Demokraten nicht, die Anträge pauschal 
abzulehnen.  
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Sie setzen ja nicht 
einmal ihren eigenen Koalitionsvertrag um!) 
 
Die Senatorin und ihr Ressort stehen vor einem 
Scherbenhaufen. Die Herausforderungen sind 
doch riesig. Wir haben in Bremen viel zu wenig 
Kita-Plätze, zu wenig Schulklassen, das Fach-
personal fehlt an allen Ecken und Enden, die 
Unterrichtsversorgung ist mangelhaft und der 
bauliche Zustand vieler Schulen ist nicht hin-
nehmbar. Das Einzige, das bisher in Bremen im 
Bildungsbereich gut ist, ist der Personalschlüs-
sel in den Kitas. Hier liegt Bremen im bundes-
weiten Vergleich auf Platz zwei. Das ist gut, hilft 
den Eltern ohne Betreuungsplatz für ihre Kinder 
leider aber nicht weiter.  
 
An genau diesem Personalschlüssel möchte 
die Senatorin jetzt aber auch noch drehen. Im 
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Juni schmückte sich die Senatorin per Presse-
mitteilung noch damit, dass Bremen hier weit 
vor Hamburg und Berlin läge. Jetzt aber soll ver-
sucht werden, die Größe der Gruppe auszuwei-
ten, und weil der Ausbau der Betreuungskapa-
zitäten nicht schnell und bedarfsgerecht voran-
geht, soll nun der Betreuungsschlüssel zum 
Nachteil der Erzieherinnen und Erzieher und 
der Kinder angepasst werden.  
 
Man muss kein Experte sein, um zu wissen, 
dass dieser Schritt die Qualität der frühkindli-
chen Bildung negativ beeinflussen wird und die 
Erzieherinnen und Erzieher zusätzlich belastet. 
Für uns Freien Demokraten steht fest, dass die 
jahrelangen Fehlplanungen nicht auf dem Rü-
cken der Erzieherinnen und Erziehern, der Kin-
dern und der Eltern ausgetragen werden dür-
fen.  
 
(Beifall FDP) 
 
Wir befürworten eine Umstellung der Finanzie-
rung der frühkindlichen Bildung. Allerdings hat 
die Umstellung in Hamburg auch gezeigt, dass 
mehr Zeit für diesen Prozess benötigt wird. Die 
Umstellung werden wir nicht innerhalb eines 
Jahres durchführen können. Fast alles, was den 
Ausbau der Kita-Plätze beschleunigt und lang-
fristig das Angebot ausweitet, sehen wir positiv. 
Wenn aber die Opposition erst Anträge stellen 
muss, damit die Senatorin fachliche Positionie-
rungen hieraus vornimmt und die Anträge dann 
abgelehnt werden sollen, zeigt mir dies einen 
Umgang mit der Opposition, der absolut unwür-
dig ist.  
 
(Beifall FDP) 
 
In der Begründung zur Ablehnung eines Antra-
ges steht: „Die Beschlusspunkte eins bei drei 
haben Entschließungscharakter und entspre-
chen in ihren Aussagen fachlichen Positionie-
rungen, die die Senatorin für Kinder und Bildung 
in den vergangenen Monaten bereits selbst vor-
genommen hat.“ Ich will eines klar sagen, wenn 
das Parlament durch Entschließungen eine Hal-
tung einnimmt, dann hat die Senatorin selbst 
erst einmal damit herzlich wenig zu tun. Wenn 
das Parlament sich eine Haltung gibt, so ist das 
mehr wert, als irgendeine Meinung der Senato-
rin. Was nützt es, wenn die Senatorin sich im 
Herbst gegen die Gruppenvergrößerung ausge-
sprochen hat, und Anfang des Jahres frei nach 
dem Motto, was interessiert mich mein Ge-
schwätz von gestern, wieder über Gruppenver-
größerungen geredet wird.  
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Richtig!) 
 
Wir erwarten hier eine verbindliche Haltung, 
und wir als Parlament wollen diese vorgeben.  

(Beifall FDP) 
 
Wir beantragen für den Antrag „Alleinerzie-
hende brauchen verlässliche Kinderbetreu-
ungsangebot“ getrennte Abstimmung. Dem An-
trag der LINKEN zu bedarfsgerechten Kinder-
betreuungsangeboten können wir nicht zustim-
men. So sehr wir es uns wünschen, aber einen 
Rechtsanspruch auf Betreuung für Grundschul-
kinder halten wir im Moment noch für unrealis-
tisch. Wichtiger ist es, erst einmal den Rechts-
anspruch in der frühkindlichen Bildung zu erfül-
len.  
 
(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]: Beides ist 
wichtig!) 
 
Wir sollten Schritt für Schritt vorgehen, um die 
Senatorin nicht zu überfordern.  
 
Wie schon erwähnt, wir teilen allerdings die Po-
sition der CDU zur Finanzierung und zum Gut-
scheinmodell. Den Antrag der Linksfraktion, die 
Qualität in der frühkindlichen Bildung aufrecht-
zuerhalten, unterstützen wir. Dass das Kita-
Chaos endlich beseitigt werden sollte, ist für 
uns genauso klar, wie für die CDU. Selbstver-
ständlich stehen wir weiterhin zu unserer For-
derung eines beschleunigten Ausbaus und der 
Einbindung von Investoren. Durch die Presse 
durften wir ja alle an dem Zick-Zack-Kurs mit 
Herrn Hübotter teilhaben.  
 
Wir Freien Demokraten fordern die Senatorin 
auf, einen klaren Kurs einzuschlagen.  
 
(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Leonidakis. 
 
Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Kollege Dr. Güldner, Sie meinten 
soeben, wir alle hätten ein Problem. Ich habe 
tatsächlich als Mutter ein Problem. Als Frakti-
onsmitglied weise ich aber eine Mitverantwor-
tung dafür wirklich zurück!  
  
Wir, die Fraktion DIE LINKE, haben seit dem 
Jahr 2009, als die erste Ausbauplanung vorge-
legt wurde, darauf hingewiesen, dass das nicht 
reichen wird. Ich glaube, wir haben oft genug als 
Opposition gesagt, dass die Ausbauplanung 
ungenügend war. Insofern konnten wir an der 
Stelle, glaube ich, nicht mehr tun.  
 
Wir sprechen heute über ein ganzes Paket von 
Anträgen. Es ist nicht ganz einfach, die Debatte 
zu sechs verschiedenen Anträgen und die De-
batte aus den Deputationen und Unteraus-
schüssen jetzt hier zusammenzufassen. Ich 
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werde meine Rede deswegen nicht nach einzel-
nen Anträgen gliedern, sondern nach Themen, 
nämlich nach den Themen Platzmangel, Gut-
scheinmodell und Kitaqualität sowie zum 
Schluss das Thema Alleinerziehende.  
 
Der erste Antrag ist ja vom März 2016 datiert, 
das ist bald ein Jahr her. Das riecht tatsächlich 
für uns ein bisschen nach der Strategie, ihn in 
Deputationen zu versenken. Die sechs vorlie-
genden Anträge kommen außerdem aus-
schließlich von den Oppositionsfraktionen. Die 
Koalitionsfraktionen haben sich an der Stelle 
nicht die Mühe gemacht, auch konstruktive Vor-
schläge einzureichen.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich finde die pauschale Ablehnung enttäu-
schend, darüber haben wir auch gesprochen. 
Ich erwarte überhaupt nicht, dass Sie jedem 
einzelnen Punkt zustimmen, aber zumindest die 
Zustimmung zu einzelnen Punkten hätte ge-
zeigt, dass Sie sich ernsthaft mit den Vorschlä-
gen befasst hätten.  
 
(Beifall DIE LINKE - Zuruf Abg. Güngör [SPD]) 
 
Diese pauschale Ablehnung zeigt einfach, dass 
man sich nicht wirklich ernsthaft mit den Anträ-
gen befasst hat.  
 
(Abg. Güngör [SPD]: Das ist doch Quatsch! Ich 
habe alle einzelnen Punkte aufgezählt! Das ist 
jetzt eine Unterstellung!) 
 
Auf Ihre Begründung gehe ich gleich noch ein.  
 
Ich finde, Sie wären es nicht uns, aber zumin-
dest den verzweifelten Eltern in Bremen schul-
dig gewesen, ein bisschen mehr Konstruktivität 
und Offenheit zu zeigen, was diese Vorschläge 
angeht. Die sechs Anträge und die Fülle der An-
träge spiegeln wider, wie groß der Problem-
druck war und ist. Die Anmeldephase ist jetzt 
vorbei, wobei die 748 zuletzt unversorgten Kin-
der und die 1024 Kinder auf einrichtungsbezo-
genen Wartelisten bei den Neuanmeldungen 
konkurrieren.  
 
Es gibt zwar mittlerweile die angepasste Aus-
wahlplanung - das wird sicher auch noch einmal 
dargestellt werden -, die auch die kurzfristige 
Schaffung von 145 Gruppen bis zum August 
vorsieht; endlich werden auch wieder Gruppen 
in benachteiligten Stadtteilen geschaffen, es ist 
dringend notwendig, dass jetzt endlich der auf-
holende Ausbau auch in Gröpelingen angegan-
gen wird.  
 
(Zurufe SPD) 
 

In Gröpelingen waren wir aber im Sommer bei 
einer Versorgungsquote von 19 Prozent im Ver-
gleich zu 54 Prozent in Horn-Lehe. Ich glaube, 
da besteht Nachholbedarf! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Reell geplant für den Start des Kitajahres im Au-
gust sind es jetzt aber nicht ganz 130 Gruppen 
- ich habe mir die aktuellen Zahlen noch einmal 
vom Ressort geholt -, sodass der Ausbau wie-
der um mehr als rund 200 Plätze hinter der ei-
genen Zielzahl zurückliegt. Es bleibt also abzu-
warten, ob der kurzfristige Ausbau reichen wird 
oder nicht.  
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Nein!) 
 
Ich stelle einmal die Frage in den Raum. 
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Rhetorische Frage!) 
 
Zum anderen ist ungewiss, ob für die zusätzli-
chen Gruppen genügend Erzieherinnen zur 
Verfügung stehen. Ich glaube, das wird das 
nächste riesige Problem. Ich glaube aber, nie-
mand hier im Raum will eine weitere Folge des 
Kitadesasters erleben, und -das muss man 
auch feststellen - immerhin wird etwas getan, 
um das zu vermeiden. Was der Senat sich mit 
dem Ausbauprogramm vorgenommen hat, ist 
überhaupt kein Pappenstiel, das sehen wir 
auch. Das ist wirklich eine riesige Aufgabe. Wir 
wünschen dem Senat und vor allem auch den 
Trägern gutes Gelingen dabei.  
 
 
Einige unserer Forderungen hat der Senat ja 
auch übernommen, zum Beispiel die Einrich-
tung einer Task Force. Es gibt die Staatsräte-
AG.  
 
(Abg. Güngör [SPD]: Der Senat handelt immer 
nur dann, wenn Sie das fordern! Wir machen 
hier gar nichts als Regierungsfraktionen! Was 
für ein Selbstverständnis haben Sie eigentlich? 
Was für ein Verständnis von Politik haben Sie 
eigentlich?) 
 
 
Der Senat hat immerhin erst nach der Antrag-
stellung reagiert. Bisher gibt es auch keine 
Gruppenvergrößerung, das hatten wir in unse-
rem Antrag auch vorgeschlagen. Bisher jeden-
falls!  
 
(Unruhe SPD) 
 
Ein weiterer Punkt - -.  
 
(Unruhe SPD) 
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Darf ich vielleicht um Ruhe bitten? Ich habe 
Ihnen eben auch zugehört! Wird das von meiner 
Redezeit abgezogen? 
 
Vizepräsidentin Dogan: Ich bitte um Aufmerk-
samkeit, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
 
Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Auch die 
Eignungsprüfungen für Kitas bei den stadteige-
nen Immobilien und Flächen wird jetzt regelhaft 
vorgenommen. Das war auch eine Forderung 
von uns.  
 
Dennoch muss man feststellen, dass in der Zwi-
schenzeit Gebäude und Flächen verkauft wur-
den - ich war dabei -, ohne eine solche Nutzung 
wirklich zu prüfen oder festzuschreiben. Ich 
finde, hier müssten soziale Interessen Vorrang 
vor Verwertungsinteressen, zum Beispiel von 
Immobilien Bremen, haben.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich komme zum Gutscheinmodell. Bei der 
Frage des Gutscheinmodells scheint es hier im 
Parlament ja eine Jamaikakoalition zu geben.  
 
(Präsident Weber übernimmt wieder den Vor-
sitz.) 
 
CDU und FDP haben entsprechende Anträge 
vorgelegt, und auch die Grünen haben damit 
geliebäugelt. Ich nehme das weiterhin als Lieb-
äugeln war, was der Kollege Güldner hier ge-
sagt hat.  
 
Ich finde, dieser Vorschlag ist ein Paradebei-
spiel für einen politischen Kurzschluss. Weil der 
Senat jahrelang versagt hat, den absehbar not-
wendigen Kitaausbau zu schaffen, setzen jetzt 
einige auf die Träger. Der Preis ist, dass man 
die kommunale Steuerung aus der Hand gibt. 
Es entsteht ein Wettbewerb, der vor allem zu-
lasten der Beschäftigten geht. Das geht gar 
nicht! Ich glaube, die Beschäftigungsbedingun-
gen müssen eher noch aufgewertet werden.  
 
(Beifall DIE LINKE - Abg. Frau Ahrens [CDU]: 
Deswegen wollen wir ja auch nicht alles eins zu 
eins übernehmen, Frau Leonidakis!) 
 
Das haben wir aber in den Anhörungen vernom-
men. In Hamburg haben sich gewerbliche Trä-
ger ausgebreitet. Ich will in Bremen zumindest 
keine Kitakette, die mit der Kinderbetreuung 
Geschäfte macht. Ich hoffe, das trifft auch auf 
die Mehrheit des Parlaments.  
 
In Berlin sind die Pauschalen nicht kostende-
ckend. Es gibt eine siebenprozentige struktu-
relle Unterfinanzierung, und ich glaube, damit 

wären auch die Bremer Träger nicht besonders 
glücklich.  
 
Schlussendlich dauert eine solche Systemum-
stellung zwei bis drei Jahre, das haben wir ge-
hört. Ich glaube, in den nächsten zwei bis drei 
Jahren gibt es wirklich Besseres zu tun, als eine 
Systemumstellung in Gang zu bringen, die dann 
greift, wenn das Problem hoffentlich erledigt ist. 
Deswegen lehnen wir die entsprechenden An-
träge ab.  
 
Ich komme zur Kitaqualität. Bei der Kitaqualität 
hat der Senat bisher auf Gruppenvergrößerun-
gen verzichtet. Die Kollegin Kohlrausch hat es 
eben aber schon erwähnt, wir mussten Anfang 
des Jahres der Presse entnehmen, dass wohl 
doch ein entsprechender Beschluss in der 
Schublade ist. Ich bin mir relativ sicher, wenn 
dieser Beschluss tatsächlich das Licht der Welt 
erblickt, wird Ihnen halb Bremen auf das Dach 
steigen, und ich finde, zu Recht! Ich hoffe, dass 
von diesem aberwitzigen Plan endgültig Ab-
schied genommen wird.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Last, but not least das Thema Alleinerziehende! 
Ich habe versucht, in meiner Rede auch das Po-
sitive zu erwähnen, weil ich kein Drama herbei-
reden will, wo kein Drama ist. Bei Alleinerzie-
henden haben Sie sich aber wirklich keinen 
Zentimeter bewegt, und ich finde, das ist ein 
Drama! 
 
(Beifall DIE LINKE, CDU) 
 
Wir wollen ebenso wie die CDU, dass Alleiner-
ziehende ohne Hürden einen Ganztagsplatz be-
willigt bekommen. 
 
(Beifall DIE LINKE, CDU) 
 
Die CDU hat einen Rechtsanspruch im Aufnah-
meortsgesetz vorgeschlagen. Wir halten das 
übrigens auch, wie Sie, für rechtlich problema-
tisch. Deswegen haben wir vorgeschlagen, auf 
die Bedarfsprüfung zu verzichten.  
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Was die Sozial-
senatorin übrigens im Mai 2014 einmal zuge-
sagt hat! - Zuruf Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Man kann regelmäßig davon ausgehen, dass 
Alleinerziehende durch die Mehrfachbelastung 
mit Kindern, Haushalt, Behördengängen, Be-
werbungen schreiben oder Arbeiten genug um 
die Ohren haben, um einen Ganztagsplatz zu 
begründen, wenn sie ihn denn wollen, Herr Kol-
lege Güngör! Dafür ist keine Bedarfsprüfung 
notwendig. Das weiß jeder, der sich einmal die 
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Mühe gemacht hat, mit einer alleinerziehenden 
Frau zu sprechen.  
 
Wir haben ebenfalls in diesem Antrag den Vor-
schlag gemacht, den Rechtsanspruch auf 
Grundschulkinder auszuweiten, denn der Be-
treuungsbedarf hört ja nicht mit der Einschulung 
auf, und wir möchten nicht, dass die Einschu-
lung für alleinerziehende Mütter bedeutet, dass 
sie ihre Arbeitszeit reduzieren müssen.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Zu diesen Vorschlägen sagen Sie salopp, die 
Verbesserung der Versorgungssituation 
komme vor allem Alleinerziehenden zugute, ein 
weiter gehender Rechtsanspruch sei nicht not-
wendig. Ich finde das unverfroren und der Situ-
ation der Einelternfamilien unangemessen, 
meine Damen und Herren! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Beim Thema Hort gibt es nämlich überhaupt 
keine Verbesserung, im Gegenteil, wir haben im 
Unterausschuss die Berichte bekommen, dass 
drei Standorte geschlossen werden, und der 
Ganztagsschulausbau ist, wie bekannt, schlep-
pend und noch lange nicht flächendeckend. Der 
Rechtsanspruch liegt in Bremen immer noch bei 
vier Stunden, bei Drei- bis Sechsjährigen bei 
sechs Stunden, und Grundschulkinder haben 
überhaupt keinen Rechtsanspruch auf Betreu-
ung. Das betrifft Alleinerziehende unmittelbar, 
und da hätten Sie die Möglichkeit, tatsächlich 
mit einer einfachen Gesetzesänderung diesen 
Alleinerziehenden Luft zu verschaffen!  
 
Herr Güngör, der Verzicht auf die Bedarfsprü-
fung kommt überhaupt nicht irgendeinem ande-
ren Plan - der Versorgung zum Beispiel - ins 
Gehege, so wie Sie das gesagt haben, wir 
müssten jetzt erst einmal versorgen! Es geht 
darum, ob eine Alleinerziehende für ihr Kind ei-
nen Vierstundenplatz, einen Sechsstunden-
platz oder einen Achtstundenplatz bekommt. 
Wenn sie schon einen Vierstundenplatz hat, 
dann wird dieser Platz nach den vier Stunden 
nicht anders vergeben, das findet nicht statt! In-
sofern steht die Versorgung dem Verzicht auf 
die Bedarfsprüfung nicht entgegen. Sie können 
das einfach tun, aber natürlich kostet das etwas 
mehr, wenn man das dann bewilligt.  
 
(Beifall DIE LINKE - Abg. Güngör [SPD]: Warum 
soll darauf verzichtet werden?) 
 
Das Gleiche gilt für die von uns vorgeschlagene 
Erhöhung der Stundenentgelte in der mobilen 
Kindertagespflege - ein Antragspunkt von uns - 
im Haushalt der Eltern. Momentan bekommen 
diese Tagespflegepersonen 3,80 Euro pro 

Stunde pro Kind. Das ergibt bei einem Kind kei-
nen Sinn, das macht niemand für 3,80 Euro pro 
Stunde. Deswegen wird das auch kein einziges 
Mal über PiB praktiziert, sondern nur 28-mal pri-
vat bezahlt. Das heißt, es ist eine Frage des 
Geldes, ob man sich das leisten kann oder 
nicht.  
 
Beschäftigten in Schichtbetrieben bleibt so nur 
die Wahl, ob sie die Arbeitszeit reduzieren oder 
den Job gleich aufgeben, weil keine Kita einen 
Schichtbeginn um 6 Uhr ermöglichen kann oder 
ein Schichtende um 20 oder 22 Uhr. Wir kennen 
die Beispiele der Einzelhandelsbetriebe, der 
Pflegeeinrichtungen oder der Krankenhäuser, 
der klassischen Frauenarbeitsbereiche und 
Frauenbranchen, wo auch viele Alleinerzie-
hende tätig sind. Für diese extremen Randzei-
ten könnte die Tagespflege eine sinnvolle Er-
gänzung sein, wenn man es denn wollte. Die 
Antwort in dem Bericht ist: Hierfür sind die 
Haushaltsmittel nicht vorgesehen.  
 
(Glocke) 
 
Wir haben deutlich gemacht - -. Ist meine Rede-
zeit vorbei? 
 
Präsident Weber: Ja, Frau Kollegin! 
 
Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Ah, Herr 
Kollege! 
 
(Heiterkeit DIE LINKE) 
 
Ich werde in der zweiten Rede noch einmal wei-
ter darauf eingehen. Ich finde, diese saloppen 
Antworten zur Verbesserung der Situation der 
Alleinerziehenden werden der Situation über-
haupt nicht gerecht. Da hätten Sie durchaus 
mehr Willen an den Tag legen können! 
 
(Glocke) 
 
 
Ansonsten bleiben alle Debatten über Alleiner-
ziehende hier reine Lippenbekenntnisse, und 
ich finde, das wird den alleinerziehenden Müt-
tern und Vätern nicht gerecht! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Ahrens. 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU)*): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Manchmal machen solche Debatten ja richtig 
Spaß. Ich stelle immer wieder fest, dass es gut 
ist, seine Unterlagen dabei zu haben. Ich 
möchte Sie gern einmal zitieren, Herr Güngör. 
12. Sitzung, 19. April 2016: „Herr Präsident, 
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meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu-
nächst kurz zum Antrag der CDU! Sie fordern 
einen Rechtsanspruch auf eine achtstündige 
Kinderbetreuung für Alleinerziehende. Weiter 
fordern Sie ein Konzept zur Flexibilisierung der 
Kita-Öffnungszeiten, beides, um möglichst Al-
leinerziehende oder Berufstätige zu entlasten. 
Dies teilen wir, Beifall SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen.“ 
 
(Abg. Güngör [SPD]: Würden Sie das Zitat ein-
mal fortsetzen?) 
 
Das können Sie ja gern gleich machen.  
 
Wenn Sie sich das Ganze dann weiter ansehen 
-  
 
(Zurufe SPD) 
 
darf ich jetzt vielleicht auch ausreden, danke 
schön! -, dann stellt man fest, dass Frau Sena-
torin Dr. Bogedan kurz danach in ihrem Beitrag 
die Wahrheit ausspricht, warum das alles tat-
sächlich nicht funktioniert hat und warum Sie 
lieber jetzt unsere Anträge ablehnen werden: 
Die Frage ist nicht gelöst. Wir brauchen erst ein-
mal ausreichende Kinderbetreuungsplätze, um 
dann sagen zu können, dass wir keine Bedarfs-
prüfungen machen müssen. Solange wir keine 
ausreichenden Kindertagesbetreuungsplätze 
haben, müssen wir Prioritäten setzen. Das sagt 
Frau Senatorin Dr. Bogedan zu dem Thema.  
 
Wenn Sie sich dann die Antwort des Senats 
zum Thema der Umsetzung der Empfehlungen 
des Armutsausschusses ansehen, in denen es 
um die Aufhebung der Bedarfsprüfung geht, 
dann schreibt der Senat in seiner Antwort - ich 
zitiere -: „Die Aufhebung der Bedarfsprüfungen 
und die damit verbundenen Kosten sind im 
Haushalt nicht hinterlegt.“ Diese Aussage fin-
den Sie auf Seite 33, sie bezieht sich auf den 
Punkt 3.2.14, in dem dann auch der Paragraf 5 
Absatz 2 des entsprechenden Gesetzes zitiert 
wird und in dem Sie einen Rechtsanspruch im 
Ortsgesetz für die Krippe von 20 Stunden wei-
terhin ganz bewusst formuliert haben. 
  
Zunächst habe ich gedacht, Ihnen sei ein Fehler 
unterlaufen, weil Sie im Koalitionsvertrag allen 
versprochen haben, sich selbst und den Breme-
rinnen und Bremern, dass Sie in Zukunft für die 
Krippe einen Rechtsanspruch von sechs Stun-
den umsetzen werden. Inzwischen kann ich mit 
diesen Unterlagen festhalten, meine Damen 
und Herren, dass Sie bewusst das Ortsgesetz 
nicht angepasst haben, weil Sie die Finanzmit-
tel nicht in den laufenden Haushalt eingestellt 
haben. Deswegen bleibt es bei Ihren vier Stun-
den, und mehr gibt es nicht, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall CDU) 
 
Das ist ein Schlag in das Gesicht jeder Alleiner-
ziehenden. Sie selbst haben in den Debatten 
festgestellt, dass wir dort für Alleinerziehende 
eine Ausweitung des Rechtsanspruchs benöti-
gen. Ich kann mich noch an Frau Tuchel erin-
nern, als wir uns im Rahmen des Kita-Gipfels im 
Kwadrat zusammengefunden hatten, wie sie 
zusammen mit ihrem Kollegen Herrn Weigelt, 
der mich jetzt ebenfalls anschaut, vehement für 
eine Ausweitung des Rechtsanspruches einge-
treten ist. Ich habe ehrlicherweise die Nase voll 
davon, dass Sie auf der einen Seite erzählen, 
wir brauchen das, wir müssen das, und ich sehe 
das auch so, und wenn es zum Schwur kommt, 
dann sind Sie weg, meine Damen und Herren, 
das ärgert mich! 
 
(Beifall CDU) 
 
Wenn es zum Schwur kommen und beschlos-
sen werden könnte, dann wird hier anders ab-
gestimmt. Dann wird nicht für die Alleinerzie-
henden in die Bresche gesprungen, sondern 
dann bleibt es bei vier Stunden, und damit ist 
keine Arbeitsaufnahme möglich.  
 
Es wird noch mehr ein Schuh daraus: Wir wer-
den voraussichtlich am Donnerstag das Thema 
der Aufnahme der Kinderrechte in das Grund-
gesetz debattieren, einen schönen Antrag, in 
den Sie im Vorwort geschrieben haben, dass es 
wichtig sei, dass es eine Verpflichtung des 
Staates gebe, Chancengerechtigkeit und kind-
gerechte Lebensbedingungen für alle Kinder zu 
gewährleisten. Das unterschreibe ich sofort. 
Meine Damen und Herren, in Bremen wird das 
aber nicht umgesetzt, weil in den soziokulturell 
benachteiligten Gebieten die meisten Kitaplätze 
und die meisten Krippenplätze fehlen und auch 
dort die Ganztagsgrundschulplätze nach wie 
vor nicht vorhanden sind.  
 
(Abg. Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grünen]: In 
den Ganztagsschulen nicht vorhanden sind?) 
 
Deswegen haben Sie in Ihrem eigenen Antrag, 
im Übrigen spannenderweise, Herr Dr. Güldner, 
auch diesen Punkt nicht aufgenommen, 
 
(Zurufe Bündnis 90/Die Grünen) 
 
sondern Sie haben an der Stelle deutlich ge-
sagt, dass dem nicht so ist. Schauen Sie sich 
doch die Zahlen an, schauen Sie sich die Zah-
len in Obervieland und in Borgfeld an!  
 
(Zuruf Abg. Frau Krümpfer [SPD]) 
 
Nein, aber Kattenturm!  
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Wir sind gerade dabei, meine Damen und Her-
ren, dort etwas mit viel Verve auf den Weg zu 
bringen. Wenn Sie zur Kenntnis nehmen, dass 
es der strukturell unterversorgteste Stadtteil in 
ganz Bremen war, dann war es auch dringend 
notwendig, dass dort endlich einmal etwas pas-
siert.  
 
(Beifall CDU) 
 
Wenn Sie dann auch noch zur Kenntnis neh-
men, dass das Ganze schon ein Jahr früher 
hätte passieren sollen und dass die Behörde 
viel zu spät die Gelder freigegeben hat, dann 
müssen Sie auch zur Kenntnis nehmen, dass 
das an der Stelle von Sozialdemokraten ver-
masselt worden ist, meine Damen und Herren, 
und das ist die Wahrheit!  
 
(Beifall CDU - Glocke) 
 
Ich komme zum Schluss. Tut mir leid, dass ich 
ein bisschen emotional geworden bin, aber 
manchmal ist die Realität so, dass ich nicht an-
ders kann.  
 
(Abg. Tschöpe [SPD]: Wir finden das ganz 
schön! - Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Das kommt bei Ihnen ja auch selten vor! - Hei-
terkeit) 
 
Ich glaube, dass wir im Bereich der Alleinerzie-
henden viel mehr machen müssen, und ich 
glaube, dass in diesem Thema noch viel Musik 
ist. Sie haben sich jetzt nur für den formalen 
Weg entschieden, das in den Krippen und Kitas 
zu machen, und das geht tatsächlich erst zu Be-
ginn des nächsten Kindergartenjahres.  
 
(Glocke) 
 
Wir sind allerdings der Auffassung, dass ein sol-
ches Modellprojekt flächendeckend eingeführt 
werden muss, in jedem Stadtteil ein Angebot. 
Ich habe Ihnen heute mitgeteilt, was wir zum 1. 
August dieses Jahres schon umsetzen könnten. 
Das kostet nicht viel Geld, und ich bin gespannt, 
inwiefern wir dort ein Stück weiter kommen.  - 
Vielen Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Dr. Güldner.  
 
Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Herr Präsident, sehr verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! In armen Stadtteilen - ich nenne sie 
lieber arme Stadtteile, weil es das ist, worum es 
eigentlich geht -, gäbe es keine Ganztagsgrund-
schulen, das war eben gerade die Aussage. Ich 
meine, besser kann man eigentlich gar nicht 

verdeutlichen, wie angestrengt Sie nicht versu-
chen, die Probleme zu lösen, sondern wie an-
gestrengt Sie versuchen, noch weitaus mehr 
Probleme in die Welt zu setzen, als es tatsäch-
lich gibt. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Es gibt eine lange Liste, in der die Ganztags-
grundschulen in allen Stadtteilen aufgeführt 
sind. Schauen Sie sich die Liste einmal an. 
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Und wie viele sind 
eingerichtet worden?) 
  
Sie haben gerade behauptet, dass wir in diesen 
Stadtteilen keine Ganztagsgrundschulen ein-
richten. Das Gegenteil ist der Fall. Der letzte Be-
schluss, zehn Grundschulen zu Ganztagsschu-
len umzuwidmen, hat sich ausschließlich am 
Sozialindikator orientiert, und zwar nach der 
Antwort auf die Frage, ob die Schule umgewid-
met werden möchte, das ist die Wahrheit! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Das Vorgehen ist in einigen Stadtteilen kritisiert 
worden, die nicht bedacht worden sind, und da-
ran kann man sehen, dass es eine schwierige 
politische Entscheidung ist. Die Wahrheit darf 
man hier aber nicht verdrehen.  
 
Ich bin in meinem ersten Redebeitrag noch 
nicht auf die Frage eingegangen, die immer 
wieder eine Rolle gespielt hat, wenn es um 
Rechtsansprüche geht. Wenn man einmal fiktiv 
überlegt, es gäbe hier - eben war ja schon von 
Farbenspielen die Rede - eine Koalition aus 
CDU, DIE LINKE und FDP, 
 
(Zuruf Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]) 
 
die regieren würde: Glauben Sie im Ernst, dass 
in einer Situation, in der so viele Kindergarten-
plätze aus den verschiedensten Gründen fehlen 
und Sie allergrößte Probleme haben, weil der 
Bedarf zum nächsten Kindergartenjahr noch 
einmal steigt, Ihre drei Fraktionen als allerers-
ten Beschluss diverse Rechtsansprüche - sei es 
im Krippenbereich oder im Schulkinderbereich - 
schaffen würden, von denen Sie vorher wüss-
ten, dass Sie sie hinterher nicht erfüllen kön-
nen? Glauben Sie, dass Sie die Beschlüsse, die 
Sie hier einfordern, tatsächlich fassen würden?  
 
 
Sie würden Sie natürlich nicht fassen, weil es 
keinen Sinn hat, Rechtsansprüche immer weiter 
auszudehnen. Zu einem Zeitpunkt - grundsätz-
lich bin ich sehr dafür, dass es zu einem acht-
stündigen Rechtsanspruch kommt, es wäre 
auch sehr gut, wenn es einen Rechtsanspruch 
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für Schulkinderbetreuung bis zu einem gewis-
sen Alter gäbe, da sind wir absolut d’accord -, in 
dem Sie aufgrund demografischer Faktoren der 
unterschiedlichsten Art ganz große Probleme 
haben, die schon existierenden Rechtsansprü-
che, die nach Recht und Gesetz gelten, zu er-
füllen, werden Sie doch einen Teufel tun und 
neue Rechtsansprüche kreieren! Wir werden 
uns zu diesem Zeitpunkt entsprechend verhal-
ten, und das ist die Erklärung.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen - Abg. Rupp 
[DIE LINKE]: Das unterstellt, dass wir es auch 
nicht geschafft hätten, entsprechende Projekte 
zu schaffen!) 
 
Das ist ein ähnliches Phänomen wie die Diskus-
sion zur Beitragsfreiheit für die Kitas. Selbstver-
ständlich gibt es niemanden, der sich nicht gern 
brüsten, den ganzen Tag durch die Stadt laufen 
und sagen würde, wir haben euch, liebe Eltern, 
die Beitragsfreiheit für den Kindergarten be-
schert! Wenn Sie aber keine seriöse Finanzie-
rung dafür bereitstellen können, dann ist es 
auch nicht seriös herumzulaufen und zu sagen, 
wir führen jetzt die Beitragsfreiheit ein. Genauso 
wenig seriös wäre es, wenn wir zu diesem Zeit-
punkt einen weiteren Rechtsanspruch für die 
Nachmittagsbetreuung und für Krippenkinder 
beschließen würden. 
 
Wir halten es nicht für sinnvoll -  und da trifft ein 
völlig anderes Argument zu -, einen Rechtsan-
spruch ausschließlich für Alleinerziehende zu 
etablieren. Unabhängig davon, dass wir ihn zur 
Zeit nicht finanzieren könnten, halten wir ihn 
aus der Systematik heraus, dass es keine Lö-
sung ist, einen Rechtsanspruch für einzelne 
Gruppen zu schaffen, der von dem generellen 
Rechtsanspruch abweicht, für falsch.  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Das halten wir systematisch und politisch für 
falsch, deswegen lehnen wir diesen Punkt auch 
dezidiert ab und haben da auch kein Problem 
wegen eines Finanzierungsvorbehaltes.  
 
Sie haben den Fachkräftemangel angespro-
chen. Er ist auch bei uns ein Thema. Ich glaube, 
dass der Weg, stufenweise und über Modellver-
suche  - wie auch immer wir unser Ziel erreichen 
- am Ende der erfolgversprechende Weg ist, um 
die jetzige Erzieherinnen- und Erzieherausbil-
dung in eine duale Ausbildung umzuwandeln. 
Sie sollte nach dem dualen Muster erfolgen, 
aber nicht wie heute, dass über mehrere Jahre 
Schulgeld für die Erzieherinnenausbildung ge-
zahlt werden muss, sondern dass die betreffen-
den Auszubildenden in einem dualen System 
ausgebildet werden und dass sie eine Ausbil-

dungsvergütung erhalten. Es werden gleichzei-
tig Berufsschulunterricht und Praxisunterricht 
erteilt, und der Auszubildende steht der Einrich-
tung an drei Tagen in der  Woche zur Verfü-
gung. Sie gehen zwei Tage in der Woche in die 
Berufsschule, also das, was wir aus der dualen 
Ausbildung kennen. 
 
Ich glaube, dass das eine strukturelle Reform 
ist, die Kraft, Mut und Anstrengung kostet, die 
es aber wert ist, den Mangel, den wir heute ha-
ben, der Mangel, der auch darin besteht, dass 
der Beruf schon von der Ausbildung her nicht 
attraktiv ist, weil man für die Ausbildung bezah-
len muss, statt für die Ausbildung eine Vergü-
tung zu erhalten, zu beheben.  
 
Ich glaube weiterhin, dass wir mit der strukturel-
len Umstellung in Richtung auf eine duale Aus-
bildung - die ersten Schritte werden jetzt ja an-
gegangen - das Problem mittelfristig lösen und 
unsere eigenen Ausbildungszahlen für den Er-
zieherinnen- und Erzieherberuf steigern kön-
nen. Es stellt sich auch hier nicht nur die Frage, 
auf welche Weise wir die Plätze an der Fach-
schule erhöhen können -  das haben wir auch 
getan -, sondern es stellt sich auch hier die 
grundsätzliche Frage: Wie können wir die Aus-
bildung attraktiver gestalten, um diesen Ausbil-
dungsberuf in Zukunft attraktiv zu machen und 
mehr Erzieherinnen und Erzieher in die Kitas zu 
bekommen?  
 
In der Deputation befindet sich noch ein Antrag 
im Verfahren, sonst hätten wir heute 14 Punkte 
auf der Tagesordnung gehabt, zu dem der Be-
richt noch aussteht. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Mein Verdacht hat 
sich bewahrheitet! - Glocke) 
 
Der Kollege Dr. vom Bruch hatte in der letzten 
Deputation beantragt, den FDP-Antrag auszu-
setzen. In diesem Antrag sind einige Punkte 
enthalten, über die wir heute sprechen. Er be-
findet sich exemplarisch für das ganze Paket, 
das sich ja in Teilen auch wiederholt, noch im 
Verfahren in der Deputation. Wir ringen noch 
darum, wie wir damit umgehen.   
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Da bin ich ge-
spannt!) 
 
In der März-Deputation werden wir, hoffe ich, 
eine einvernehmliche Lösung finden, wie wir mit 
diesem Antrag umgehen. Wir kommen dann mit 
dem Bericht der Deputation und diesem Antrag 
wieder in die Stadtbürgerschaft zurück. - Vielen 
Dank!  
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
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Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Güngör.  
 
Abg. Güngör (SPD)*): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die Ausfüh-
rungen von Herrn Dr. Güldner helfen mir, es 
jetzt doch relativ kurz zu machen.  
 
Frau Ahrens, Sie haben ja aus meiner Rede im 
April zitiert. Heutzutage haben wir alle unsere 
Dokumente in der Cloud, und ich finde es nicht 
in Ordnung, dass Sie meiner Rede ein Zitat ent-
nehmen, um den Eindruck zu erwecken, als 
würden wir uns hier widersprechen. Deshalb 
möchte ich darum bitten, dass Sie mir die Gele-
genheit geben, mich selbst zu zitieren, das ist 
zwar ein bisschen seltsam, aber da, wo Sie auf-
gehört haben, geht es eben auch weiter!  
 
Ich habe zum Beispiel den Koalitionsvertrag zi-
tiert, in dem nämlich steht, dass wir mehr ganz-
tägige Angebote für alle Kinder von Anfang ha-
ben und den Rechtsanspruch auch erhöhen 
wollen. Weiter steht darin, dass wir der sehr un-
terschiedlichen Lebenssituation der Eltern von 
Kindern eine große Bedeutung zumessen, und 
wir wollen diese Ziele erreichen, können aber 
nicht genau einschätzen, was das finanziell be-
deutet und wie viel Vorlauf wir brauchen, denn 
hierbei ist es notwendig, angesichts der Haus-
haltslage Prioritäten zu setzen.  
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Dann sind Sie in der 
falschen Rede!) 
 
Wir müssen uns insgesamt fragen, wie das 
Ganze finanziert werden soll. Das habe ich im 
letzten Jahr gesagt.  
 
(Beifall SPD) 
 
Genau das Gleiche sage ich jetzt auch, und ich 
mache die klare Ansage, dass wir zu dieser 
Thematik stehen, und zwar für alle Eltern - Herr 
Dr. Güldner hat es gesagt -, aber eben auch 
jetzt gerade die Priorität auf den sozialraumori-
entierten Ausbau gesetzt haben. Daran halten 
wir im Augenblick fest. - Vielen Dank! 
 
(Beifall SPD - Zuruf Abg: Frau Ahrens [CDU]) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Ahrens. 
 
Frau Kollegin, möchten Sie noch? 
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Ja! - Heiterkeit) 
 
Sie können das später klären, ich bitte um zü-
gige Verhandlung, weil ich noch einen Termin 
habe! 
 

(Unruhe CDU) 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU): Meine Damen und 
Herren - -.  
 
(Zurufe CDU) 
 
Präsident Weber: Ich habe sie doch aufgeru-
fen, Herr Kollege.  
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Aber dann kann es 
unkommentiert bleiben!) 
 
Ich habe um zügige Verhandlung gebeten, das 
darf ich doch wohl von hier oben aus tun. Die 
beiden waren im Gespräch.  
 
(Zurufe CDU) 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU): Dürfte ich denn 
meine Redezeit beginnen? Das wäre doch sehr 
nett!  
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Das Thema „Alleinerziehende“ ist 
etwas, das uns sogar eint. Sie haben jetzt leider 
eben die falsche Rede zitiert. Ich werde die 
Rede, die ich von Ihnen zitiert habe, hier noch 
eben zu Ende zitieren, weil Sie nämlich im zwei-
ten Absatz über die Alleinerziehenden etwas 
sagen. Ich muss noch einmal zum Rechtsan-
spruch für Alleinerziehende sagen, wir wollen 
hier nicht über Rechtssystematiken reden, son-
dern über Notwendigkeiten für Alleinerzie-
hende, damit wir endlich einmal vorankommen! 
 
(Beifall CDU) 
 
Der Senator für Wirtschaft hat in seinem Bericht 
zur Lage der Alleinerziehenden im Land Bre-
men gesagt, dass das die maßgeblichen Stell-
schrauben sind, erstens eine vernünftige eng-
maschige Begleitung und zweitens die völlig un-
zureichende Kinderbetreuung in Bremen in den 
Ferien, in den Randzeiten und auch in den 
Nachtzeiten. Das waren die größten Hinde-
rungsgründe, die der Wirtschaftssenator festge-
stellt hat, meine Damen und Herren, und ich 
glaube, er gehört der Fraktion der SPD an!  
 
(Widerspruch SPD - Abg. Frau Grotheer (SPD): 
Das ist falsch!) 
 
Aber er ist SPD-Mitglied, Entschuldigung!  
 
(Zurufe SPD - Abg. Frau Grotheer [SPD]: Das 
wiederum ist richtig!) 
 
Wunderbar! Es geht hier also nicht um die 
Rechtssystematik, sondern es geht am Ende 
darum, ob wir etwas wollen oder nicht.  
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Ich möchte Ihnen noch einmal ein paar Zahlen 
nahelegen, weil sie hier anscheinend in der De-
batte so ein bisschen verloren gegangen sind, 
um damit auch einmal zur Ernsthaftigkeit des 
Themas „Alleinerziehende“ zurückzukommen. 
Da zitiere ich tatsächlich noch einmal den Kol-
legen Güngör, und zwar den zweiten Absatz 
nach dem ersten, den ich schon zitiert habe:  
 
„Die Zahlen sind eindeutig. Einige sind auch 
schon genannt worden. Gerade in Bremen 
schaffen besonders arbeitslose Alleinerzie-
hende immer seltener den Sprung zurück in die 
Berufstätigkeit, und hiervon sind mit 92 Prozent 
überwiegend Frauen betroffen. Im Jahr 2014 
waren 9 800 Alleinerziehende in Bremen er-
werbstätig und davon etwa 3 900 erwerbslos. 
Im Land Bremen sind nur 58 Prozent aller Al-
leinerziehenden erwerbstätig. Das ist der nied-
rigste Wert der Bundesländer, übrigens in den 
letzten zehn Jahren noch um zehn Prozent-
punkte gesunken, während er in allen anderen 
Bundesländern, in Hamburg und auch in Berlin, 
die vergleichbare Rahmenbedingungen haben, 
stark gestiegen ist. Das ist ein erschreckender 
Wert. Bundesweit liegt der Durchschnitt bei 
71,1 Prozent. Damit können wir uns nicht abfin-
den, meine Damen und Herren!“ Das waren 
Ihre Worte.  
 
(Abg. Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Recht hat er!) 
 
Ich glaube, das teilen wir an der Stelle sogar. 
Diese Analyse teilen wir. Wo wir aber zu einer 
anderen Auffassung kommen, das betrifft die 
Frage, wie wir jetzt tatsächlich zu einer Verbes-
serung kommen, und da sind Sie - da war ich 
dem Kollegen der Grünen auch sehr dankbar - 
auch so ein bisschen an den Kern der Sache 
gekommen. Sie haben deutlich gesagt, wir ma-
chen das nicht, weil wir schon mit dem Rest 
überfordert sind, und deswegen machen wir 
jetzt hier keine Ausweitung der - -. 
 
(Widerspruch Bündnis 90/Die Grünen - Abg. 
Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Das hat er so 
gesagt?) 
 
So habe ich es jetzt zusammengefasst, ja, und 
so habe ich es auch verstanden, 
 
(Lachen Bündnis 90/Die Grünen) 
 
aber Sie können das ja noch einmal nachlesen, 
Herr Kollege, dann bekommen Sie es in aller 
Deutlichkeit noch einmal dargelegt! 
 
(Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Das 
nennt man alternative Fakten!) 
 
Nein, das sind keine alternativen Fakten.  

(Abg. Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grünen]: Es 
ging um Prioritätensetzung! Das ist nämlich in 
der Politik das, worauf es ankommt, dass man 
Prioritäten setzt! Das ist nämlich das Thema!) 
 
Ja, das ist mir klar, dass es darum geht, Priori-
täten zu setzen.  
 
(Zurufe SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die Prioritäten, die wir gemeinsam im Armuts-
ausschuss gesetzt haben, dem Sie, glaube ich, 
auch angehört haben, Herr Dr. Güldner, waren 
damals, dass wir 88 Handlungsempfehlungen 
gemeinsam beschlossen haben. In diesen 
Handlungsempfehlungen stand auch, dass wir 
eine Ausweitung des Rechtsanspruchs wollen. 
In Ihrem eigenen Koalitionsvertrag steht, dass 
Sie im Bereich der Krippe eine Ausweitung des 
Rechtsanspruchs wollen.  
 
(Zurufe SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Sie haben das an der Stelle nicht getan. Das 
zeigt mir, dass Sie das eine sagen und das an-
dere tun und das nicht in Übereinstimmung mit-
einander steht. 
 
(Abg. Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Auch Sie hätten einen Finanzierungsvorbehalt! 
Alle Vorhaben, die Sie machen wollen, müssen 
Sie auch finanzieren! Das würde Ihnen genauso 
gehen!) 
 
Dann sagen Sie es den Menschen wenigstens 
ehrlich,  
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Tut er doch!) 
 
dass Sie das an der Stelle nicht wollen!  
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das tut er ja wohl! Ich finde, das ist echt 
eine Unverschämtheit! Wirklich!) 
 
Nein, ich finde, es ist überhaupt keine Unver-
schämtheit.  
 
(Zurufe SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich finde es ehrlicherweise - -. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Sie wollen, dass hier ordentlich zitiert wird, 
dann werfen Sie ihm vor, er hätte hier etwas ge-
sagt, was er nicht gesagt hat! Das regt mich ge-
rade wirklich auf!) 
 
Wenn Sie noch etwas sagen wollen, Frau Dr. 
Schaefer, dann kommen Sie doch bitte nach 
vorn! Ich verstehe aber ehrlicherweise nicht, 
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wie man an dieser Stelle in einer ernsthaften 
Debatte so sehr versucht, das ganze Thema zu 
verwischen. Sie haben selbst gesagt, dass man 
für die Alleinerziehenden etwas tun muss, und 
wenn es um die kleinsten Schritte geht, auch 
nur eine kleine Verbesserung zu machen, wo es 
um Informationen geht, die man bündelt und 
Ähnliches, sagen Sie Nein! Selbst wenn es der 
kleinste Schritt ist, der kein Geld kostet, sagen 
Sie Nein! Wenn es um einen weiteren Schritt 
geht, sagen Sie Nein. Ich verstehe an der Stelle 
nicht, was Sie eigentlich tatsächlich wollen, 
denn eine echte Verbesserung für Alleinerzie-
hende scheinen Sie tatsächlich nicht zu wollen.  
 
(Widerspruch Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Das war auch der Gesamteindruck, den wir hat-
ten, als wir die Umsetzung, den Jahresbericht 
des Senats zu den Handlungsempfehlungen 
des Armutsausschusses, gesehen haben, 
meine Damen und Herren,  
 
(Glocke) 
 
und den haben Sie heute noch einmal bestätigt. 
Sie wollen es anscheinend nicht, dann sagen 
Sie es auch so deutlich!  
 
(Beifall CDU - Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 
90/Die Grünen]: Mann, Mann, Mann!) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Frau Leonidakis.  
 
Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich will mich jetzt hier nicht an irgend-
welchen Wortklaubereien beteiligen, sondern 
ich halte mich einmal an das, was geschrieben 
steht.  
 
In dem Bericht steht wörtlich: „Die Verbesse-
rung der Versorgungssituation kommt vor allem 
Alleinerziehenden zugute, und ein weitergehen-
der Rechtsanspruch ist nicht notwendig.“ Das 
steht in dem Bericht - und Sie beide haben das 
noch einmal in Ihren Redebeiträgen bestätigt, 
auch in Ihren zweiten Beiträgen -, als würde der  
Kindertagesbetreuungsausbau der Ausweitung 
des Rechtsanspruches widersprechen. Ich 
habe in meiner ersten Rede schon deutlich ge-
macht, dass sich das nicht widerspricht. Ein 
Platz ist ein Platz, und ob dieser Platz für vier 
Stunden in Anspruch genommen wird, für sechs 
oder für acht, das macht an der Stelle keinen 
Unterschied. Wir haben kein Platzsharing, das 
vier plus vier beinhaltet, dieses Modell gibt es in 
Bremen nicht.  
 

(Abg. Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Aber es kostet mehr Geld, und das wissen Sie 
doch!) 
 
Genau! Es kostet mehr Geld, und insofern kom-
men sich möglicherweise die Ressourcen in die 
Quere. Allerdings möchte ich dann von Ihnen 
tatsächlich die klare Aussage gegenüber einer 
Alleinerziehenden hören, dass man dafür kein 
Geld hat, wenn sie eine Anmeldung für einen 
Sechs-Stunden-Platz abgibt. 
 
(Abg. Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Den bekommt sie! - Abg. Frau Krümpfer [SPD]: 
Sie bekommt ihn!) 
 
 
Nein, sie bekommt ihn nicht, wenn sie keinen 
Bedarf nachweist! Deswegen haben wir ja be-
antragt, dass man die Bedarfsprüfung erst ein-
mal bei den Alleinerziehenden abschafft, weil 
auch wir glauben, dass es problematisch ist, für 
eine bestimmte Gruppe einen Rechtsanspruch 
zu schaffen. Wir setzen uns tatsächlich für die 
Ausweitung eines allgemeinen Rechtsanspru-
ches ein, wie Sie im Übrigen auch in Ihrem Ko-
alitionsvertrag.  
 
 
Man sollte damit beginnen, dass man erst ein-
mal auf die Bedarfsprüfung verzichtet, wenn 
sich eine Alleinerziehende zum Beispiel auf ei-
nen Sechs- oder Acht-Stunden-Platz bewirbt, 
wenn sie ihn in Anspruch nehmen möchte, weil 
sie glaubt, dass sie den Bedarf hat, weil sie un-
ter einer Mehrfachbelastung lebt und ihren All-
tag regeln muss. Sie sollte ihn dann bekommen. 
Sie sagen allerdings dieser Alleinerziehenden, 
dass dafür kein Geld vorhanden sei. Ich glaube, 
das ist tatsächlich dramatisch. 
 
(Abg. Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grünen]: Wir 
sagen das, was im Aufnahmeortsgesetz steht, 
und darin steht, dass sie ihn bekommen kann!) 
 
Im Aufnahmeortsgesetz stehen vier Stunden! 
Wenn sie den Bedarf über vier Stunden hinaus 
nachweisen kann, und genau darum geht es 
doch! Es muss davon ausgegangen werden 
können, dass regelmäßig ein über vier Stunden 
hinausgehender Bedarf besteht. Ich weiß nicht, 
ob Sie schon einmal mit einer Alleinerziehen-
den gesprochen haben, man kann doch davon 
ausgehen, dass eine Alleinerziehende regelmä-
ßig einen Mehrbedarf hat.  
 
(Zuruf Abg. Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grü-
nen] - Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Das sind nur 
große Sprüche! Nur große Sprüche!) 
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Das scheint so, Ihre Positionierung erweckt den 
Eindruck! Man kann regelmäßig davon ausge-
hen, dass ein über vier Stunden hinausgehen-
der Bedarf bei Alleinerziehenden existiert. Um 
diesen Mehrbedarf zuzubilligen, ist noch nicht 
einmal eine Gesetzesänderung notwendig, Sie 
müssen nur die Verwaltungspraxis ändern. Das 
wäre also ganz einfach. Ja, es würde etwas 
mehr kosten, aber ich finde, die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und die Förderung von 
Alleinerziehenden muss Ihnen an dieser Stelle 
dieses Geld wert sein.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Sie haben gefragt, Herr Dr. Güldner, ob wir ei-
nen derartigen Beschluss fällen würden, wenn 
die LINKE mit der CDU und der FDP regieren 
würde. Ich glaube, ich kann an dieser Stelle sa-
gen, dass die Gefahr nicht besteht.  
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Aber in dieser wich-
tigen Angelegenheit würde sie bestehen!) 
 
Wenn es so wäre, würden wir uns trotzdem da-
für einsetzen, dass der Rechtsanspruch ausge-
weitet wird. Als ersten Schritt haben wir deshalb 
in unserem Antrag den Verzicht auf die Bedarf-
sprüfung vorgeschlagen. Wir würden uns natür-
lich für die Ausweitung des Rechtsanspruches 
bis zum zehnten Lebensjahr einsetzen, und 
zwar aus einem ganz einfachen Grund: Wenn 
eine Alleinerziehende heute einen Beruf in Voll-
zeit ausübt, sich ihr Kind in der Kindertagesbe-
treuung befindet, wenn sie nach der Bedarfs-
prüfung auch einen Bedarf von acht Stunden 
nachweisen konnte, das Kind dann eingeschult 
wird und zufällig gerade keine Ganztagsschule 
einen Platz frei hatte oder in der Nähe war, dann 
hat diese Alleinerziehende ein Problem, weil die 
Grundschulen nämlich um 13.00 Uhr schließen.  
 
 
Das heißt, diese Alleinerziehende hat einzig 
und allein die Möglichkeit, ihre Arbeitsstelle auf-
zugeben oder ihre Arbeitszeit zu reduzieren. 
Sie alle wissen, dass bei den Tätigkeiten, die 
vor allen Dingen von Frauen ausgeübt werden, 
eine Teilzeitarbeit automatisch in das Aufsto-
cken führt. Deswegen glauben wir, dass dieser 
Rechtsanspruch tatsächlich notwendig ist, bis 
die Ganztagsschulen flächendeckend ausge-
baut sind.  
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Das Gegenteil findet ja statt, Herr Dr. Güldner! 
Es ist ja nicht nur so, dass Sie sich weigern, den 
Rechtsanspruch auszuweiten, es ist ja sogar 
so, dass das Hortangebot verringert wird, ob-
wohl keine Ganztagsschule in der Nähe ist.  
 

(Abg. Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Das werden wir noch sehen? Bisher ist keiner 
geschlossen worden!) 
 
Das haben wir im Unterausschuss auf eine Be-
richtsbitte von uns vernommen! Ob wir das 
noch sehen, das weiß ich nicht.  
 
(Abg. Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Bisher ist keiner geschlossen worden!) 
 
Ich glaube jetzt erst einmal das, was schwarz 
auf weiß in den Berichten steht.  
 
(Abg. Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Bisher ist keiner geschlossen worden! - Zurufe 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ja, ich war in dem Ausschuss!  
 
(Abg. Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Bisher ist keiner geschlossen worden! - Zurufe 
SPD) 
 
Gut, ich hoffe, dass die Realität und der Bericht 
noch korrigiert werden. Bei der Flexibilisierung, 
Herr Kollege Dr. Güldner, haben Sie es so dar-
gestellt, als ob das Gutscheinmodell quasi ei-
nen Weg zur Flexibilisierung ermöglichen 
würde, ich halte Ihnen einmal entgegen: Heute 
werden ja noch nicht einmal die Früh- und Spät-
dienste bei den Kindertageseinrichtungen kom-
plett refinanziert. Man könnte, glaube ich, viel 
abdecken, wenn die Stadt es komplett refinan-
zieren würde. Dann wäre vielleicht auch der 
Wille vorhanden, das noch flächendeckender 
anzubieten.  
 
Auf die extremen Randzeiten und die Nachtzei-
ten bin ich in meinem ersten Redebeitrag ein-
gegangen. Die mobile Kindertagespflege halten 
wir hier tatsächlich für eine gute und für eine 
notwendige Ergänzung. Ich glaube auch, dass 
das von der Summe her keine Größenordnung 
wäre, die den Kita-Ausbau gefährdet. Es 
müsste möglich sein, den Stundensatz von 3,80 
Euro auf einen existenzsicherenden Stunden-
satz anzuheben. Diese Anhebung würde finan-
ziell nicht extrem in das Gewicht fallen.  
 
(Glocke) 
 
Ich habe bereits in meinem ersten Redebeitrag 
zu unserem Antrag deutlich gemacht, dass wir 
glauben, dass sich nicht nur Einrichtungen und 
Familien auf die Arbeitswelt einstellen müssen, 
sondern dass sich auch die Arbeitswelt auf die 
Familien einstellen muss, und zwar stärker, als 
es bisher der Fall ist. Wir haben vorgeschlagen 
und auch ausführlich diskutiert, dass es eine 
Änderung bei den Schichtarbeitszeitregelungen 
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geben könnte. Wir werden auch dieses Thema 
zukünftig diskutieren müssen. - Vielen Dank! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Frau Senatorin Dr. Bogedan. 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Herr Präsident, sehr 
geehrte Damen und Herren! Es ist ziemlich 
schwierig, nach einer solch hitzig geführten De-
batte jetzt mit dem gebotenen Ernst wieder zur 
Faktenlage zurückzukehren, denn was ich ge-
rade in den letzten Wortbeiträgen hier erleben 
durfte, hat wahrlich dem Fass den Boden aus-
geschlagen, weil wir derartig den Boden der 
Rechtsgrundlagen, der tatsächlichen Fakten 
verlassen haben, weil hier Dinge behauptet 
worden sind, die schlichtweg nur noch falsch 
sind! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Fakt ist, es gibt einen Rechtsanspruch, ja, aber 
darüber hinaus sagt das Gesetz, dass wann im-
mer der Bedarf nachgewiesen wird - und das 
umfasst eben nicht nur die Erwerbstätigkeit, das 
umfasst auch die Suche nach Arbeit, die Ausbil-
dung und viele andere Tatbestände -, dann 
eben dem Bedarf auch Folge zu leisten ist.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wenn dem Gründe entgegenstehen, dann gibt 
es wieder ein abgestuftes Verfahren, nach dem 
entschieden wird, welches Kind zuerst einen 
Vorrang hat.  
 
 
Im letzten Jahr, zu Beginn des letzten Kinder-
gartenjahres, war es so, dass wir allen Anträgen 
auf einen erhöhten Stundenumfang für Betreu-
ung, die uns von Eltern vorlagen, stattgegeben 
haben. Frau Leonidakis, jetzt hören Sie auch 
zu! Wir haben denen allen stattgegeben, und 
wir haben nicht gesagt, wir hätten das Geld da-
für nicht! Wir haben allen Anträgen stattgege-
ben, und es steht im Gesetz, dass die Eltern das 
auch jeweils wieder zu beantragen haben. 
Wenn die Eltern das nicht beantragen, dann 
können wir davon nichts wissen.  
 
Dann sind wir bei dem anderen Thema, nämlich 
der Flexibilisierung der Betreuung. Jetzt muss 
ich mich wieder beruhigen.  
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Genau!) 
 
Wir haben auch in der AG 78 eine Diskussion 
geführt, die überhaupt nicht zu Tage getreten 
ist, die Anträge sind nämlich nicht nur im Unter-
ausschuss der Deputation beraten worden. Sie 

haben eben doch gesagt, dass Sie keine Plan-
wirtschaft haben wollen. Wir haben dort mit den 
Trägern gesprochen, die eben nah bei den 
Menschen sind, die nah bei denjenigen sind, die 
die Angebote nachfragen, und die deutlich ge-
macht haben: Es gibt überhaupt nicht diesen 
Bedarf nach der Flexibilisierung, die Sie gefor-
dert haben! Ich verstehe also nicht, einerseits 
sagen Sie, Sie wollen nicht, dass die Behörde 
das plant, andererseits sagen Sie jetzt aber, ich 
müsse irgendwie einen Masterplan und Pau-
schalausweitung für alle machen! 
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Das stimmt doch gar 
nicht! Dann geben Sie mich bitte auch wahr-
heitsgemäß wieder!) 
 
Dagegen steht, dass alle, die nah an den Kin-
dern und nah an den Eltern sind, sagen, der Be-
darf für diese Art von Flexibilisierung werde von 
den Trägern nicht gesehen. Das ist das klare 
Fazit aus der AG 78 gewesen! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Kommen wir zum Koalitionsvertrag! Der hat 
eine Gültigkeit von vier Jahren, zumindest gehe 
ich davon aus, dass diese Regierung so lange 
stabil bleibt.  
 
(Abg. Hinners [CDU]: Na, da schauen wir ein-
mal!) 
 
Tatsächlich hat man nicht nach den ersten 15 
Monaten alle Maßnahmen aus dem Koalitions-
vertrag umgesetzt. Ich habe aber gerade ge-
sagt, wie wir im faktischen Verwaltungshandeln 
damit umgegangen sind. Wir haben nämlich al-
len Anträgen Folge geleistet, und zwar über den 
im Koalitionsvertrag genannten, auf sechs 
Stunden ausgeweiteten Rechtsanspruch hin-
aus.  
 
Wir haben vor allem ein großes Ziel vor Augen, 
ich will noch einmal sagen, auch das ist falsch 
eben dargestellt worden, ich glaube, Frau Kohl-
rausch, Sie waren es: Sie haben die vielen un-
versorgten Kinder genannt, haben dann aber 
den kleinen Teil der Wahrheit vergessen, dass 
wir seit Beginn des Kindergartenjahres 850 zu-
sätzliche Plätze geschaffen haben! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Mit Untätigkeit und dem Vorwurf, ich hätte keine 
klare Haltung, wie hier in mehreren Wortbeiträ-
gen unterstellt worden ist, hat das wahrlich 
nichts zu tun! Ich habe eine sehr klare Haltung, 
und der gesamte Senat hat eine sehr klare Hal-
tung. Wir haben nämlich wirklich ein millionen-
schweres Ausbauprogramm beschlossen und 
gesagt, der Kitausbau hat oberste Priorität! Wir 
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haben alles Verwaltungshandeln darauf abge-
stimmt. Die Kollegen von Finanzen, die Kolle-
gen vom SUBV haben ihre Maßnahmen alle un-
tergeordnet. Wir haben Verwaltungsvereinba-
rungen gemacht, damit wir zum 1. August 2017 
mit den Mobilbauten am Start sind und allen 
Kindern einen Betreuungsplatz anbieten kön-
nen. Das ist klare Haltung, das ist eine Prioritä-
tensetzung, und das ist auch etwas, das sich im 
faktischen Handeln niedergeschlagen hat, was 
wir in mehreren Beschlüssen im Senat unterlegt 
haben und was sich konkretisieren wird, wenn 
wir demnächst alle die Container vor unseren 
Augen sehen können! Vielleicht glaubt uns 
dann jemand, dass wir hier wirklich handeln! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Zum Thema Investorenmodell wurde ja auch 
gesagt, wir würden hier nichts tun. Wir haben 
Verfahren verabredet, die heißen, wir brauchen 
- -.  
 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Die Nerven schei-
nen aber ganz schön blank zu liegen! -  
Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ja, bei Ihnen aber auch!) 
 
Nein, die Nerven liegen gar nicht blank.  
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Doch!) 
 
Mich nervt es, wenn hier derartig die Fakten ver-
dreht werden, dass es wirklich alle Mühe 
braucht, sich hier noch durchzusetzen und da-
mit überhaupt noch Gehör in der Öffentlichkeit 
zu verschaffen, 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
 
denn das, was hier gerade passiert ist, hat über-
haupt nichts damit zu tun, dass wir in einer 
Problemlage mit einer Lösung vorwärtskom-
men, sondern es wird nur Verunsicherung bei 
den Eltern geschürt! Das nervt mich wirklich 
dermaßen! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Was wir tatsächlich brauchen, ist Elternfreund-
lichkeit im System. Da bin ich ja mit allen Red-
nerinnen und Redern hier d’accord, wir brau-
chen mehr Elternfreundlichkeit im System. Wir 
brauchen mehr Transparenz für das, was pas-
siert, und dazu gehört auch - und damit be-
schäftigen wir uns auch - eine Zentralisierung 
des Anmeldeverfahrens.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 

Aktuell ist es so, dass die Letzte, die davon er-
fährt, wie die Anmeldesituation ist, die dafür ver-
antwortliche Senatorin ist. Wie sollen wir denn 
dann planen? Ich werde mit Zahlen konfrontiert, 
wenn ich in Ortsteilen unterwegs bin, weil die 
Einrichtungen die Anmeldungen einsammeln. 
Wie soll ich denn dann meine Planung auf die 
Bedarfe ausrichten, wenn die Bedarfe erst zu-
letzt bei uns angemeldet werden?  
 
Wir sind ja mit den Trägern in unserem Bündnis 
unterwegs. Eine zentrale Maßnahme wird sein, 
dass wir zu Beginn des nächsten Kindergarten-
jahres versuchen, die Anmeldung zu zentrali-
sieren. Das wird noch einiger rechtlicher Prü-
fungen bedürfen, denn mir ist auch wichtig, 
dass wir das auf dem Boden des Gesetzes ma-
chen. Der Boden des Gesetzes sieht in der Kin-
dertagesbetreuung - das muss ich Ihnen, Frau 
Ahrens, nicht erzählen - das Subsidiaritätsprin-
zip vor. Damit müssen wir schauen, wie man 
das dann auf diesem Boden gut bereiten kann.  
 
Wir sind auch mit den Trägern im Bereich der 
Finanzierungssystematik unterwegs. Dazu wird 
es im März einen eintägigen Workshop geben, 
um uns mit Unterstützung der Deutschen Kin-
der- und Jugendstiftung genau anzuschauen, 
wie wir dort die Weichen stellen können zu ei-
nem System, das tatsächlich für die Eltern mehr 
Transparenz, eine bessere Klarheit schafft und 
damit auch besser an den Bedarfen orientiert 
eine Planung in die Verfahren einschaltet, statt 
einer pauschalen Ausweitung von Rechtsan-
sprüchen, wie sie jetzt gerade hier gefordert 
war. Das alles ist das, was faktisch getan wor-
den ist.  
 
Wir brauchen - auch dafür habe ich mich immer 
verwendet - eine bessere Reaktionsfähigkeit im 
System, das heißt, wir brauchen eine bessere 
Möglichkeit, auch unterjährig Bedarfe nachzu-
steuern. Tatsächlich ist es ja so - das können 
Sie auch in diversen Reden nachlesen -, dass 
wir sehen, dass sich das Verhalten bei der In-
anspruchnahme der Eltern verändert hat, und 
zwar aus gutem Grund: Weil wir nämlich auf 
Bundesebene das Elterngeld eingeführt haben, 
eine Maßnahme, die lange Zeit insbesondere 
von Ihrer Partei, Frau Ahrens, unterbunden wor-
den ist! 
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Und wer hat es ein-
geführt?) 
 
Ja, wer hat es eingeführt, nachdem das Gesetz 
in der Schublade von wem gemacht worden 
war? Das ist ja die entscheidende Frage! Der 
Punkt ist, das Elterngeld führt dazu, dass Eltern 
heute eben nach 14 Monaten, und zwar direkt 
nach der Geburt des Kindes, in der Regel ihren 
Anspruch auf Kindertagesbetreuung realisiert 
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haben möchten. Das heißt eben, dass wir mehr 
Bedarf haben, auch unterjährig Kinder aufzu-
nehmen, als es in der Vergangenheit der Fall 
gewesen ist. Auch das ist, glaube ich, eine be-
darfsgerechte Steuerung, wenn wir die Möglich-
keiten schaffen, unterjährig mehr Kinder aufzu-
nehmen.  
 
Ich will noch einen Satz zu den Hortplätzen sa-
gen, Frau Leonidakis. Einrichtungen geschlos-
sen! Ja, es werden, Frau Leonidakis, Hortein-
richtungen geschlossen, und zwar immer dann, 
wenn an dem Ort entsprechende Ganztags-
schulplätze geschaffen worden sind. Das ist ge-
nau das Verfahren, was verabredet ist, dass 
Horteinrichtungen in dem Maße abgebaut wer-
den, wie neue Ganztagsplätze geschaffen wer-
den.  
 
Darüber hinaus haben wir das Versprechen ge-
geben, dass wir diese Hortplätze eben nicht 
dauerhaft abschaffen, sondern eben stadtweit 
schauen, weil wir eine Situation haben, in der 
der Bedarf nach Ganztagsbetreuung stärker 
wächst, als wir Ganztagsschulplätze nachsteu-
ern können. Herr Güngör hat den Grund ge-
nannt, es müssen bauliche Maßnahmen vor Ort 
erfolgen. Ganztagsschulplätze kann man nicht 
einfach aus der Luft greifen, sondern dafür 
braucht es bauliche Voraussetzungen an den 
Schulen, die erst geschaffen werden müssen. 
Deshalb bekommen wir vielleicht nicht in der 
Schnelligkeit die Ganztagsplätze hin, wie wir 
uns das vielleicht wünschen würden. Insofern 
bleiben auch die Hortplätze erst einmal im Be-
stand bestehen.  
 
(Zuruf Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]) 
 
Genau, den Nachweis können Sie gern erbrin-
gen! 
 
(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]: Der Nach-
weis war im Unterausschuss!) 
 
Der Nachweis war im Unterausschuss? Ja, ich 
habe doch gerade gesagt, die Einrichtungen 
werden dann geschlossen, wenn an der glei-
chen Stelle entsprechende Ganztagsschul-
plätze geschaffen worden sind.  
 
Dann noch ein Punkt zur Qualitätssicherung, 
denn das ist aus den Debatten jetzt ganz ver-
schwunden, weil wir uns hier über Rechtsan-
sprüche und darüber, wer was gesagt hat, ge-
stritten haben! Für mich ist das oberste Ziel der 
Schaffung von Plätzen, dass wir gute Bildung 
von Anfang an und damit gute, faire Startbedin-
gungen für alle Kinder in dieser Stadtgemeinde 
organisieren.  
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Auch das ist eine klare Haltung, Frau Kohl-
rausch! Deshalb laufen alle Maßnahmen zur Si-
cherung der Qualität in den Kitas weiter. Wir ha-
ben zusätzliche Ressourcen für die Sprachför-
derung zur Verfügung gestellt und gestärkt. Ich 
glaube, es ist A und O, dass wir mit der Sprach-
förderung in den Kitas verstärkt unterwegs sind, 
damit die Kinder bei der Einschulung eine gute 
Chance haben und nicht schon am Tag eins in 
der Schule verloren haben.  
 
(Zuruf Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]) 
 
Wir haben ein großes Projekt aufgelegt, BRISE, 
um endlich Erkenntnisse darüber zu gewinnen, 
welche Wirkungen eigentlich unsere Maßnah-
men zur Unterstützung in der frühkindlichen 
Förderung entfalten. Auch das ist ein Beitrag 
dazu, weiter die Qualität zu steigern, und eben 
das Gegenteil von dem, was hier dargestellt 
worden ist, wir würden alles nur tun, um die 
Leute zu ärgern und möglichst schlechte Bedin-
gungen und möglichst große Einsparungen zu 
produzieren.  
 
Wir haben im letzten Jahr die Arbeit an einem 
Bildungsrahmenplan null bis zehn aufgenom-
men, und das trotz all der Anstrengungen, die 
wir haben, und trotz Ihrer Sorgen, dass hier eine 
überforderte Senatorin stehen könnte, die all 
diese Dinge nicht mehr schaffen kann. Nein, wir 
können auch das schaffen, wir können das pa-
rallel bearbeiten, wir können dafür Sorge tra-
gen, dass wir mit dem Kitaausbau vorwärtskom-
men, und gleichzeitig den Blick auf die Qualität 
dabei nicht verlieren, das bekommen wir beides 
noch auf die Kette! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen - Zurufe 
CDU, DIE LINKE)  
 
Ich komme deshalb zum Schluss und kann nur 
sagen: Aus meiner Sicht ist ein Großteil dessen, 
was in den Anträgen hier dargestellt ist, tatsäch-
lich durch faktisches Regierungshandeln erle-
digt, weil es eben nicht nur Absichtserklärungen 
sind, sondern weil wir in vielen Punkten durch 
tatsächliches Handeln in den letzten Monaten 
unterstrichen haben, wohin bei uns die Reise 
geht. Wir wollen flächendeckenden Ausbau in 
der Stadtgemeinde.  
 
Um das auch nochmal deutlich zu sagen, das 
Vorhandensein eines Platzes ist überhaupt erst 
die Voraussetzung, dass das, was wir im Ge-
setz heute schon geregelt haben, auch seine 
volle Kraft und Wirkung entfalten kann, dass wir 
keine Konkurrenzsituation von Eltern um Plätze 
mehr haben! Deshalb geht die volle Kraft, Prio-
ritätensetzung Nummer eins, in den Platzaus-
bau. Prioritätensetzung Nummer zwei: Keine 
qualitativen Verschlechterungen dabei! Priorität 
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Nummer drei: Elternfreundlichkeit im System 
generieren, damit Eltern eine klare Orientierung 
haben! Das ist das, was wir zur Grundlage un-
seres Handelns gemacht haben. Insofern müs-
sen Sie viele der Diskussionen, die wir in den 
Unterschüssen geführt haben, die wir hier ge-
führt haben, die wir in der Deputation schon 
mehrfach geführt haben, auf der großen Bühne 
hier aus meiner Sicht nicht immer in der unschö-
nen Art und Weise wieder darstellen und die 
Fakten derart verdrehen, dass am Ende die El-
tern, die die Debatte womöglich hier verfolgt ha-
ben, total verunsichert nach Hause gehen und 
im Zweifel auch die Kitaleitungen morgen den 
Eltern mit großem Aufwand erklären müssen, 
was tatsächlich Faktenlage ist! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.  
 
Die Beratung ist geschlossen.  
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Zuerst lasse ich über den Antrag der Fraktion 
der CDU mit der Drucksachen-Nummer 19/117 
S abstimmen. Hier ist getrennte Abstimmung 
beantragt worden. Ich lasse zunächst über die 
Ziffer 1 des Antrags abstimmen.  
  
Wer der Ziffer 1 des Antrags der Fraktion der 
CDU mit der Drucksachen-Nummer 19/117 S 
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen! 
 
(Dafür CDU, DIE LINKE, LKR, Abg. Tassis 
[AfD]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt die 
Ziffer 1 des Antrags ab. 
 
Ich lasse über die Ziffer 2 des Antrags der Frak-
tion der CDU abstimmen. 
 
Wer der Ziffer 2 des Antrags der Fraktion der 
CDU mit der Drucksachen-Nummer 19/117 S 
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen! 
 
(Dafür CDU, DIE LINKE, FDP, LKR, Abg. Tas-
sis [AfD])  
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt die 
Ziffer 2 des Antrags der Fraktion der CDU mit 
der Drucksachen-Nummer 19/117 S ab. 
 
 
Nun lasse ich über den Antrag der Fraktion DIE 
LINKE mit der Drucksachen-Nummer 19/141 S 
abstimmen. 
 
Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE mit der 
Drucksachen-Nummer 19/141 S seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
(Dafür DIE LINKE) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP, LKR, Abg. Tassis [AfD]) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den 
Antrag ab. 
 
Jetzt lasse ich über den Antrag der Fraktion der 
CDU mit der Drucksachen-Nummer 19/155 S 
abstimmen. 
 
Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der 
Drucksachen-Nummer 19/155 S seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
(Dafür CDU, FDP, LKR, Abg. Tassis [AfD])  
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den 
Antrag ab. 
 
Nunmehr lasse ich über den Antrag der Fraktion 
DIE LINKE mit der Drucksachen-Nummer 
19/325 S abstimmen. 
 
Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE mit der 
Drucksachen-Nummer 19/325 S seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
(Dafür DIE LINKE, CDU, FDP, Abg. Tassis 
[AfD]) 
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Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen)  
 
Stimmenthaltungen?    
 
(LKR) 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den 
Antrag ab. 
 
Nun lasse ich über den Antrag der Fraktion der 
FDP mit der Drucksachen-Nummer 19/332 S 
abstimmen. 
 
Wer dem Antrag der Fraktion der FDP mit der 
Drucksachen-Nummer 19/332 S seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
(Dafür FDP, CDU, LKR, Abg. Tassis [AfD]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
(DIE LINKE) 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den 
Antrag ab. 
 
Zum Schluss lasse ich über den Antrag der 
Fraktion der CDU mit der Drucksachen-Num-
mer 19/352 S abstimmen. 
 
Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der 
Drucksachen-Nummer 19/352 S seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
(Dafür CDU, DIE LINKE, FDP, LKR, Abg. Tas-
sis [AfD]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den 
Antrag ab. 
 
Im Übrigen nimmt die Stadtbürgerschaft von 
den Berichten der städtischen Deputation für 
Kinder und Bildung, Drucksachen-Nummern 
19/433 S bis 19/438 S, Kenntnis. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
schlage Ihnen vor, dass wir jetzt noch die Ta-
gesordnungspunkte ohne Debatte aufrufen.  

Stärkung der Regionalsprache Nieder-
deutsch in den kommunalen Einrichtungen 
der kulturellen Bildung 
Ortsgesetz zur Änderung des Ortsgesetzes 
über den Eigenbetrieb Stadtbibliothek Bre-
men 
Antrag der Fraktionen der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen 
vom 23. Januar 2017 
(Drucksache 19/452 S) 
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.  
 
Wir kommen zur Abstimmung.  
 
Hier ist Überweisung zur Beratung und Bericht-
erstattung an die städtische Deputation für Kul-
tur beantragt worden. 
 
Wer dieser Überweisung seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
  
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen! 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft überweist 
entsprechend.  
 
(Einstimmig)  
 
 
Ortsgesetz zur Änderung des Haushaltsge-
setzes der Freien Hansestadt Bremen 
(Stadtgemeinde) für das Haushaltsjahr 2017 
Mitteilung des Senats vom 7. Februar 2017 
(Drucksache 19/454 S) 
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.  
 
Wir kommen zur Abstimmung.  
 
Wer das Ortsgesetzt beschließen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen!  
 
(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, Abg. Tassis [AfD]) 
 
(Dagegen FDP, LKR) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Die Stadtbürgerschaft beschließt das Ortsge-
setz. 
 
Umsetzung und Kosten des Bremer Bäder-
konzeptes 
Antrag der Fraktion der FDP 
vom 9. Februar 2017 
(Drucksache 19/463 S) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/452%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/454%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/463%20S
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Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. - Wort-
meldungen liegen nicht vor. - Die Beratung ist 
geschlossen.  
 
Wir kommen zur Abstimmung.  
 
Hier ist Überweisung zur Beratung und Bericht-
erstattung an die städtische Deputation, feder-
führend, und an den städtischen Haushalts- und 
Finanzausschuss beantragt.  
 
 
Wer dieser Überweisung seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!  
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Die Stadtbürgerschaft überweist entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
 
Bericht des städtischen Petitionsausschus-
ses Nr. 16 
vom 10. Februar 2017 
(Drucksache 19/464 S) 
 
Eine Aussprache dazu ist nicht beantragt wor-
den.  
 
Wir kommen zur Abstimmung.  
 
Es ist getrennte Abstimmung beantragt worden. 
Ich lasse zuerst über die Petition S 19/58 ab-
stimmen.  
 
Wer der Behandlung dieser Petition in der emp-
fohlenen Art seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP, LKR, Abg. Tassis [AfD]) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen DIE LINKE) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Die Stadtbürgerschaft beschließt entspre-
chend.  
 
Ich lasse jetzt über die restlichen Petitionen ab-
stimmen.  
 
Wer der Behandlung der Petitionen in der emp-
fohlenen Art zustimmen möchte, den bitte ich 
ebenfalls um das Handzeichen!  
 
 

Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft beschließt 
entsprechend. 
 
(Einstimmig)  
 
 
Wahl eines Mitglieds und eines stellvertre-
tenden Mitglieds des Betriebsausschusses 
Werkstatt Bremen 
 
Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.  
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.  
 
Wir kommen zur Wahl.  
 
Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wählen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
  
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen! 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft wählt ent-
sprechend. 
 
(Einstimmig)  
 
 
Wahl eines Mitglieds und eines stellvertre-
tenden Mitglieds des Jugendhilfeausschus-
ses 
 
Auch hier liegt Ihnen der  Wahlvorschlag schrift-
lich vor.  
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.  
 
Wir kommen zur Wahl.  
 
Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wählen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
  
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Auch hier stelle ich fest, die Stadtbürgerschaft 
wählt entsprechend. 
 
(Einstimmig)  

Wahl eines Mitglieds der städtischen Depu-
tation für Soziales, Jugend und Integration 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/464%20S
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Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.  
 
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.  
 
 
Wir kommen zur Wahl.  
 
 
Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wählen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
 
Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft wählt ent-
sprechend.  
 
(Einstimmig) 
 
Meine Damen und Herren, ich bedanke mich. 
Das war für heute der letzte Tagesordnungs-
punkt.  
 
Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Abend 
und schließe die Sitzung.   
 
(Schluss der Sitzung 19.04 Uhr) 
 
 
Die mit *) gekennzeichneten Reden wurden 
vom Redner/von der Rednerin nicht überprüft. 
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